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Kann das Schulwesen sich selbst verwalten?

Paul-Ludwig W einacht

Europa verdankt sein Schulwesen der Kirche. Schule und Kult gehörten zu­
samm en, und zwar im Zeichen des Lehr- und Hirtenamtes. Bis ins 16. und 17. 
Jahrhundert war das Unterrichtswesen ein annexum ecclesiae, d.h. eine Fort­
setzung von Kirche bzw. Reform ation m it anderen M itteln. Die weltliche M acht 
erkannte die Einheit des „Kirchen- und Schulenstaats“ noch zu einer Zeit an, 
als beide bereits staatlicher Inspektion unterworfen waren. Der Name unserer 
Kultusministerien, ihre Zuständigkeit für Schul- und Kirchenangelegenheiten 

erinnert daran. Noch in unserem Jahrhundert nahmen Geistliche auf dem fla­

chen Lande in staatlichem Auftrag Schulratsfunktion wahr. Erst die W eim arer 
Reichsverfassung beendete diese Tradition1.

W as bedeutete die Verstaatlichung der geistlichen Schulzucht? Auf der Ebe­
ne der Bildungsziele stellt sie sich dar als Auswechselung des christlichen Haus­

vater-M odells durch das Staatsbürger-M odell2. Der Begriff „Staatsbürger“, in 

einem Schulerlaß des bayerischen Kurfürsten bereits im Jahr 1770 zu belegen, 
wurde in der Epoche des Josefinism us zu einer laizistischen Kam pflosung gegen 
das Jesuitenkolleg3.

Auf Verfassungsebene bedeutete sie einen wichtigen Schritt auf die Vervoll­
ständigung innerer Souveränität und zugleich eine Notstandsm aßregel gegen 
einen kirchlichen „Staat im Staat“, der dem fürstlichen Regim e gefähr-

*) Der nachstehend abgedruckte Vortrag wurde am  28. Juli 1971 auf der 27. Tagung des 
Sem inars für freiheitliche Ordnung in Herrsching am  Am m ersee gehalten.

1) Vgl. Koch, Zur Aufhebung der geistlichen Ortsschulaufsicht in Preußen, in: Preußi­

sches Verwaltungsblatt 1918/19, S. 178. Eine system atische Darstellung dieser Ablö­

sungsprozesse und  ihre Interpretation  in geistes-, wirtschafts- und sozialgeschichtlichen 
Zusam m enhängen steht noch aus. Zur Literatur vgl. die bibliographischen  Angaben in 
Gebhardt, Handbuch der Deutschen  Geschichte Bd. II, Stuttgart 1955®, S. 189, 194 f.; 
Th. Opperm ann, Kulturverwaltungsrecht, Tübingen 1969, S. 3— 17; A. Freiherr v. Cam­

penhausen, Erziehungsauftrag  und staatliche  Schulträgerschaft, Göttingen 1967.

2) Eine differenzierte M odell-Bildung bzw. -Kennzeichnung  verlangt die Berücksichtigung 
der Unterschiede zwischen „deutschen“ und „Lateinschulen“, protestantischen und ka­

tholischen Schulen und nicht zuletzt die Berücksichtigung der Schulträger: private Schul­

unternehm er, Stadt, Stände, Kirche, Staat usw. M an  würde etwa in den katholischen La­

teinschulen des Typus,Jesuitenkolleg4 die aus den  Traditonen spätröm ischer Rhetorik 
(Artes  liberales) und nachtridentinischen  Katholizism us’ gebildete Figur des „Predigers“ 
entdecken können; erklärtes Ziel dieser Schulen war die „sapiens et eloquens pietas“ !

3) Vgl. m eine begriffsgeschichtliche Studie zu „Staatsbürger“ in: Der Staat, 1969 Heft 1 
(8. Bd.), S. 41—63 (47); außerdem : Fooken, Die geistliche Schulaufsicht und ihre Kriti­

ker im 18. Jahrhundert, 1967.
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lieh werden könnte. Es m ag an dieser Notstandsfunktion gelegen haben, 

daß das ius suprem ae inspectionis, also die Schulaufsicht, nicht bloße Recht­

m äßigkeitskontrolle blieb, sondern die ausschließliche, inhaltsbestim m ende 

Leitung und unm ittelbare Verwaltung der inneren Schulangelegenheiten m it 

unter sich begriff. Auch in Art. 7,1 GG hat m an nicht nur Aufsichtsrechte im 

engeren Sinn (d.h. Fach- und Rechtsaufsicht) zu verstehen, sondern darüber 
hinaus die Gesam theit der staatlicher; Befugnisse zur Organisation, Planung, 
Leitung und Beaufsichtigung des Schulwesens4.

Die W ahrnehm ung dieses Rechts gestaltet sich heute zunehm end schwieri­
ger. Je weiter der gesellschaftliche Entwicklungsprozeß voranschreitet und auf 
Schule und Hochschule ebenso einwirkt wie auf die gesam te Sozialisations-, 
Erziehungs- und Bildungssituation, desto bereitwilliger ist der Staat, seine Ver­
pflichtung EDCBAm i t  g e s e l l s c h a f t l i c h e n  K r ä f t e n  zu teilen5.

Der Staat ist seiner älteren kulturellen M ission überdrüssig geworden und 

sucht nach einer Entlastung verheißenden Form el. Im Begriff der Selbstver­
waltung scheint sie gefunden: in ihr könnte sich ein Nachfolgebegriff für die 

staatliche Schulverwaltung ankündigen6.
W enn im folgenden von Begriff und von den Chancen der Selbstverwaltung 

gesprochen wird, so handeln wir nichii nur von verwaltungstechnischen M aß­

nahmen, wie sie in der wissenschaftlichen Betriebsführungslehre (scientific 

m anagem ent) als Dekonzentration oder Dezentralisierung bezeichnet werden; 
wir handeln auch nicht nur von m otivationspsychologischen M aßnahm en, wie 

sie in der hum an-relations-Schule unter dem Begriff der „Identifikationsm echa­
nism en“ beschrieben werden7. Im ersten Falle würden wir den Schulbetrieb von 
den gesam tstaatlichen Leitungs- und Lenkungsfunktionen isolieren; im zweiten

4) Vgl. Th. Opperm ann (Anm. 1) S. 252— 258 (253).
5) Der Erfahrungshintergrund  dieser Tendenzaussage liegt im  Bereich kom m unaler Ent- 
wicklungsplam m g. ln den USA  hat m an längst erkannt, daß  eine bedrohliche Alternative 
zur verwissenschaftlichen Planungsbürokratie im  Überhandnehm en von Technik (techno­
cratic planning) oder aber in der äußerst schwierigen Entwicklung einer „hum anen Pla­
nung“ liegt: „W e m ust develop a hum anistic style of learning through planning and a 
theory of planning as widespread social learning. This is what we m ust learn if we are to 
escape the new  superhighways to postindustrial serfdom  and begin to release the vast 
potentials for hum anist reconstruction.“ (Ei. M . Gross, Planning in an era of social revo­
lution, in: Public Adm inistration Review XXXI, Nr. 3,(1971), S. 259— 97 (294); vgl. zu 
diesem  Problem  auch die Kritik von John Friedm an an den zentralistischen Konzeptio­
nen einer „com prehensive planning“, die e:r m it der Um form ulierung des Konzepts der 
„advocacy planning“ und „W ettbewerbs-Planung“  beantwortet, ebd. S. 315— 25 (321  —  
23).
6) Diese „Ankündigung“ beschränkt sich im  Augenblick auf die bildungspolitische Dis­
kussion und die vergleichende Verwaltungswissenschaft;  das Schulrecht verhält sich eher 
abweisend, vgl. das sehr vorsichtige Urteil Th. Opperm anns (Anm . 1) S. 253-255.
7) Zu diesen sozialwissenschaftlichen Richtungen vgl. B. M . Gross, The M anaging of Or­
ganizations, The Free Press of Glencoe, Bd. 1 (1964), S. 119-190.
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Fall würden wir das Individuum in seinen adaptiven und kognitiven Fähigkeiten 

unterschätzen und deren Entwicklungsbedingungen willkürlich festlegen. W ir 

wollen vielm ehr Schulverwaltungsproblem e im Hinblick auf Aufgabe und Stel­

lung der Bildung in der Gesellschaft verstehen, und wir wollen zweitens Schul­

verwaltungsproblem e im Hinblick auf ihre politischen Im plikationen verstehen, 

also vor dem Hintergrund des politischen Prozesses und der in der Gesellschaft 
geltenden Norm en.

Bei dieser Perspektive em pfiehlt sich folgendes Vorgehen: Erstens gilt es, 

das bisherige Verhältnis von Schule und Verwaltungsordnung zu charakterisie­

ren. Zweitens: neue Faktoren auszum achen, die in dieses Verhältnis einschlagen 
und die eine Änderung nahelegen. Drittens: M odelle einer neuen Verwaltungs­
ordnung zu entwerfen oder zum indest nach ihren Hauptm erkm alen zu skizzie­
ren, viertens: diese M odelle auf einen gem einsam en Fall zu beziehen. Fünftens: 

diese M odelle untereinander zu vergleichen und zu bewerten.

1. Die überkom m ene Ordnung von Schule und Staatsverwaltung

Schule in Deutschland war rechtlich und organisatorisch als Anstalt definiert8. 
D iese Bestim m ung und Normierung entsprach nicht nur verwaltungsrechtlichen 
Ansprüchen, sondern auch dem gesellschaftlich .vorherrschenden Erziehungs- 

Verständnis. Anstaltszweck war - simplifiziert, zu reden — die Vermittlung von 

Kenntnissen und Zuerkennung von Berechtigungen. Ein gezielter Aufbau von 

Haltungen, die dem Erwerb und der Nutzung von Kenntnissen förderlich wa­
ren, wurde als Aufgabe des Elternhauses verstanden. W eiterführende Schulen 
konnten unbeküm m ert Auslesefunktionen wahrnehm en: wer nicht m itkam, 

wurde nicht etwa dazu instandgesetzt, sondern abgestoßen. Der rechtliche 
Status der Anstaltsbenutzer war das besondere Gewaltverhältnis, d.h. ein funk­
tionsspezifischer, örtlich und zeitlich begrenzter Nutzungsverzicht bestimm ­

ter Freiheiten. Dieser Verzicht erm öglichte die Unterlassung von Differenzie­
rungen und die Handhabung des Kollektivunterrichts: das Individuum inter­
essierte nur insoweit, als es ein Verhältnis zum Klassenziel und zum Anstalts­
zweck erkennen ließ. Diese durchgängige Objektrolle im Erziehungs- und 
Lernprozeß traf den Schüler als Teil jenes „unabwendbaren“ Rituals, durch

8) Vgl. die berühm te und weitreichende Richtungsentscheidung des Allgem einen Land­
rechts der preußischen Staaten, Teil II, Titel 12, wonach Schulen „Veranstaltungen des 
Staates“ seien; sie standen dam it in einer Reihe m it Regierungseinrichtungen wie Kadet­
tenanstalten, Kasernen, Gefängnissen  usw. Eine gegen-anstaltliche, eher pädagogische 
Konzeption war die der „Pflanzstätte“ (sem inarium ), wo Aus-Bildung  und Ent-W icklung 
junger M enschen stattfinden, nicht diese der herrschaftlichen  Anstaltsgewalt der Schule 
als deren „Benutzer“  unterworfen sein sollten; vgl. auch A. Flittner, Die politische Erzie­
hung in Deutschland, Geschichte, Problem e, Tübingen 1957.
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das die junge Generation  in  die Erwachsenenwelt hineingezogen wird und diese 

gegen Änderungen  schützt. 1

Übrigens befand sich auch der Lehrer in einer Objektstellung vor. W enn er 
als Staatsbeam ter zuweilen  selbstherrlich  erschien, so nicht deshalb, weil er 
frei gewesen wäre, sondern  höchstens deshalb, weil er schwerer als andere zu 
instruieren und zu kontrollieren  war. Das Beam tenrecht wurde subjektiv  nicht 
als einschränkende Bedingung des Lehrerverhaltens em pfunden -  war es doch 

nur die Kehrseite  jener sozialen Sicherheit, um  deretwillen andere noch  weit 
größere Einschränkungen ihrer Berufsfreiheit in Kauf nahm en. Im  übrigen besaß 
die professionell am  weitesten fortgeschrittene Lehrergruppe, die Philologen, 

in der de-facto-Anerkennung  ihrer pädagogischen Freiheit ein M ittel, Konflikte 
zwischen Berufsrolle und dienstlicher W eisungsgebundenheit zu entschärfen9.

Die heute dom inierende juristische Auslegung schulbezogener Rechtsm ate­

rien folgt noch im m er diesem  hoheitlich, anstaltlichen, kollektiven, statischen  
Verständnis  von Schule. Prononciert zu reden: Nicht die Schule, sondern der 

Schüler steht auf dem  Prüfstand. Schuleignung bedeutet nicht die Angem essen­

heit der Schule für die Kinder, sondern im m er noch deren  Toleranz für Schule. 
Dadurch gerät das Ausbildungsrecht gegenüber der Erziehungstheorie im m er 

m ehr in Verzug. Ein M ünchner Verwaitungsgericht m einte gar, die Bem erkung 

von Anschütz über den Charakter des Ausbildungsrechts als einer ,Insel des Ab­

solutism us1 (Die Verfassungsurkunde für den Preußischen Staat vom  31.1.1850) 

habe ungeschm älerte Aktualität behalten10.

Form al war und ist Schulverwaltung bürokratisch strukturiert, d.h. sie ist 
gekennzeichnet durch unpersönliche soziale Beziehungen; Autoritätsbefugnis 

und Pflichten, die a priori spezifiziert sind und eher an die Position gebunden  
sind als an das einzelne Individuum ; Autorität auf hierarchischer Basis; Tren­

nung  von zielsetzenden  und adm inistrativen Positionen; allgemeine Regeln für 

jedwedes Verhalten, das nicht durch das bisher Gesagte spezifiziert ist; Spezia­

lisierung —  freilich nur im  Rahm en der jeweiligen Beam tenlaufbahn  für Volks­

schul-, M ittelschul-, Gym nasiallehrer usw.

Dieses Verwaltungsm odell ist nachgewiesenerm aßen  effizient, solange es um  
gleichförm ige, wiederholbare Aufgaben in einer statischen  Gesellschaftsord­

nung  geht11. Die durch bürokratische Rationalität gewonnene M öglichkeit der 
Trennung von dienstlicher Obliegenheit und privater M otivationsstruktur, der 
förm lichen W eisungsgewalt, die an Positionen, nicht an Überzeugung  oder

9) Vgl. J. Kob, Das soziale Berufsbewußtsein des Lehrers der höheren Schule, W eltbild 
und Erziehung 21, W ürzburg 1958; zum  ganzen auch: R. Dahrendorf, Gesellschaft und 
Demokratie in Deutschland, M ünchen 1965, S. 341— 359.
10) Vgl. M ünchner M erkur v. 21. Juli 1971.
11) Vgl. E. Litwak, Drei alternative Bürokratiem odelle, in: Bürokratische Organisation, 

hg. v. R. M ayntz (=  Neue W issenschaft!. Bibliothek 27), Köln/Berlin 1968, S. 117— 126.
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Überredung gebunden ist - diese bürokratische Rationalität büßt heute jedoch 

an Effizienz ein und läßt sich auch dadurch kaum m ehr retten, daß m an sie auf 

die Schulaufsicht einschränkt, im Anstaltsverhältnis aber unter dem Druck neuer 
Bedingungen und einseitig zu Lasten des Lehrers suspendiert.

2. Neue Faktoren, die das Schulwesen bestimm en

Bildungspolitik und Bildungsforschung haben das Schulwesen unter neuen 
Perspektiven zu sehen gelehrt. Drastische W andlungen zeichnen sich vor allem  

auf folgenden fünf Gebieten ab:
1. Auf dem Feld der M otivationspsychologie: M an sieht zunehm end, daß 

Haltungen, Einstellungen und Bereitschaften den Lem vorgang wesentlich be­

einflussen, daß es also darauf ankom m t, die m otivationale Struktur zum Ge­
genstand der Schule zu m achen und nicht auf das Elternhaus abzuschieben.

2. Auf dem Feld der Begabungs- und Lem psychologie: M an hält die Vor­

stellung eines genetisch fixierten Begabungspotentials für überwunden und sieht 
M öglichkeiten, Begabungen von frühester Kindheit an durch gezielte Förderung 
aufzubauen und zu erweitern.

3. Auf dem Feld der Curriculumforschung: M an hält den herköm mlichen 

Fächerkanpn unserer Schulen und die gegenwärtige Organisation des Lernens 
für überholt und prüft M öglichkeiten, individuellen Fähigkeiten gerecht zu wer­
den, effektiv zu arbeiten — etwa durch Nutzung neuer Unterrichtstechnolo­

gien — und überflüssige Kenntnisse zu ersetzen durch den Erwerb eines unzer­
störbaren geistigen Kapitals, näm lich: der Bereitschaft und Fähigkeit, dauernd 
hinzuzulem en.

4. Auf dem Feld der Bildungssoziologie: M an hält die herköm mliche Unter­
scheidung von zwei Lebensphasen, einer schulischen, der sogenannten Schulzeit, 
und einer nachschulischen, des sogenannten Berufslebens, für obsolet. Bildung als 
Fort- und W eiterbildung begleitet den M enschen von Anfang an bis zum Ende 
seines Lebens — freilich in unterschiedlicher Intensität, m it unterschiedlichem  

Gewicht und m it unterschiedlicher Zwecksetzung. Das bedeutet: Schule und 
Leben stehen nicht m ehr im Verhältnis von jung und alt, drinnen und draußen, 
vorher und nachher, sondern in einem Verhältnis der Gleichzeitigkeit, das viel­
fältigen Brechungen unterliegt.

5. Auf dem Feld der Bildungspolitik: M an hält die gegenwärtig bestehende 
unterschiedliche Ausstattung bestim m ter Landschaften oder Bevölkerungs­

schichten m it Bildungschancen für ungerecht und versucht, das Recht auf Bil­

dung allen in vergleichbarer W eise zugänglich zu m achen.
Aus diesen fünf Einsichten werden zum Teil recht unterschiedliche Konse­

quenzen gezogen. Versuche, m öglichst viele dieser Einsichten zu einem neuen 
Konzept von Schule zu verbinden, befinden sich noch im Zustand der Planung 
und der Utopie.
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Hier wäre etwa der Entwurf des amerikanischen Städteplaners M ilton A. 

Young vom Travelers Research Center, Hartford, Connecticut, zu nennen, der 
das Bildungswesen einer Reißbrettstadt im Nordwesten W ashingtons, der soge­
nannten Fort Lincoln New Town, folgendermaßen beschreibt: Die Entwicklung 
von Fort Lincoln New Town bedeutet den Aufbau dieser Gem einde zugleich als 
eines Lem zentrums (total learning center) in dem Bildungserfahrungen auf stän­
dige W eiterbildung ausgerichtet sind und sicherstellen, daß das Individuum die 
verschiedensten Beziehungen anknüpfen kann. Die Bildungsstätten von Fort 

Lincoln wollen nicht Schulen (schoolhouses) im herkömm lichen Sinne sein, 
sondern sollen aus einer M annigfaltigkeit völlig flexibler Lokale bestehen (a 
variety of totally flexible spaces). Diese Lokale werden in W ohntrakten, in Ge­

schäftshäusern, in Regierungsgebäuden, in Kunstzentren, in Hochschulen und 
Banken liegen. Die Gemeinde wird die Rolle eines kom pletten Schulraum s 

(“classroom”) für Studium , Arbeit und Praxis übernehm en, ohne ihre Rolle im 
wirklichen Leben darüber zu versäum en. Kinder vom Vorschulalter bis zu 12 
Jahren werden in Lem -Lokale (learning spaces) gehen, die in der Nähe ihrer 
W ohnung liegen. Die anderen Kinder und die Erwachsenen werden spezielle 

Lem lokale überall in der Stadt aufsuchen. Diese Lokale werden völlig offen 

sein. Sie sollen das ganze Jahr hindurch benutzbar sein. Sie werden differen­

zierte Lehrkörper haben und eine Fülle verschiedener Lernm ittel enthalten. 
Und wichtiger noch: sie sollen anderen Nutzungen offenstehen, je nachdem, 

wie die Natur der Bevölkerung oder der W andel der Gem einde es verlangen. 
Ein solches Bildungswesen wird in einem Prozeß stetiger Neubewertung seine 

dynam ischen M erkm ale behalten und jene Anpassungsfähigkeit, die es braucht, 

um die Erwartungen von Lernenden und Eltern zu erfüllen. Es wird aufbauen 
auf einer um fassenden Kenntnis der Verhaltenswissenschaften und der Techno­

logie und wird für eine ständige Ergänzung des Lehrkörpers sorgen — ebenso' 

für individuelle Lem program m e, auf verschiedene Altersstufen abgestim m te 

Lem weisen und nicht zuletzt eine gedeihliche Entwicklung der Faktoren inner­
halb und außerhalb der Schule, die das Lem verm ögen der Schüler beeinflus­

sen12.
Es handelt sich hier um den Ansatz zu einem Totalsystem  von Bildung, das 

aus verschiedenen Untersystemen und Einzelprogram m en zusam m engesetzt 
ist. Die Streuung der Lem lokale und ihre funktionale Differenzierung soll die 
Gefahr des großen Einerlei abwenden; ausdrücklich gilt: jeder Schritt soll von 
alternativen Fortgangsm öglichkeiten begleitet sein. Das Vertrauen des Erfin­

ders in sein System ist grenzenlos: Er sieht darin ein W erkzeug, das die M ög­
lichkeiten m enschlicher Entwicklung, m enschlicher W ahlm öglichkeit und Frei­
heit auf den höchsten Punkt bringen kann.

12) Vgl. S. A. Bailey, Educational Planning: purposes and  power, in: Public Adm inistrati­
ve Review, XXI (1971), Heft 3. S. 345-352  (351).
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W ohlgem erkt, es handelt sich hier um  kein Bestandsbild, sondern um  ein Pro­

jekt, das eine Reihe utopischer Züge aufweist —  der auffallendste ist wohl die 
Transform ation der schulisch skelettierten  Gesellschaft in  eine Lem-M olluske 

ohne festes schulisches Skelett: Schule zentriert sich nicht zu Schulzentren 
oder Gesam tschulen, sondern  explodiert und verteilt sich; sie dient nicht m ehr 
dem  Zwecke der Jugendschule, d.h. die junge Generation  in die Lebens- und  
Kulturform en der Erwachsenen einzuweisen; die Unterscheidung  von  jung  und  
alt ist sekundär geworden, eine Frage nur der zum utbaren Schulwege und an­

gem essenen Lem weisen. Schule ist bei M ilton  A. Young  ein Aggregat von Lern- 

Lokalen, die der Funktion  gesam tgesellschaftlicher Erneuerung, gesam tgesell­

schaftlichen W andels, gesam tgesellschaftlicher W eiterentwicklung  dienen sollen.

Die Youngsche Utopie ist nicht auf die nordam erikanische Urbanistik be­

schränkt geblieben. Der Deutsche Bildungsrat hat in seinem  M odell der „stän­

digen W eiterbildung“  m anche Züge dieser Utopie ins Deutsche übersetzt13, so 

wie  ja der Begriff „ständige W eiterbildung“ selbst nichts anderes ist als die Über­

setzung von „life-long-leam ing“.

3. Zwei Wege zu einer neuen Verwaltungsordnung im Schulwesen

Das Problem , das sich  jetzt stellt, ist dieses: W enn Schule heute und in Zu­

kunft einen ganz anderen  Ort im  Leben des einzelnen und der Gesellschaft ein­

nim m t, wenn sie ganz andere Aufgaben und Form en, diese Aufgaben zu erfüllen, 
verlangt - wie steht es dann m it dem  die Rechts- und Verwaltungsordnung des 

heutigen Schulwesens bestim m enden  bürokratischen Anstaltskonzept? Ist es 
nicht hoffnungslos  veraltet? Hindert es nicht die Fähigkeiten, Bereitschaften, 

Einstellungen, die  für ein  gedeihliches Lernen  unabdingbar  sind? Drängt es neue 
Ideen, den Schulbetrieb zu organisieren, Lernprozesse zu leiten, die Rolle der 

Lehrer und Schüler neu zu definieren —  drängt es solche Ideen nicht in den  

Untergrund, in das rote Schülerbüchlein —  sozusagen hors la loi? 14 Positiv for­

m uliert: W ie m uß  das Schulwesen rechtlich und organisatorisch verfaßt sein, 
wenn es neue Lernm öglichkeiten nutzen, sozusagen die Begabungs- und  M oti­

vationsreserven seiner Schüler und seiner Lehrer ausschöpfen  will? 15

13) Vgl. Strukturplan für das BUdungswesen S. 51-57, 197— 214.
14) Eine solche günstige Deutung des „Kleinen roten Schülerbuchs“  (Frankfurt5 1970) 
gibt die Zeitschrift des Bayerischen Lehrer- und Lehrerinnenverbandes „Bayerische Schu­
le“ 1971 (24. Jg.), Heft 14/15, S. 2f.; der diesbezügliche Artikel schließt m it der Frage: 
„Und wo findet sich ein  verlag, der das ganze m einetwegen grün einbindet, die inserate 
für kom m unistische polit-plakate im  anhang  gegen ein vorwort vom  kultusm inister aus­
wechselt und dam it ein schulbüchlein  schafft, aus dem  m an im m erhin lernen kann, die 
schule auch  einm al anders zu sehen als sie tatsächlich  ist.“
15) Hellm ut Becker form uliert diese Frage als Postulat: „Es ist unum gänglich, die büro­
kratische Struktur des BUdungswesens den allgem einen Prinzipien der Bildungsreform
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W ir kennen zwei Antworten auf diese Frage, eine ältere und eine jüngere. 

Die ältere Antwort lautet: Auszug aus dem System der Staatsschule, Sezession 
aus dem bürgerlichen Schulbetrieb, Rückzug auf den privaten Schulverein, gele­
gentlich, so bei M aria M ontessori und bei Syneken: Flucht in die Landschul- 

idylle. Es war und ist dies zum Teil noch im m er der Versuch, Schule als büro­
kratische Anstalt zu verlassen und Planz zu schaffen für die pädagogische und 

soziale Dynamik der Lehrenden und Lernenden, die unter einem gem einsam en 

weltanschaulichen Dach Zusamm enarbeiten.
Dieses Sezessionsm odell, das in Art. 7 GG verfassungsm äßig verankert ist, 

lebte bisher von seinem Ausnahm e-Charakter. Es hatte sozusagen Ventil-Funk­

tion für das allgemeine staatliche Schulwesen. Divergentes Denken, alternative 
pädagogische Konzepte, konkurrierende Bildungsziele konnten hier ausgelagert, 

isoliert und gesellschaftlich unschädlich gem acht werden. Das allgem eine Schul­

wesen hat sich denn auch tatsächlich für Vorbild-und Anregungsm öglichkeiten 
der freien Schulen kaum geöffnet. Die Gesam tschulidee, die das heutige Thema 

Nr. 1 der strukturellen Schulreform darstellt, dürfte kaum aus der W aldorf- 
Pädagogik oder vom Unikum »Odenwald-Schule« übernom m en worden sein.

Es ist im Augenblick wohl wenig aussichtsreich, auf eine Generalisierung die­

ses älteren Sonderweges zu drängen. Vorrangig erscheint m ir die Erneuerung 
der staatlichen Schulverwaltung selbst. Ihre bürokratische Grundstruktur m uß 

insoweit aufgelöst und ergänzt werden, als eine zureichende Verarbeitung von 
Informationen und Berücksichtigung von W erten in ihr und durch sie nicht 
m ehr gewährleistet sind.

Zwei Zielpunkte der Innovation treten dam it hervor: die Dekonzentration 
zentraler Agenturen der Schulverwaltung und die förmliche Betätigung neuer 
Kräfte und Gruppen am Entscheidungsprozeß16.

Durch die Ausgliederung einzelner Entscheidungskom plexe aus der staatlich­
kom m unalen Verwaltung und ihre Absenkung auf die einzelne Schule, könnte 
die Strecke zwischen .stim ulus4 und .response4 verkürzt und m ehr Individualität, 
m ehr Spontaneität und größere Flexibilität gewonnen werden. Schon heute gibt 

es ja bei der Stundenplanaufstellung, Lehrmittelauswahl, z.T. Einstellung von 
Aushilfslehrern Entscheidungsspielräum e auf der Ebene der Einzelschule. Schon 
heute bedient m an sich in Fragen, die zu einer allgemeinverbindlichen Entschei-

entsprechend zu verändern, wenn  nicht in neuen Strukturen  und m it veränderten Inhalten 
dieselbe Form  .verwalteter Schule4 auf den einzelnen  einwirken soll, wie bisher.“ Vgl. H. 
Becker, Reform  der Bildungsverwaltung, in: ders., Bildungsforschung  und Bildungspla­
nung, edition suhrkam p  483, S. 88-146  (100  f.).
16) Die hier angesprochene Doppeltendenz aktueller Verwaltungsreform  hat sich zunächst 
in der nordam erikanischen Urbanistik durchgesetzt (vgl. Anm . 5), von dort ist sie in die 
übrige Verwaltungswissenschaft eingedrungen. Für die Bundesrepublik hat der Konstanzer 
Politologe F. Naschold: Organisation und Dem okratie, Stuttgart2 1971 diesen  Aspekt der 
am erikanischen Diskussion fruchtbar gem acht  .
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dung noch nicht reif sind, etwa weil die Verhältnisse im  Land zu unterschiedlich 

gelagert sind, der Einzelschule als differenzierender Entscheidungsinstanz - ich 

denke etwa an die Frage der Einführung der Fünf-Tage*W oche. An diesem  Bei­

spiel zeigt sich freilich, daß eine Entscheidungsverlagerung  von  oben nach unten 
nicht unbedingt im  Interesse der Einzelschule liegen m uß; im  genannten Fall lief 
es eher darauf hinaus, daß der schwarze Peter der Reform hemm ung  der kleine­

ren Einheit zugespielt wurde.

W as die zweite Innovationsrichtung betrifft, so geht es um  Bedürfnisartikula­

tion und W illensbildung der Schulen und der an ihnen Interessierten sowie um  
Berücksichtigung fachlicher Kenntnisse und Anregungen, sei es aus der W issen­

schaft, aus der Schulpraxis oder der Arbeitswelt. Für die Schulverwaltung  könn­

te dies fruchtbar gem acht werden durch Errichtung fachlicher und gem ischter 

Beiräte, wie sie z.T. heute schon auf Landes- und Bundesebene bekannt sind, 
durch die Einrichtung von Lehrer-, Schüler- und Eltem kam m em , durch Anhö­

rung  von bildungspolitisch Interessierten, sei es Berufsvereinigungen, politischen 

Gruppen, Fachverbänden  usw.

Der Bildungsrat knüpft an beide Tendenzen bzw. Zielen  an, und  zwar unter 
den m odischen und schillernden Vokabeln der ,Autonom isierung‘ und der,Be­

teiligung“7.

M an kann Autonom isierung und Partizipation auf ihre m utm aßliche Lei­

stungsfähigkeit und ihre Auswirkungen prüfen, wenn m an sich über Kriterien  

klar geworden ist, unter denen Leistungsfähigkeit und Auswirkungen bewertet 
werden sollen und wenn m an die einzelnen Entscheidungskom plexe identifi­

ziert hat, die zur Selbstverwaltung auf unterer Ebene freigegeben und zur förm ­

lichen Beeinflussung durch  sog. .Betroffene1 ausgesetzt sein sollen.

Die Diskussion um  solche Beurteilungs-Kriterien nim m t in dem  Ausschuß 
„Organisation und Verwaltung  im  Bereich des Bildungswesens“ des Deutschen 
Bildungsrates derzeit einen großen Raum  ein: denn von ihrer Definition  und  

Rangfolge läßt sich alles weitere beinahe m ühelos ableiten;

Die Kriterien entstam m en sehr verschiedenen  Quellen. Sie kom m en aus der 
Anthropologie, aus der Erziehungswissenschaft, aus der Organisationswissen­

schaft, aus dem  öffentlichen  und Verwaltungsrecht; insbesondere dem  Grund­

gesetz und seiner höchstrichterlichen Ausgestaltung, aus ordnungspolitischen  
Vorstellungen über Staat, W irtschaft, Kultur, und nicht zuletzt aus dem  Jahres­

wirtschaftsrecht der Bundesregierung, der in seinen Projektionen erkennen läßt, 
was finanziell in absehbarer Zeit m öglich sein dürfte und was nicht18.

17) Strukturplan  für das Bildungswesen S. 262 („Autonomie  der Bildungsinstitutionen“), 
S. 265 („Beteiligung ... an  die Bildungsinstitution  gebunden“).
18) Zu dem  zuletzt genannten Gesichtspunkt vgl. die Ausarbeitung  von  G. W . W ittkäm per: 
.Ressourcenplanung4, für den wiss. Kongreß 1971 der Deutschen Vereinigung für Politische 
W issenscahft. S. 4  f.
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Diese Kriterien, die sich zum Teil überlagern, bilden einen Kranz von Ge­
sichtspunkten, der bei Organisationsenrscheidungen durchgeprüft werden m uß. 

Dabei hängt es sehr vom Standpunkt des Urteilenden ab, welchen Kriterien er 
besondere Beachtung schenkt und welche er vernachlässigt.

Für die Ausgestaltung dessen, was Autonomisierung genannt wurde, spielt 

es beispielsweise eine große Rolle, ob das Kriterium der Verfassungsm äßigkeit 
(in herrschender Auslegung) an erster Stelle steht oder das Kriterium der Er­

ziehung zur M ündigkeit oder das Kriterium der Effizienz. Im ersten Fall dürfte 
die Autonomisierung restriktiv ausfallen, da sie den parlam entarisch-dem okra­

tischen Legitim ationszusam menhang unterlaufen kann; im zweiten Fall wird sie 
extensiv ausfallen, da Autonom isierung und Em anzipation als W echselbedingun­

gen gelten; im dritten Fall wird sie teils akzeptiert, teils zurückgewiesen werden 

—  je nach den Konsequenzen, die für einen vorher bestim mten output des Schul­
wesens zu erwarten stehen.

Die Beachtlichkeit der Kriterien scheint m ir abhängig zu sein von der Stel­
lung des Urteilenden zu bestim m ten gesellschaftspolitischen Interessen. Sie las­

sen sich —  im Blick auf die Frage der Autonom isierung - als zwei gegensätzliche 
Interessenbündel charakterisieren. Zunächst die dem Autonom ie-Prinzip geneig­

ten Interessen:

—  hoher Leidensdruck unter dem gegenwärtigen System , diagnostiziert als 
Leiden unter der Entm ündigung und Fiem dbestim m ung durch politische Ver­
treter und fernher delegierte obrigkeitliche Am tswalter;

— hohes Bedürfnis nach Abwandlung der Situation, ausgerichtet an Zuständen 
größerer persönlicher Entscheidungsfreiheit, größerer Einwirkungschance auf 

Entscheidungen, verm ehrter Initiative, verstärkten Engagem ents, rascherer Ver­
änderung und Korrektur des als fehlerhaft Erkannten. Bereitschaft zu großen 
Risiken, da jede Veränderung dem status quo gegenüber die Verm utung des 
Besseren für sich hat.

Demgegenüber stehen widrige oder konkurrierende Interessen, nämlich:
—  Skepsis und M ißtrauen gegen eine Erm ächtigung der Einzelschulen, die 

aller Voraussicht nach gar nicht in der Lage wären, ihre Kom petenzen wirkungs­
voll zu gebrauchen, und wo dies zufällig geschähe, die Ungleichheit unter den 
Schulen und unter den skolarisierten Regionen (Stadt/Land) nur vergrößern 
würden. Daher geringer Leidensdruck unter der gegenwärtigen Situation: status 

quo als das kleinere Übel.

— Skepsis und Sorge gegenüber einer m it der Erm ächtigung der Einzelschule 
einhergehenden Politisierung: m an werde in ständestaatliche Form en zurück­

fallen, bestenfalls vorhandene Interessengegensätze opportunistisch verschlei­
ern; engagierte M inderheiten bekäm en nach dem Vorbild der Hochschulen das 

Heft in die Hand. Darum : geringes Bedürfnis nach Abwandlung der gegenwär­
tigen Situation; geringe Bereitschaft zu Risiken und relative Hochschätzung 
des status quo.
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Im politischen Prozeß stößt m an im m er wieder auf diese beiden Interessen­

konstellationen19. M an könnte zum Zweck einer Strategie der Reform politik 
versuchen, bestim m te Felder der Gesellschaft und des Staates durch ihre An­

fälligkeit für das eine oder andere der Interessenbündel zu charakterisieren.
Um ein Beispiel zu geben. Das Baureferat der M ünchner Stadtverwaltung 

sah sich von Bürgerinitiativen unter Druck gesetzt, die eine sogenannte offe­
ne Planung4 forderten. Das Referat ließ sich von der Regierung von Oberbayern 
ein Rechtsgutachten anfertigen, das die Zulässigkeit oder gar Gebotenheit von 
Bürgerbeteiligung am Planungsverfahren äußerst restriktiv beschied. Die Kritik 
der Bürgerinitiative an diesem Gutachtenauftrag besagte, daß m an „eine politi­
sche Frage, die Gem einwohl und Dem okratisierung betrifft, in ein form aljuri­
stisches Verfahren um strukturiert“ habe20. Im Sinne unserer Unterscheidung 
zweier Interessenkonstellationen, könnte m an die Kritik auch so form ulieren: 
Das Baureferat habe die Frage durch ihre Überweisung an die Juristen der Innen­

verwaltung potentiellen Liebhabern des zweiten Interessenkom plexes zur Ent­
scheidung anheim gestellt.

Ich sage bewußt potentiell - denn es kann sich wie im Falle des Verwaltungs­

gerichtsdirektors Gold, der das bayerische Landeskindergesetz dem BVerfG zur 

Prüfung überwies21, auch um einen M ann handeln, der prononciert dem ersten 
Interessenkom plex zuneigt und auch prom pt in den Augen leitender bayerischer 

Kultusbeam ter für „befangen“ gilt. Jedenfalls bildet das Personal der zweiten 

und dritten Gewalt nicht eo ipso eine reform feindliche Gegenfront22.

19) M an  erkennt unschwer das liberale und das konservative Syndrom ; das sozialistische 
Syndrom  (m it dem  Vorrang der Gleichheit der Lebensbedingungen) ist bezüglich unseres 
Entscheidungsproblem s am bivalent.
20) Vgl. M ünchner M erkur v. 21. Juli 1971; die Stellungnahme  der Regierung von Ober- 
bayem  ist zusam m engefaßt in „M itteilungen  an die oberbayerische Presse“, Nr. PR -  34/ 
71, M ünchen, den 24. Juni 1971. Die grundsätzlichen Bedenken gegen die förm liche Zu­

ziehung bestim m ter Bürgervereinigungen zum  Planungsverfahren stützen sich auf folgende 
Erwägungen: 1. die m angelnde Repräsentativität privater Bürgervereinigungen, 2. die feh­

lende öffentlich-rechtliche Kontrolle ihrer W illensbildung und die dam it verbundene  Ge­

fahr einer .Unterwanderung1 durch extrem istische M inderheiten, 3. der auf dem  Gleich­

heitssatz  basierende Anspruch außenstehender privater Organisationen, in  der gleichen 
W eise berücksichtigt zu werden.

21) Vgl. Der Spiegel Nr. 31 v. 26. Juli 1971, S. 56.

22) Einen Überblick über die Kräfte und M achtzentren, die gewöhnlich für „20  Jahre 
Nicht-Reform“ im  westdeutschen Bildungswesen verantwortlich  gem acht werden, findet 
m an in S. B. Robinsohn u.a., Schulreform  im  gesellschaftlichen  Prozeß, Ein interkulturel­

ler Vergleich, Bd. 1, Stuttgart 1970, S. 1/94-1/113; die Beamten-und Richterschaft bleibt 
jedoch hier außer Anschlag. Eine gute em pirische Studie, die die divergierenden Interessen- 
und Arbeitslagen  von  W issenschaftlern und M inisterialbeam ten  in Rechnung stellt, ist: 
H. Friedrich, Staatliche Verwaltung  und  W issenschaft (Studienreihe des Soziolog. For­

schungsinstituts Göttingen), Frankfurt 1970. Die allgem eine Problem atik: wie bürokrati­

sche Strukturen die Innovationsfähigkeit von Persönlichkeiten beeinflussen, wird von der
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4. Autonom isierung  und Beteiligung  am  Beispiel der Lehrplanerneuerung

W ir wollen im  folgenden M öglichkeiten der Verwaltungsinnovation an einem  

konkreten  Fall studieren, näm lich bei der Curriculum -Revision.

Hat m an den Verwaltungsgegenstand identifiziert (vgl. unten), kann m an zwei 

Fragen stellen: zum  einen die Frage nach dem  Träger der Verwaltungsentschei­

dung: W elche Person, welche Arten  von Personen, welche Personengruppen  

sollen entscheiden? Zum  anderen die  Frage nach der Verwaltungsebene: In 

welcher Entfernung zur Operation soll die das Operativpersonal bindende Ent­

scheidung  getroffen werden —  noch  im  Bereich der Schule oder schon  jenseits 
der einzelnen Schule?

Zunächst sei der Gegenstand festgestsllt! Curriculum revision m eint heute ein 
Dreifaches: im  uneigentlichen Sinn  die Fortschreibung  und Revision der Rah­

m enlehrpläne und Stoffpläne, die heute eingeführt sind; in  einem  annäherungs­

weisen Sinn die Entwicklung von Halb-Curricula, d.h. die Schaffung „curricu- 
larer Lehrpläne“; im  strengen Sinne, den Saul B. Robinsohn  in zugleich wissen­

schaftstheoretischer  und dem okratie-theoretischer Form  expliziert hat23, die 

system atische Curriculum -Entwicklung. Da diese dritte anspruchsvollste Form  
nicht oder noch nicht im  Schulbereich aktuell ist, handeln wir im  folgenden  von 
der annäherungsweisen oder „pragm atischen  Curriculumentwicklung“.

Sie um faßt m indestens vier unterscheidbare Kom plexe, über die Entschei­

dungen  herbeizuführen sind:

—  Spezielle Ziele und Inhalte

—  Differenzierungsm ethoden

—  Lehr- und Lernm ittel

—  Erfolgskontrollen

Jeder dieser 4  Kom plexe kom m t bei der „pragm atischen Curriculum -Ent­

wicklung“  unter wenigstens 3 Bedingungen vor: zunächst in  der Phase der Ent­

wicklung, dann in der Phase der Erprobung, zuletzt in der Phase erklärter Ver­

bindlichkeit.

Dies ist also der Entscheidungsgegenstand, über den m it Rücksicht auf Auto­

nom isierung der Schule zu handeln ist. Es läßt sich leicht einsehen, daß  eine 

derartige kom plexe Betrachtung  eine Fülle von Vorschlägen und  M odellen  
hervorlockt: wem  m an was zur Entscheidung  überlassen könne oder Vorbehalten 
m üsse.

Bei den Experten des Bildungsrates überwiegt zur Zeit das Interesse an der 
Einzelschule und  ihren  internen Entscheidungsebenen, also Einzellehrer, Lehrer-

Innovationsforschung  behandelt; vgl. dazu  zuletzt: V. A. Thom pson, Bureaucracy and 
Innovation, University of  Alabama Press, 1969  und die sich daran  anschließende Ausein­
andersetzung  zwischen Robert J. House und  Thom pson  in  Adm inistrative Science Quarter­
ly XVI, Heft 2 (Juni 1971), S. 243-45.

• 23) Vgl. S. B. Robinsohn, Bildungsreform  ah Revision des Curriculum , Neuwied 1967.
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team, Fachkonferenz, Jahrgangskonferenz, Stufenkonferenz, Gesam tkonferenz. 

Als Träger der Entscheidung über Ziele und Inhalte gelten das Team , das die 

Curricula entwickelt, der Lehrer oder die Lehrergruppe, die sie adaptiert oder 

durchführt, das Fach- bzw. Stufenkollegium , zu dem das Team gehört. M ehrere 

Argum ente werden für eine solche Aufwertung der „Basis“ vorgetragen:
— Engagement und M otivation der Lehrer m üssen erhalten und erhöht wer­

den, wenn Lehrer nicht zu bloßen Anwendungstechnikem  zentral erlassener 
Unterrichtsprogram m e werden sollen;

— neue lern- und m otivationstheoretische Erkenntnisse und didaktische Kon­

zeptionen lassen sich nicht dekretieren sondern nur erproben;
— die Zuordnung von bestim m ten Aufgaben auf eine Lem gruppe in einer 

konkreten Situation m uß variabel gehalten werden;
— auch die heutigen Lehrpläne gewähren durch ihre Leerformalhaftigkeit 

große Spielräum e: curriculare Entwicklungen verlagern diese Entscheidungs­
spielräum e lediglich vom einzelnen Lehrer auf das Entwicklungsteam .

W elche der verschiedenen Ebenen jeweils den Ausschlag geben soll, wäre zu 
entscheiden nach ihrer m utmaßlichen größeren oder kleineren Innovations­
freudigkeit, fachlichen Zuständigkeit, Fähigkeit Folgewirkungen für das Per­

sonal-, Finanz- und Zeit-Budget der Schule einzuschätzen usw.
Innerhalb der Schule könnte beispielsweise die Innovationsentscheidung 

dem Lehrerteam , die Erprobungsentscheidung der Stufenkonferenz und die 
Verbindlichkeitserklärung der Gesam tkonferenz angedient werden.

W as verbliebe nach dieser Konzeption in der Zuständigkeit des Staates? 
Nur die Kom petenz zum Erlaß von Rahmenrichtlinien. Sie würden die allge­
m einen Bildungsziele, Fächerkanon, Stundentafeln usw. betreffen, also nicht 
die konkreten Inhalte und Verfahren, nach denen zu unterrichten ist. Inhalte 
und Verfahren könnten frei gefunden und entwickelt werden und würden nicht 
durch staatliche Vorentscheidungen gehem m t. Ein Verbindlichkeitsvorbehalt 
des Staates entfiele.

Die Konsequenzen dieses M odells für den Gesam tbereich des Bildungswesens 
sind diese: Das Bildungswesen ginge an seinem Kern, nämlich in der Unterrichts- 
Organisation und -gestaltung, in einen Zustand der Erprobung über. Die Außer­
kraftsetzung zentraler Entscheidungen und Verbindlichkeitsvorbehalte wäre die 

Bedingung gleitender Reform . Die M öglichkeiten der Selbstverwaltung dienten 

als Anstoß und Erm utigung zur Selbstreform , die nicht so sehr zentral gesteuert, 
als von den einzelnen Schulen und von allen zusam m en vorangebracht würde.

Genau das ist der Punkt, an dem sich die heutige Schulverwaltung und Re­
form -Planung von dem hier skizzierten M odell unterscheidet. Der Reform ansatz 

bleibt gegenwärtige näm lich unter Quarantäne — d.h. sowohl unter fachlicher 
Kontrolle wie unter m inisterieller Sonderaufsicht. Die Reformbereiche werden 
vom Regelschulwesen abgetrennt und existieren als anerkannte M odell- oder 

Versuchsschulen.
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Curriculumentwicklung findet statt, indem eine vom M inisterium berufene 

Gruppe von W issenschaftlern und erfahrenen Praktikern M odell-Entwürfe kon­
struiert, die in Versuchsschulen auf ihre Durchführbarkeit geprüft werden. Bei 
Änderungen ist das M inisterium  anzurufen, dem die Genehm igung Vorbehalten 

ist24.
D ie gegenwärtige Schulverwaltung versucht m it diesem Verfahren, zwei Ge­

sichtspunkte zu berücksichtigen, die als gleicherm aßen beachtlich gelten: die 
Freiheit der Forschung und die Verantwortlichkeit der Regierung. Es ist das 

Problem, das von Ulrich Lohm ar unter dem Doppeltitel bekannt gem acht wor­
den ist: W issenschaftsförderung und Politik-Beratung. In ihm verbirgt sich die 
wahre Ursache der nachlassenden Kulturm ission des Staates und seines Rück­
zugs auf Koordinierungs- und Stabilisierungsfunktionen: die M inisterialbüro- 

kratie ist ihrer heutigen Zusam mensetzung und Ausbildung, ihrer heutigen Ar­
beitsweise und ihrem Arbeitsstil nach kaum m ehr in der Lage, die rasante wis­

senschaftliche Entwicklung im Bereich der Unterrichtsorganisation und -gestal- 

tung zu überblicken und effektiv in die Schulwirklichkeit hineinzuleiten. Sie 
bleibt zwar Adressat von Ansprüchen und Forderungen und verwaltet das Schul­
wesen im Gesichtskreis der politisch-parlamentarischen Führung, doch ist ihre 

fachliche Kom petenz —  etwa im Gegensatz zur Kom petenz des preußischen 
Unterrichtsm inisteriums unter C. H. Becker - nicht m ehr unbestritten25.

Gerade im Fall neu entwickelter Curricula ist der m inisterielle Genehmi­
gungsvorbehalt bzw. die beim M inisterium ruhende Kom petenz zur Verbind­

lichkeitserklärung nicht unabhängig von dem Verfahren zu bewerten, in dem 
sie ausgeübt und wahrgenom men werden. Beispielsweise überzeugen kooperative 
Entscheidungsm odelle, wie sie etwa zwischen Bund/Länder-Planungsausschuß 
für den Hochschulbau einerseits, dem W issenschaftsrat andererseits praktiziert 
werden m ehr als dezisionistische Entscheidungsm odelle, wie sie auf Länderebene 

noch weithin praktiziert werden.
So hat eine Arbeitsgruppe um den Bochum er Psychologen Heinz Heckhau­

sen26 für Nordrhein-W estfalen ein Verfahren vorgeschlagen, das die Entwick­
lung und Verbindlichkeitserklärung  von Curricula in staatlicher Aufsicht beläßt,

24) Dies ist die in Bayern angewandte Prozedur. Sie ist vor allem  auf das ,,Staatsinstitut 
für Schulpädagpgik“  abgestellt, das als zentrale Entwicklungs- und  Kontrollinstanz die 
fachlichen Standards landseinheitlich sichern soll; das Staatsinstitut ist eine dem  Kultus­
m inisterium  nachgeordnete Behörde.
25) Vgl. U. Lohm ar, W issenschaftsförderung  und Politik-Beratung, Gütersloh 1967; neuer­
dings auch: H. Krauch, Die organisierte Forschung Neuwied 1970  und unter politökono- 
m ischem  Blickwinkel: J. Hirsch, W issenschaftlich-technischer Fortschritt und politisches 
System , edition suhrkam p 437, Frankfurt/M . 1970.
26) H. Heckhausen, O. Annweiler u.a., Lehrer 1980 — Lehrerbildung  für die künftige 
Schule (= Em pfehlungen der Lehrerausbildungskom m ission  des Hochschul-Planungsbei- 
rats des Kultusm inisters des Landes Nordrhein-W estfalen), Düsseldorf 1970, S. 133-140.
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jedoch inhaltlich aus wissenschaftlichen Prinzipien legitim iert. W ie sieht dieses 
Verfahren aus?

An einzelnen Bildungsinstitutionen — in diesem Falle Hochschulen — werden 
Fachkomm issionen gegründet und m it m ehreren Fachbereichen verknüpft. Die­
se Fachkomm issionen entwickeln in pragm atischer Absicht Curricula, wobei sie 
in der anfänglichen Beratungsphase die allgemeinen Zielsetzungen aufeinander 
abzustim m en versuchen, und zwar über eine von ihnen beschickte „zentrale 
Curriculum-Kom mission“; dieser Kom m ission bleibt auch überlassen, die Einzel­
ergebnisse der Fachkom m issionen zusam m enzufassen, zu prüfen und proviso­
risch zu verabschieden.

Die Ergebnisse der Fachkommissionen und der zentralen Curriculum -Kom­
m ission werden nicht unm ittelbar dem M inisterium vorgelegt, sondern einer 
landeseinheitlichen, unabhängigen Attestierungskomm ission zugeleitet. Sie hat 

gutachterliche Aufgaben zwischen den Bildungsinstitutionen und dem M ini­
sterium und nim mt Funktionen der Fachaufsicht im Sinne fachlicher Beratung 
und Berichterstattung wahr.

Bei näherem Zusehen erkennt m an darin das M odell des TÜV, der — als öf­

fentlich beliehener Unternehmer - Prüfungsaufgaben im Vorfeld verkehrspoli­
zeilicher Tätigkeiten wahrnim m t, und der zwar keine Zulassungen aussprechen, 
ohne dessen Bescheid und vor allem : gegen dessen Bescheid die Polizeibehörde 
jedoch auch keine Zulassungen genehm igen kann. Der technische Sachverstand 

ist aus dem ordnungsrechtlichen Verfahren ausgegliedert und diesem vorgelagert 
worden.EDCBA

5 .  Vergleich und Bewertung der drei Modelle

W ir wollen uns auf wenige kritische Bemerkungen beschränken: M odell 1 — 
das im  Bildungsrat diskutierte Konzept — setzt auf die Karte der M otivation 
und des Engagem ents der unm ittelbar durch Schule Betroffenen; was ihm fehlt 

sind die M öglichkeiten zur Gewährleistung quaUtativer M aßstäbe und landes­
einheitlichen Standards, die die Bildurigschancen an allen Schulen vergleichbar 
halten.

M odell 2 — die überwiegende gegenwärtige Praxis der Kultusm inisterien — 

setzt auf die Karte der politischen Verantwortlichkeit der Regierung; was ihm 
fehlt, sind Verfahren, in denen eine freie Forschung der Reform des Bildungs­
wesens unm ittelbar zugutekom m en und insbesondere: in denen der W ille und 
die Bereitschaft der Schulen honoriert und verstärkt wird, die Reform als eigene 
Angelegenheit zu betreiben, also die enge Rolle des Objekts für Reform en zu 

erweitern bzw. abzustreifen.
M odell 3 - kurz: TÜV-M odell für Nordrhein-W estfalen — setzt auf die Karte 

die W issenschaft und Forschung, die von politischen Vorgaben befreit und auto-
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nom gesetzt wird. Die Problem-Struktur anthropologischer und Sozialwissen­

schaften m acht es jedoch fraglich, ob eine Vorschaltung des Rein-Fachlichen 
nach dem M uster „Technischer Überwachungsverein“ überhaupt m öglich ist; 

werden doch m it der Absenkung von Entscheidungsm aterien (z.B. Lerninhalte 

und -m ethoden) an behördenunabhängige wissenschaftliche Gremien zugleich 
genuin politische Ziele aus der Verantwortung der Regierung entlassen.

Undeutlich bleibt auch die Übertragbarkeit des Prinzips der Fachkomm is­

sionen vom Hochschulbereich auf den Schulbereich, da für beide Ebenen unter­
schiedliche wissenschaftlich-fachliche Qualifikationsvoraussetzungen typisch 

sind.
Vor- und Nachteile dieser Gegenüberstellung werden dem einzelnen Beurtei­

ler nun wiederum recht ungleichgewichtig  erscheinen. Neigt er dem oben skiz­
zierten ersten (liberalen) Interessenkom plex zu, wird er das erste M odell am 

vorzüglichsten finden, neigt er dem zweiten (konservativen) zu, wird er das 
zweite M odell begrüßen. Über das dritte scheint — trotz seiner M ängel — zwi­
schen beiden Seiten die Verständigung am ehesten m öglich. Der Fortschritt 
dürfte dem nach, folgt m an dieser Überlegung, den „wissenschaftlichen“ W eg 
gehen, wobei W issenschaft von der einen Seite provozierend unpolitisch, fach­
lich, von der anderen Seite provozierend politisch, engagiert verstanden wird 

und so im gem einsam en die Gegensätze bereits wieder offen sind.
ln rechtlicher Betrachtung ergeben sich sowohl bei M odell 1 wie bei M odell 3, 

soweit sie unverändert auf das Schulwesen übertragen würden, Bedenken. Sie 

resultieren daraus, daß die einschlägige Grundnorm der Verfassung nicht Art. 5 
IIGG, sondern Art. 7 I GG ist, also nicht — wie im Hochschulbereich — Freiheit 

und Selbstverwaltung, sondern Regierungsverantwortung und Staatsverwaltung27.

W ird das Schulwesen sich künftig selbst verwalten?

W ir haben die Frage nur an einem einzigen Entscheidungskom plex geprüft, 
der „pragmatischen“ Curriculum entwicklung. Freilich ist dieser Gegenstand in 

schulischer und politischer Hinsicht der wichtigste, so daß er stellvertretend 
stehen kann für die anderen Entscheidungsgegenstände (Personal, Finanzen, 

Schulordnung, Schulverfassung, Planungsmitwirkung usw.).
In unserer Betrachtung konstatierten wir eine strukturelle Entkräftung her­

köm m licher bürokratisch-organisierter Schulverwaltung, in die die W issenschaft 

von außen und die am Schulwesen unm ittelbar Beteiligten von innen einströmen.

27) Die com m unis opinio der Länderkultusverwaltungen  zur Schulaufsicht ist in dem  
KM K-Beschluß  über Selbstverwaltung und Schule v. 16./17.11.1951 i.d.F.v. 28./29.9. 
1961 (BS/KM K  Nr. 920) niedergelegt; es ist jedoch zweifelhaft, ob er heute, nach wei­
teren 10 Jahren Schulverwaltungserfahrung  und Schulpolitik noch für alle Länder reprä­
sentativ  ist. Vgl. im  übrigen Th. Opperm ann (Anm . 1) S. 248— 258.
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Noch hat die M inisterialbürokratie das Feld nicht verlassen  und  noch versucht 

sie, ihre Entscheidungskom petenz gegen den Andrang der Rivalen zu retten.

Doch die Zeichen der Selbstbescheidung  und Selbstbindung des Staates m eh­

ren sich. In der Diskussion im  Bundestag um  den Bildungsbericht der Bundesre­

gierung erklärte der Sprecher der SPD-Fraktion: „Ich  habe gar kein Bedürfnis 

danach, m it Ihnen hier über Bildungsinhalte zu diskutieren... Das können wir 

gerne in  einem  Privatgespräch oder in einem  Universitätssem inar m achen. Ein 
Parlam ent ist aber nicht der Ort, Bildungsinhalte von einer Partei oder einer 
Regierung  aus zu proklam ieren.

Auf der Seite der Schulen und  Hochschulen  m elden sich hingegen Stim m en, 
die nicht nur den ihnen zugewiesenen Teil am  Entscheidungsprozeß übernehm en 
wollen, sondern weit darüber hinaus politischen  Einfluß suchen. So fordert etwa 
der „Arbeitskreis Hochschuldidaktik“ in Hamburg in seinem  hochschuldidakti- 

schen Program m  vom  Anfang  dieses Jahres: Es m üsse vorrangig reflektiert wer­

den „Analyse und Kritik  des Zielkonflikts zwischen dem  Bedarf des Verwer­

tungsprozesses und den Bedürfnissen der Betroffenen. Anleitung  einer Strategie 
durch die Betroffenen.

Diese Program m punkte sind darum  kennzeichnend, weil sie unverhüllt poli­

tischer Natur sind. Die gesellschaftlichen Kräfte stehen  nicht im  W ettbewerb um  

die besseren Resultate in  der allgem einen Kulturm ission, sondern sie stehen in 
Auseinandersetzung um  die Ziele dieser M ission, die im  genannten Fall unter 

spät-m arxistischem  Einschlag als „Klasseninteressen“  gedeutet werden. Eine 

nach unserem  Verständnis öffentliche, auf dem okratische und  rechtsstaatliche 
Legitim ation angewiesene Aufgabe, näm lich die Ausgleichung konkurrierender  
Ansprüche an das Schul- und Hochschulwesen, gerät dam it in die Verfügung 

von  Teilgruppen, die sich die „Betroffenen“  nennen  und als solche eine abschlie­

ßende Zuständigkeitskom petenz reklam ieren. Auf diese W eise werden die gesell­

schaftlichen  Auswirkungen von  Forschung  und Lehre von  Interessenten  in Re­

gie genom m en  und die Ansprüche konkurrierender Interessenten -  in diesem  
Falle: die Bedürfnisse des Beschäftigungssystem s —  ausgeschieden  und abge­

wiesen30.

28) Das Parlam ent Nr. 48 (1970), S. 5.
29) Studentische Politische Nr. 2 (1971).
30) In  dem  oben (Anm . 30) genannten Buch  von Hirsch finden  sich dafür m erkwürdige 
Hinweise: „Erst wenn die unm ittelbaren W issenschaftsproduzenten die M öglichkeiten 
haben, die gesellschaftlichen Bedingungen und Konsequenzen ihrer Arbeit zu begreifen, 
sind dem okratisch  strukturierte Institutionen überhaupt sinnvoll. ... Eine sich politisch  
artikulierende, von  der Basis her entwickelte Kom m unikation  zwischen Hochschulen  und 
Industrie ist daher unerläßlich, wenn das bestehende  Interessengeflecht oligarchischer 
Staats-, W issenschafts- und W irtschaftsbürokratien im  Sinne einer auf em anzipative  ge­
sellschaftliche Praxis gerichteten  W issenschaft und Technik wirksam  unterlaufen werden 
soll.“  (S. 287) Und: „Die vielbeschworene .Partnerschaft“ von .W issenschaft“, .Staat“ und 
.W irtschaft“ ist nur dann m ehr als eine ideologische Verschleierungsform el für die Prä-

“28

“29
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Die Entlassung des Bildungswesens aus der Verantwortung des Staates führt 
nicht autom atisch zur Herausbildung eines autonom en Bildungs- und Kultur­
bereichs, sondern bedeutet nur die Aufteilung der bislang vom Staat kontrollier­
ten Gebiete unter dessen nächst m ächtigste Konkurrenten, zu denen isolierte 
Eltempaare, Eltem gruppen oder die sog. schweigende M ehrheit gewiß nicht ge­

hören31.
Die Stellung der Schule und Hochschule im Interessenfeld zwischen gesell­

schaftlichen Teilgruppen und zwischen diesen und dem Staat, vertreten durch 

Kom m unen, Länderund Bund, ist heute nicht m ehr eindeutig auszumachen. 
Die Um welt des System s Schule ist wild erregt und stürm isch. Das Problem, 
vor das sich staatliche Bildungspolitik und -Verwaltung gestellt sieht, gleicht 

der Aufgabe, ein Schiff auf hoher See um zubauen, ohne es Leck zu schlagen 

und sinken zu lassen

ponderanz adm inistrativ-kapitalistischer Interessen, wenn sie von dem unm ittelbaren Pro­
duzenten  in  W issenschaft und W irtschaft organisiert und praktiziert wird“. (290) Die hier 
zitierten Sätze haben nicht zufällig  säm tliche die Struktur: „erst wenn ... dann“, „uner­
läßlich, wenn „nur dann ... wenn“. Hinter scheinbarer logischer Unerbittlichkeit ver­
birgt sich eine elem entare  EDCBAp o l i t i s c h e  Unerbittlichkeit, wie sie für die totalitäre Dem okratie“ 
(J. Talm on) typisch ist.
31) M ögliche Strukturierungen des Interessenfeldes werden bei S. B. Robinsohn disku­
tiert: Bildungspolitik  und Öffentlichkeit, in: Bildung und Erziehung, Heft 4 (1970), S. 
241-56; vgl. auch m eine Überlegungen „W er entscheidet über die BUdungspolitik? “  in: 
P. L. W einacht, Bildungsforschung —  Bildungsplanung -  Bildungspolitik  (=  Zur Diskus­
sion  gestellt 1), Bayer. Landeszentrale für po  lit. Bildungsarbeit, M ünchen2 1971, S. 148- 
151.
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Zur Diskussion des Vortrages:

Kann das Schulwesen sich  selbst verwalten?

Dr. Paul Ludwig W einacht, bis vor kurzem wissenschaftlicher Assistent von 

Professor Hans M aier bei der Bildungskomm ission des deutschen Bildungsrates, 
untersucht in seinem Vortrag teils kritisch prüfend, teils konstruktiv ergänzend 
die Organisationsansätze, wie sie sich aus dem Strukturplan für das deutsche 
Bildungswesen ergeben können. Bei vorsichtiger Abschätzung der Lehrer-Eltern 
— Kom petenz in ihrem Verhältnis zur „öffentlichen Verantwortung“ vermag 
W einacht die künftige Verfassung der Bildungsinstitutionen durchaus in einem 

Selbstverwaltungssystem relativ autonom er Schulen zu sehen, indem pädagogi­
sche Grundentscheidungen durch einen Dialog zwischen Eltern und Lehrer 
einerseits und einer —  nicht staatlichen Curriculum -Kom m ission (Typus tech­
nischer Überwachungsverein) und der ebenfalls autonom gedachten pädagogi­
schen W issenschaft andererseits Zustandekom m en.

Die absolute pädagogische Autonom ie der einzelnen Schule sieht W einacht 
noch im m er belastet m it den Sonderansprüchen gesellschaftlicher Gruppen. Er 

befürchtet von daher eine Vermachtung und Zersplitterung des Schulwesens, 
vor allem auch im Hinblick auf eine qualitative Vergleichbarkeit der pädagogi­

schen Ergebnisse. Die Verwirklichung der Chancengleichheit sei in der tradi­
tionellen „Privatschule“ nicht gewährleistet. Eine „Gefahr“ m üßte allerdings 
in der Privatschule alten Stils gesehen werden, wenn m an ihren ehem als exklu­

siven Charakter weiterpflegen wollte. Dies ist jedoch bei den heutigen gem ein­
nützigen Schulen in freier Trägerschaft nicht m ehr der Fall. Sie stehen — wie 

die Schulen in staatlicher Trägerschaft — als „Ersatzschulen“ in „öffentlicher 
Verantwortung“. Die freien Schulen haben m ehr als die staatlichen Schulen 
die M öglichkeit, zu neuen pädagogischen Initiativen. Auch das öffentliche Schul­

wesen ist von einem „Ecclesiasticum “ über ein „Etaticum“ heute zu einem  

„Soziologicum“ und „Pädagogicum“ geworden (so Dr. J. Hom eyer auf dem 
Kongreß der Verbände freier Schulen in Frankfurt).

In der Diskussion ging es deshalb vor allem  um die Frage, unter welchen Be­
dingungen die einzelne Schule — auch die staatliche — in die pädagogische 
Selbstverantwortung  und Selbstverwaltung entlassen werden kann, und wie­
weit dann das bisherige staatliche Berechtigungswesen (die Schule als „Sozial- 
chancen-Zwangswirtschaft‘‘, Schelsky) als Ausleseprinzip überhaupt noch juri­
stisch und pädagogisch vertretbar ist.

H .H.V.
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D r .hgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA H . H . V o g e l :  Das M odell des Bildungsrates, das Versuchsschulen vorsieht, 
räumt die M öglichkeit ein, daß Schulen ihre eigenen Lehrverfahren, ihre päda­
gogischen M ethoden und so weiter selber entwickeln. Ich habe die Frage, ob 

vorgesehen ist, daß diese Schulen, diese Innovationsschulen, die M öglichkeit 
eingeräum t bekom men, ihre Kollegien selbst zu bilden. Dies scheint m ir gerade­

zu eine Bedingung zu sein dafür, daß ein solcher Entwicklungsprozeß an einer 
Schule in Gang kom mt, daß das Kollegium nicht beliebig zusamm engesetzt 
wird, das heißt, Lehrer nicht einfach zugewiesen werden oder wom öglich auch 

weggenomm en werden. Eine solche Schule m uß vielmehr selber ein Kollegium 

zusam m enstellen können, wie es zum Beispiel auch Horst Rum pf, der wieder­
holt hier gesprochen hat, in seiner Schrift „Die M isere der höheren Schule“ im 
Schlußkapitel „Vorschläge“ es fordert. Er sagt: W enn ein Kollegium arbeits­
fähig sein soll, wenn wirklich der Lehrer sich engagieren soll in seinem Beruf, 
dann m uß die M öglichkeit bestehen, daß das Kollegium sich frei zusam m en- 
fm det und auch zusam m en arbeiten kann. Daß es also nicht von vorneherein 
durch die Zusam mensetzung völlig divergiert. Ist das vorgesehen, oder ist es 
nicht vorgesehen?

D r . W e i n a c h t :  Das Problem ist in dieser W eise noch nicht aufgetaucht, weil 
der Entscheidungskom plex isoliert worden ist, zu dem Ihre Frage gehört; es ist 

die Frage des Personals, beziehungsweise der Personalhoheit der einzelnen Schu­

le. W ozu m an sich offenbar verstehen m öchte, ist folgendes, daß die Schule 
M ittel erhält, in deren Rahm en sie nach eigenen Bedürfnissen Aushilfskräfte 
einstellen kann. Auf diesem W eg würde es m öglich sein, „Innovatoren“ zu ge­
winnen, die die Zielsetzung der Schule akzeptieren und m it neuen Ideen reali­
sieren helfen. Schulkollegien sich frei zusam m ensetzen zu lassen, ist ein schöner 

Gedanke — unterschätzt aber das Problem der Bedarfsdeckung in strukturell 

inhomogenen Flächenstaaten wie zum Beispiel Bayern. Die Zuweisung von 
Lehrern auf die einzelnen Schulen beziehungsweise Schulbezirke m uß hier quan­
titativ von einer Zentrale gesteuert werden, weil sonst der Fall eintritt, daß die 
meisten Lehrer nur noch in wohlerschlossenen Gebieten, m öglichst in Univer­
sitätstädten unterrichten wollen; der Fall ist bekannt. M ünchen hätte keinen 

Lehrerm angel, wenn M ünchen nicht relativ zu seinen M öglichkeiten benach­
teiligt würde, nur dam it die Bedürfnisse des Landes —  etwa der Zonengrenz­
gebiete —  abgedeckt werden. Ich habe darauf hingewiesen, daß das eine q u a n ­

t i t a t i v e  Frage ist.
E . B e h r e n s :  Im einzelnen auch q u a l i t a t i v !

D r .  P . L . W e i n a c h t :  Erst innerhalt der quantitativen Frage, d.h. nach ihrer prin­
zipiellen Lösung, stellt sich die q u a l i t a t i v e !
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E .hgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA B e h r e n s :  Die quantitative Seite ließe sich lösen dadurch, daß effektiv nur 
soviele Stellen an die Schulen verteilt werden, wie Lehrer da sind. Dann ist es 

eben nur noch eine Frage der Qualität, das heißt, daß natürlich viele Bewerber 

sich nach M ünchen bewerben würden; es wären eben nur an den M ünchener 
Schulen genau so viele Stellen wie an anderen Schulen auch. Das hätte die Kon­

sequenz, daß alle guten Lehrer in M ünchen sitzen und die schlechten auf dem 

Land. D a  würde ich das Problem sehen, also rein qualitativ, weil sich die Sache 
quantitativ über den Anteil der zur Verfügung stehenden Stellen regulieren lie­
ße. Quantitative Problem e können nur auftreten, wenn die Schulen m ehr Stel­
len zugewiesen kriegen, als überhaupt Bewerber vorhanden sind. Dann könnten 
die M ünchener Schulen ihre Stellen füllen, während die auf dem flachen Lande 

eben unbesetzt sind.
D r .  H .H . V o g e l :  W enn es also so wäre, daß die Versuchsschulen die M öglichkeit 

haben, ihre Kollegien selbst zusam m enzustellen, wom it ja verbunden wäre, daß 

sich hier ein im Durchschnitt höher qualifiziertes Kollegium bildet, - was aber 

wiederum die Voraussetzung ist, daß ein solcher Versuch gelingt — daß die 
Verwaltungsbehörden, die auf Gleichheit der Bildungschancen hinorientierten 

M inisterien, dann die Gefahr sehen, daß die anderen Schulen sozusagen ausbluten 

an guten Lehrern, daß krasse Gefälle entstehen an Bildungschancen. Diese Schu­

len ragen hervor, sind natürlich leistungsfähiger —  und m an wird ein Gegenargu­
m ent finden bei den Vertretern des zweiten M odells, also des Verwaltungsm o­

dells, gegen eine solche Freigabe der Pädagogik, das heißt der Übertragung der 
pädagogischen Entscheidung auf die einzelne Schule. Denn die Voraussetzung 

für eine solche Freigabe ist eben, daß diese Schule einen gewissen eigenen Stil 
entwickeln kann. Daß ein pädagogischer Konsens unter den Lehrern m öglich 
ist, die Schule eine gewisse'pädagogische Eigenprägung findet, auch innerhalb 

einer öffentlichen Schule, das wird eine auf Gleichheit bedachte Schulbehörde 
nicht zulassen wollen, weil sie befürchtet, daß ihr das Schulwesen völlig ent­
gleitet dadurch, daß einzelne Schulen sehr stark und andere wesentlich weniger 
nachgefragt würden. Die Behörden befürchten dann, daß gesellschaftliche M äch­

te sich der Schule bem ächtigen könnten.
E .  B e h r e n s :  Einer der wohl wichtigsten Punkte für die ganze Organisation des 

Bildungswesens ist die Frage, daß es die rechtsstaatliche Verantwortung sei, 
einen Ausgleich zwischen den konkurrierenden Ansprüchen an das Schul- und 
Hochschulwesen herbeizuführen. Und weiter, daß, wenn der Staat sich von die­
ser Verantwortung zurückziehen sollte, die Gefahr bestünde, daß das Bildungs­

wesen in die Hände der M ächtigen käm e, also in die Hände gesellschaftlicher 
Interessengruppen, die dann ihrerseits partielle Herrschaftsbereiche im Schul­

wesen aufrichten könnten. Ich glaube, das ist ein Punkt, den m an sehr ernst 
nehm en m uß, denn es ist eben zweierlei dabei zu berücksichtigen. Einerseits 

haben wir über die Leistungsfähigkeit des Staates und der M inisterialbürokratie 
und der Parlam ente hinsichtlich der Organisation des Schulwesens Kritisches
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geäußert. M an ist sich darüber doch ohne weiteres im klaren, daß in allen in­

haltlichen Fragen diese Instanzen einfach überfordert sind. Es ist auch die Ge­

fahr einer zu starken Vereinheitlichung, einer Vereinheitlichung, die alle Inno­

vation schon vom Prinzip her unterdrückt, so daß sich Innovationen im mer nur 

schwer durchsetzen können. Verzichtet m an andererseits aus diesen Gründen 
auf staatliche Reglementierung, dann tritt tatsächlich die Gefahr auf, daß an­
dere M achtgruppen sich im Bildungswesen ausbreiten, ähnlich rigoros oder 

wom öglich sogar noch reaktionärer als der Staat. M an denke an kirchliche, ge- . 
werkschaftliche oder ähnüche Einflüsse. (Die Gefahr der kirchlichen Einflüsse 

zum Beispiel wird aus historischen Gründen in unserer Gesellschaft besonders 

hoch eingeschätzt, weil der Staat die Kirche aus dem Bildungswesen verdrängt 

hat und breite Bevölkerungsschichten diesen Einfluß nicht erneuert sehen m öch­

ten.) Ich glaube, daß es unerläßlich ist, daß der Staat gegenüber dem Bildungs­
wesen die Aufgabe hat, erstens sich selbst als M achtfaktor aus dem Bildungs­

wesen zurückzuziehen, aber zweitens die ordnungspolitische Aufgabe hat, zu 

verhindern, daß andere Institutionen Interessengruppen, W irtschaftsgruppen 
oder kulturelle Interessengruppen ihrerseits M achtpositionen im Bildungswesen 

errichten. W ir haben dieses Problem , daß der Staat sich zurückziehen m uß und 
andererseits die Bildung anderer M achtinstitutionen, M achtgruppen und so wei­
ter verhindern m uß. EDCBAA u c h  im Bereich der W irtschaft besteht die Überwachung 

in der M onopol- und Kartellaufsicht beziehungsweise in M onopol- und Kartell- 
verboten. Es wäre nötig, wenn m an Autonom ie gewährt in diesem Bereich, 

gleichzeitig eine staatliche Aufsicht dtihingehend einzuführen, daß sich nicht 
neue M achtgruppen irgendwelcher Art bilden können, die die gewollte Flexibili­

tät und Innovationsfähigkeit ihrerseits wieder verhindern. Also insofern besteht 
in jedem Fall eine staatliche Verpflichtung. Das ist aber eine r e i n  o r d n u n g s p o l i ­

t i s c h e  und keine inhaltliche.

D r . H ,  H u m m e l :  M ißbrauchsverbot!
£. B e h r e n s :  M ißbrauchsverbot ist im m er schlecht, die eigentliche Idee ist in 

diesem Zusamm enhang die Auflösung aller M achtpositionen, denn wenn M acht 
erst einmal existiert, dann auf M ißbrauch zu kontrollieren, das ist außerordent­
lich schwer. Es gibt Situationen, wo M achtpositionen tatsächlich existieren, wo 
m an aus praktischen oder aus Gründen nicht ausreichender Rechtsentwicklung 
m it M ißbrauchsaufsicht auskom m en kann; so haben wir zum Beispiel in Deutsch­
land keine M öglichkeit, große Industriefirmen zu entflechten, d.h. aufzulösen. 

W ir m üssen uns gegen solche m arktbeherrschenden  Unternehmen nach gelten­

dem Recht auf eine M ißbrauchsaufsicht beschränken und wissen ganz genau, 
daß sie nur die allerübelsten M ißbräuche ausschalten kann. Es ist die Idee des 
W ettbewerbsrechts in der W irtschaft, daß m an früher oder später dazu kom m en 
m uß, solche Konzentrationen zu zerschlagen. Entsprechendes m üßte selbstver­
ständlich auch für das Bildungswesen gelten, weil es ganz eindeutig ist, daß dort 
nicht nur wirtschaftliche oder staatliche Interessen hereinwirken können, son-
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dem daß auch rein kulturelle Interessen bestim m te Gruppen veranlassen kön­

nen, M achtpositionen auszubauen.EDCBA
D r .  H . H . V o g e l :  Nur eine Ergänzungsfrage. Ich m öchte hierzu ein konkretes 

Beispiel bringen: Es gibt den Bund der Freien W aldorfschulen, es gibt das katho­
lische Schulwerk Baden-W ürttemberg. Die W aldorfschulen bestehen aus 28 Schu­

len, das katholische Schulwerk um faßt 8 Schulen. Da wäre die Frage, die ich 
an Sie richte, ob darin bereits solche M achtbildungstendenzen zu sehen wären. 

W ie würde so ein Antimonopol-Gesetz aussehen, wie würde es wirksam werden, 
wenn ein Kom plex von 8 oder 28 Schulen, es könnten auch 50 sein, besteht?

E .  B e h r e n s :  Die Frage taucht ja auch an anderen Stellen auf, zum Beispiel 

im wissenschaftlichen Bereich unter dem Stichwort Auftragsforschung. Ich 
m öchte das jetzt nicht ausführen sondern nur sagen, daß auch die Hochschule 
in m anchen Hochschulgesetzen jetzt ausdrücklich vom  Gesetzgeber den Auf­

trag bekomm t, sich gegen wissenschaftsfrem de Einflüsse zu wehren. Die Hoch­

schule als Ganzes hat darüber zu wachen, daß die einzelnen M itglieder nicht 
wissenschaftsfrem den Einflüssen unterliegen im Rahmen von Auftragsforschung. 
Hier am Katholischen Schulwerk haben wir ein wirklich sehr interessantes Bei­

spiel. Die Schulen sind ja entstanden durch eine Privatisierung öffentlicher staat­

licher Konfessionsschulen. Dieses Gesetz enthält keinerlei Regelung hinsichtlich 
eines solchen Schutzes vor der M achtausübung der Kirchen — Gebrauch m acht 

sowieso nur die katholische Kirche von dieser M öglichkeit. Er hat keinerlei 
Schutz in dieser Hinsicht vorgesehen. Das m uß m an diesem Gesetz vorwerfen. 

Gott sei Dank ist die Entwicklung so gelaufen, daß das Katholische Schulwerk 
sich selbst geschützt hat gegen seine Kirche, indem es näm lich die Rechtsträger­

schaft der Schulen einem Verein übertragen hat, der m it der Kirche nicht iden­
tisch ist, einem Verein, in dem die Eltern und Lehrer stimm berechtigt sind und 

—  weil es nun einmal katholische Schulen sind —  auch der Bischof eine Stim m e 
hat, auch im Vorstand einen Sitz hat; aber er kann überall überstim m t werden. 
Der Bischof m uß ordentlich zahlen, denn als Volksschulen erheben diese Schu­
len kein Schulgeld, und sie brauchen m ehr Geld als ihnen der Staat gibt, ob­
wohl ihnen der Staat soviel Geld geben m uß, wie er für die staatlichen Schulen 
aufw endet. Aber das reicht nicht, weil diese Schulen in pädagogischen W ett­
bewerb m it den staatlichen Schulen getreten sind —  erklärtermaßen - und des­
wegen m anches Zusätzliche m achen wollen. Es ist so, daß das Katholische Schul­

werk jetzt bereits 30 % des Etats des Bischofs beansprucht. M an könnte nun 
denken, daß die Kirche dadurch einen gewaltigen Einfluß erhalten wird. Die 

Sicherheit besteht jedoch in folgendem : Es haben sich katholische Eltern und 
katholische Lehrer engagiert, um diese Schulen zu gründen und um neue päda­
gogische Ansätze zu verwirklichen. Diese Schulen sind sich bewußt, daß sie m it 

Konfessionalität keinen einzigen Schüler bekom m en würden nur deshalb, weil 
sie katholisch sind, sondern nur dann, wenn sie pädagogisch besser sind als die 

anderen Schulen. Durch dieses p ä d a g o g i s c h e  Engagement seitens der katholi-
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sehen Eltern, ist der Einfluß der Kirche als solcher eingeschränkt. Diese Situa­

tion, daß die betroffenen Lehrer und Eltern die Sache der Schule zu ihrer eige­
nen Sache gem acht haben, erlaubt es eben tatsächlich sich gegen EDCBAs c h u l f r e m d e  

E i n f l ü s s e  wehren zu können. Ich verwende jetzt das W ort in Parallelität zu „wis­
senschaftsfrem de Einflüsse“, wogegen sich die Hochschule wehren soll. Es m uß 
durch die innere Verfassung der Schule gewährleistet sein, daß sich die Institu­
tion selbst gegen schulfrem de Einflüsse irgendwelcher Art, ob sie nun übers 
Geld oder woanders her kom m en bis zu einem gewissen Grade wehren kann, 
daß eine gewisse Selbstreinigungskraft in dieser Beziehung vorhanden ist. Zu­
sätzlich m üßte das aber unterstützt werden durch die staatliche Gesetzgebung. 
Hier wäre zum Beispiel eine echte Funktion von Schulaufsicht, dafür zu sorgen, 

daß nicht schulfrem de Einflüsse hineinwirken in diesen Bereich.

F r a g e :  1st der Staat, sind die Behörden nicht überfordert, wenn m an von 

ihnen verlangt, daß sie ein Aufsichtsrecht über soundsoviele weltanschauliche 

Gruppen, die alle ihre eigenen Schulen bilden, ausüben sollen. Der Staat soll 
m achtpolitische Bestrebungen verhindern — aber wertgleiche Ausbildungen 
sollen konkurrierend zugelassen werden. Es soll also M enschen (Beam te) geben, 

die dann kom petent sein m üssen zu unterscheiden zwischen drei, vier, ja Dut­
zenden verschiedener weltanschaulicher Ausbildungsziele, Ausbildungsm etho­
den. Sie m üßten die W eltanschauung des M arxism us, Protestantism us, Katholi­

zism us, der Zeugen Jehovas von Grund auf kennen, um beurteilen zu können, 
inwiefern alles wertgleich ist. Denn das ist ja die Zulassungsbedingung für unab­
hängige Schulen nach dem Grundgesetz.

D r . P . L . W e i n a c h t :  W as Sie hier aufwerfen, scheint m ir ein Problem zu sein, 

das innerhalb des Art. 7,4 heute schon geregelt ist. Das Problem der Vermach- 

tung ist eine zusätzliche politische Besorgnis, die m an äußern kann und zu der 
m an sich Gedanken m achen kann, wie dem abzuhelfen wäre. Die Rechtsgrund­
lage dafür, daß alle von Ihnen genannten Gruppen Schulen gründen können als 

freie Träger, ist schon da, und wir wissen alle, wie stark begrenzt durch die viel 
zu eng gefaßte Fachaufsicht deren W irken freilich ist.

Ganz anders stellt sich die Sache für die öffentliche Schule. Da unser Staat 

auf dem Prinzip der Nichtidentifikation beruht, ist es schwer vorstellbar, daß 

marxistische oder religiöse W eltanschauungsschulen außerhalb privater Grün­
dungen existieren sollen. W enn dennoch bestim m te Überzeugungen vorherr­
schen — etwa durch Zusam mensetzung des Kollegium s, oder durch das Ein­

zugsgebiet der Schulen —  geschieht es nur durch die Unabwendbarkeit solcher 
Um stände. W enn Sie in einem rein evangelischen Gebiet Deutschlands evange­
lische Kinder und Lehrer haben, dann haben wir ja praktisch eine öffentlich 
geförderte evangelische Schule. Das soll auch nicht verboten sein. W enn aber 
in gemischt besiedelten Gebieten sich d ie Schulen in einer solchen W eise aus­
prägen, daß andere in ihrem Anspruch auf Gleichbehandlung, Gewissensfreiheit 
verletzt sind, dann treten all die Sanktio  nen ein, die die Schule wieder auf ihre
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Pflicht zur Nichtidentifikation verweisen. Ein ganz anderes Problem ist das von 
Herrn Behrens jetzt angesprochene. Darauf m uß er antworten, wie das in einem 
größeren Bereich unter neuen gesetzlichen Voraussetzungen aussehen könnte.EDCBA

E .  B e h r e n s :  Ich m eine zum Beispiel, daß m an ohne weiteres ein Verbot erlas­
sen könnte, daß organisierte weltanschauliche Gruppen Schulen gründen dürfen. 

Sie dürfen n i c h t  Träger von Schulen sein. Es können katholische, protestantische 
und so weiter Lehrer und Eltern eine Schule gründen, warum  denn nicht —  aber in 

v o l l e r  U n a b h ä n g i g k e i t  von den entsprechenden etablierten weltanschaulichen 
Gruppierungen; das ist äußerst wesentlich! W enn weltanschaulich orientierte 

Lehrer nicht von ihren Organisationen in die Schulen delegiert werden können, 

sondern ihnen vom Recht her gewährleistet ist, daß sie gegenüber diesen Insti­
tutionen wirklich frei sind und wom öglich durch die Situation oder vielleicht 

sogar bis zu einem gewissen Grad auch durch das Recht - ob m an das allgem ein 
verbindlich regeln kann, ist noch eine andere Frage — in einem Kontakt stehen 
m üssen.m it den Eltern ihrer Schüler und von denen zur Rede gestellt werden kön- 

können, dann ist die Gefahr der Verm achtung gebannt.
F r a g e :  Nach welchen Kriterien ist der M achtm ißbrauch zu beurteilen?

/. v. H e y n i t z :  D ie Frage, die hier gestellt ist, lautet: Bei der M ißbrauchsgesetz­

gebung kann die Verm achtung  juristisch definiert werden, daß m an sagen kann, 
wenn das und das geschieht, dann ist das eine Vermachtung und die m uß ver­
hindert werden, ob sie jetzt katholisch, m arxistisch, arbeitgeberisch, kapitali­

stisch ist, das ist dann vollkomm en gleich — ich m uß nur einen Begriff davon 
haben, was Verm achtung ist. Ich brauche also nicht W eltanschauung als Rich­

ter zu prüfen, sondern habe das Kriterium Vermachtung zu prüfen.
D r . H . H u m m e l :  W ir sind m it Herrn W einacht einig, daß M achtpositionen ent­

weder nicht bestehen oder vorhandene aufgelöst werden. W ir wissen aber an­
dererseits, daß diejenigen — auch wenn sie nicht nom inell die Träger der Schule 
oder der Leitung sind — so doch über ihre gewählten Vertreter in der Schule 
ihr Konzept durchzudrücken versuchen. Es wird schwer gelingen, genau wie bei 

anderen Dingen, den Vermachtungsbegriff zu finden, und m it dessen Hilfe 
Schutz zu gewähren. W enn zum Beispiel ein Vertreter der Gewerkschaft in einer 
Fachhochschule ist, bringt er genau das Konzept seines Vereines. Ich bin Jurist, 
aber ich bin nicht imstande zu sagen, wo es um kippt in eine unzulässige Ver­

m achtung.
J . v .  H e y n i t z :  Bei dem M odell, von dem Eckhard Behrens gesprochen hat, han­

delt es sich darum , daß diejenigen, die organisiert sind in der Schule, gerade 
n i c h t  Vertreter einer außerhalb der Schule bestehenden Organisation sind, son­

dern es handelt sich bei der Schule um einen eigenen Verein, der aus den Eltern 

besteht oder aus einer sonstigen sich frei bildenden Trägerschaft. M an kann 
durchaus durch Gesetz verbieten, daß Schulträger 1. einer der herrschenden 

Verbände sein kann oder 2. die Schule ein Organ eines solchen Verbandes ist.
D r . L . V o g e l :  Bei dem Beispiel, das Herr Behrens gegeben hat, wird ja ein
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Pferdefuß der Sache deutlich. Die Frage ist natürlich im m er, ob die Schule als 
freie Institution nicht doch eine Vorm achtstellung erlangt, wenn sie zum Bei­

spiel von irgend einer Seite stark finanziell gefördert wird, also eine Art Blut­
zufuhr hat, die eigentlich m it der bloßen W illensbildung der Eltern gar nichts 
zu tun zu haben braucht. Das ist dann gegeben, wenn eine Schule zum Beispiel 
über den Steuerweg der Kirche, über die Beiträge von Gewerkschaften einerseits 

Subsidien hat, zweitens über die Opferbereitschaft ihrer M itglieder und drittens 
noch über den Schulverein. Dadurch erhält die Schule eine ungewöhnliche 
finanzielle Ausrüstung, die in gar keiner W eise von anderen freien Schulträgern 
in gleicher W eise für eine solche Schuleinrichtung beansprucht werden kann. 
Eine reine freie Schulkonzeption wäre gegeben, wenn M enschen aus irgend ei­
nem geistigen Im puls heraus, auf der Grundlage der freien Opferbereitschaft, 

eine solche Schule auch finanziell tragen würden. Dann m üßte sich aber auch der 
Staat aus der Finanzierung der Schulen herausziehen und m üßte dem entspre­
chend seinen Bürgern die Verantwortung der finanziellen Ausrüstung der Schu­
len übertragen. Das könnte er auf dem . steuerlichen W eg regulieren. Aber das 

würde dann erst die Grundlage einer wirklich allgem ein freien Kultursituation 
abgeben.EDCBA

D r .  P . L . W e i n a c h t :  Die von Herrn Behrens aufgestellte These ist ja deswegen in­
teressant, weil er vermutet, daß es m öglich sei, die M acht des Staates zur Negierung 
gesellschaftlicher M acht am falschen Ort einzusetzen. Sein Beispiel aus der W irt­

schaft ist ihm selber etwas suspekt gewesen, weil er näm lich zugibt, der Staat 
kom m t hier bereits zu spät. Aber wann kom m t er richtig? W ir hatten 1945 eine 
Situation, wo es vielleicht anders hätte geschehen können. Es ist nicht gesche­
hen. Es m ag ein Hinweis darauf sein, wie leicht ein Gedanke zu fassen, und wie 
schwierig er zu konkretisieren ist. Eine interessante Lösung ist ja im Bereich der 
Rundfunkanstalten versucht worden. Der Staat schirmt sich hier nicht durch 
gesellschaftliche M acht ab, sondern er bittet die wichtigsten gesellschaftlichen 

M achtträger in den Rundfunkrat, wo sie sich gegenseitig schachm att setzen 

können. W as der Staat dazu liefert, sind lediglich die Spielregeln, nach denen 
sie sich schachm att setzen sollen. Die Frage ist doch, ob ein M achtvakuum staat­

lich garantiert werden kann, oder ob nicht vielm ehr Spielregeln statuiert werden 
m üssen, nach denen sich M acht tum m eln soll.

E .  B e h r e n s :  Sie haben das, was ich beschrieben habe, als ein Vakuum bezeich­
net. Ich m öchte das, was m an bei den Rundfunkanstalten geschaffen hat, gerade­
zu die Herstellung eines Vakuum s nennen und zwar eines Vakuums, an dem 

auch noch dauernd gesaugt wird. Denn diese Rundfunkräte haben offenbar eine 

große Effektivität darin, vom Rundfunk jede Profilierung über Institutionen 
abzusaugen. Dieses M odell funktioniert in Richtung Farblosigkeit unserer Rund­
funkanstalten. Ich gebe zu, es hat sich in den letzten Jahren m anches gebessert, 
aber es ist eben tatsächlich trotzdem im mer noch so, daß auf eine gewisse geisti­
ge Nivellierung in den Rundfunkanstalten hingearbeitet wird. Es darf eben von
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Seiten der Rundfunkredaktoren keiner der im Rundfunkrat sitzenden etablier­

ten gesellschaftlichen Gruppen allzu sehr auf den Füßen herum getreten werden. 

Ein wenig, das gebe ich zu, das geschieht auch. Aber es ist eben doch institu­

tionell dafür gesorgt, daß sich der Rundfunk als Institution unter gar keinen Um­

ständen m assiv gegen eine im Rundfunkrat vertretene gesellschaftliche Gruppe 

wendet. In dem M om ent würden sich die Gruppenvertreter im Rundfunkrat 

bestim m t solidarisieren, nach dem M otto: eine Krähe hackt der anderen kein 
Auge aus und dafür sorgen, daß nicht m orgen eine andere Gruppe, die im Rund­

funkrat vertreten ist, vom Rundfunk attackiert wird. Insofern m eine Skepsis 
gegen dieses M odell. Es neutralisiert geistig allzusehr und da habe ich m eine 
Bedenken. Zu dem , was Sie Vakuum nannten: ich glaube, da schießt die freie 

Individualität herein und da kann sie sich auch entfalten. Insofern bleibt gar 
kein Vakuum und das, wofür gesorgt werden soll, ist ja, daß freie Gruppen Ein­
zelner oder Gruppen von Lehrern, die sich dann zu einer Schule zusam men­

schließen oder Eltern und Lehrer an einer kooperativen Schule, daß diese Grup­
pen davor geschützt werden, daß irgendjem and von außen auf ihre Initiative 
störend einwirkt. Das ist ja das EDCBAw e s e n t l i c h e . I n s o f e r n  wird das, was vielleicht 
aus der vorherigen Schilderung als ein Vakuum erscheinen kann, durchaus gefüllt 

werden. Die Rundfunkräte sind eine Beschneidungsanstalt.

D r .  P . L . W e i n a c h t :  Ich erkenne Ihre Argumentation an Jetzt nur die Frage: 

Sind alle, die ihre Individualität in die Schulen einströmen lassen, die Schulen 
zum Erblühen bringen, davon zu überzeugen, daß Schule und Politik  tunlichst zu 
scheiden sind? Gibt es keine Gruppen unter ihnen, die die Schule benutzen, 

um M acht von innen — also jetzt nicht von außen — zu gewinnen, weil sie hier 
geschützt sind und wirkungsvoller operieren können für ihre Ziele? W enn aber 
solcherm aßen Freiheit m ißbraucht wird, wenn „Erziehung“ und antidem okrati­
sches oder krim inelles Treiben in weiten Bereichen sich verbinden, dann m üssen 
Sie — und darum kom m en Sie gar nicht herum - in die Schule hinein eingreifen, 
dam it diejenigen, die die M öglichkeiten hier m ißbrauchen, nicht den anderen die 
Atemluft abschneiden.

D r . L . V o g e l :  Es sind zwei Gesichtspunkte. Gewünscht wäre, daß die pädagogi­

schen Einrichtungen aus den Bedürfnissen der Erziehung, aus den Interessen der 
Bildungsbedürfnisse heraus, m öglichst m annigfaltig zur Entfaltung kom m en. Und 
da hätten wir nichts dagegen, daß alle M enschen alle ihre Schuleinrichtungen 
tatsächlich fänden. Daß es auch differenzierte Schuleinrichtungen in einem Staa­
te geben kann, daß sich der S t a a t  s e l b e r  auf seine juristischen Aufgaben z u r ü c k ­

z i e h t , und nicht selbst als Erzieher auftritt. Der Staat ist kein Pädagoge. Das ist 
das eine. Dann m üssen sich aber, um das wirklich gerecht zu gestalten auch die 
w i r t s c h a f t l i c h e n  M ä c h t e  aus dem Erziehungswesen herausziehen. Das dritte, was 

jetzt noch zusätzlich kom m t ist, daß die P o l i t i k  als solche n i c h t  A n g e l e g e n h e i t  
d e r  F o r s c h u n g  und d e r  P ä d a g o g i k  i s t . Also m üßte m an so form ulieren: das Poli­

tikum der Schule und Hochschule ist ihre Unpolitischkeit! W ir m üssen heraus-
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arbeiten, daß politisches Engagement in Schule und Hochschule den eigentlichen 

W esensauftrag der Pädagogik und der Forschung stören. Es m üßte also aus Schu­
le und Hochschule W irtschaftliches und Politisch-Staatliches heraus. Dann käm e 
zustande zwar kein Vakuum , sondern eie Sachbezogenheit des Pädagogischen im 

pädagogischen M ilieu als die Voraussetzung der größtm öglichen Effizienz des 
pädagogisch-forscherischen Geschehens. Daß die Träger des pädagogischen und 
forscherischen Geschehens außerdem Staatsbürger sind und sich dann außerhalb 

des Schulrahm ens kräftig politisch betätigen, das ist ja dam it in gar keiner W eise 
geschm älert.EDCBA

D . B ö h m :  Dr. W einacht hat darauf hingewiesen, daß eine Autonom isie- 

rung des Schulwesens dahin führen wird, daß eine sehr starke Differen­
zierung der Lehrpläne, der Curricula eintreten wird und daß auf Grund dieser 
Differenzierung es nicht m ehr sehr gut m öglich sein wird, einen Vergleich der 

Leistungen anzustellen. Dieser Punkt scheint m ir außerordentlich wichtig zu 
sein.

E . B e h r e n s :  Ich glaube, wir schließen jetzt die Organisationsdebatte dam it ab. 

Ich halte die andere Frage für außerordentlich interessant, wie die Autonom i- 

sierung sich vertragen soll, um es schlcigwortartig zu sagen, m it dem Berechti­

gungswesen.
C. W ü l s t e n : Ich m öchte noch einen Gesichtspunkt zur Sprache bringen, 

der noch nicht genügend deutlich behandelt wurde. Ich m öchte, daß das Dr. 
W einacht noch etwas nachzeichnet. Ich habe verstanden, daß die alte obrig­

keitliche Struktur zwischen Behörde, also Staat, und Schule nicht m ehr als prak­
tisch und durchsetzungsfähig angesehen wird. Das war eine Feststellung. Ande­
rerseits deuteten Sie an, daß bestim m te Bestrebungen weltanschaulicher Art — 
wir können uns das noch weiter ausm alen — nicht nur von links, sie können 
auch von rechts kom m en — hineinwirken in das Schulwesen und dieses weltan­
schaulich einseitig beeinflussen wollen W elche M öglichkeiten sehen Sie, wenn 

dort feststellbar ist, daß die Befehlsstruktur nicht m ehr wirkt, solche Einflüsse 
abzuwehren um damit überhaupt erst den Raum freizuhalten für all diese wei­
teren Dinge, die wir Vorhaben, oder uns vorstellen können. Ich m öchte bitten, 

daß Sie versuchen, einige W orte dazu zu sagen, denn das fehlte in dem M ittel­
feld Ihrer Darstellungen, was da heute an M öglichkeiten gegeben ist?

D r .  P .  L . W e i n a c h t :  Hier sind die Gründe angesprochen, die zu einer Lähm ung 
der Bildungsreform  Führen können und teilweise schon geführt haben. Sie sehen 
etwa, wie im Hochschulbereich Refonnabsichten zurückgehalten werden, die 

noch vor wenigen Jahren m it sehr großen Hoffnungen verknüpft waren. W ie ist 
es bei der Schule? Hier könnte es so sein, daß m an sagt, alles, was im Hoch­

schulbereich stattgefunden hat, soll uns im Schulbereich zunächst nicht küm­
m ern.-W ir versuchen es noch einmal ganz von vorn. Aber das wäre unrealistisch. 
Die Bildungspolitiker und die Beamten der Kultusverwaltungen fragen also, wie 

in einen Prozeß zunehm ender Selbstbestim m ung oder Dem okratisierung, wie er
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etwa vom  Bildungsrat gefordert wird, jenes M aß an Kontrolle  eingeflochten  wer­

den kann, das die Aufrechterhaltung  gesellschaftlicher Aufgaben und Zielset­

zungen  garantiert und sie gegen Auflösung oder M ißbrauch schützt. Ich  denke 
da an zwei Gefahren: Die erste ist die Auflösung der Gleichwertigkeit unter- 
richtlicher Standards und dam it verbunden der Zusam m enbruch der am  Berech­

tigungswesen  orientierten Chancengleichheit. Diese Gefahr ließe sich am  ehe­

sten durch die m oderne Curriculum -Forschung bannen; sie m acht es m öglich, 
Gleichwertigkeit nach Kriterien so zu objektivieren, daß das prim itive Schem a 
der Gleichartigkeit einzelner Elem ente (wie: Stundenm aß, Stoff-Folge usw.) ent­

behrlich wird. W eniger klar scheint m ir, wie sich der Gefahr des politischen  M iß­

brauchs der Selbstbestim m ung  begegnen  läßt, also der Indienststellung der Schu­

le unter Zwecke, die gesetz- oder gar verfassungswidrig  und darum  politisch  be­

denklich sind. W enn  m an hier den bürokratischen Kontrollgang ausm anövriert 

hat, bleibt kaum  etwas anderes übrig, als die partielle Schulöffentlichkeit ent­

schlossen an eine breitere Öffentlichkeit anzubinden; ich nenne diesen Vorgang 
im  Unterschied zur schulinternen Dem okratisierung die „überbereichliche Dem o­

kratisierung“. Ich  weiß nicht, ob die Rundfunkräte bereits die überzeugendste 

Ausprägung dieses Gedankens sind. In Nordam erika gibt es bekanntlich die 

School-Boards, wo von der Gem einde gewählte Honoratioren dem  obersten  
Schulverwalter auf die Finger schauen —  eine bürgerschaftliche Kontrolle der 
Schulverwaltung  also. Zwischen den deutschen Rundfunkräten und den in Am e­

rika existierenden School-Boards m üßten M odelle entwickelt und Handlungs­

m öglichkeiten gewiesen werden, die verhindern, daß die sogenannten  „unm it­

telbar Betroffenen“, die ja dann doch nur die Engagierten  und heute nach ihrer 

M ehrzahl leider nicht die pädagogisch Engagierten  sind, die Schule den „m ittel­

bar Betroffenen“ gegenüber isolieren. Die Schule darf sich nicht gegen die Ge­

sellschaft auswirken, von der sie lebt und in deren Auftrag sie erzieht. Das hat 
keine Gesellschaft jem als geduldet. Die Selbstverwaltung schadet sich selbst, 
wenn Vorgänge wie Heidelberg: Philosophische Fakultät, wie Berlin: Philolo­

gische Fachbereiche, Schule m achen.EDCBA
D r . L . V o g e l :  Aber heute leben diese Institutionen  durch den Staat und ha­

ben eine prolongierte Existenz. Sie sind nicht auf der freien W ildbahn und des­

wegen hören sie nicht auf in ihrer Existenz.

E . B e h r e n s :  Gesellschaftliche Kontrolle  durch  W ettbewerb  wäre  hier ein Stich­

wort, das m an näher erläutern m üßte. Die Autonom ie, wie sie unsere Hoch­

schulen haben, ist gewisserm aßen ein Privileg, ist tatsächlich  ein gesellschaft­

licher Freiraum  ohne irgendwelche Leistungskontrolle. Ich  bin dagegen, diese 

Autonom ie durch  irgendwelche staatliche Kontrolle oder irgendwelche Boards 
einzuschränken, wir m üssen die freie gesellschaftliche Leistungskontrolle stär­

ken, die ja im m er eine wettbewerbliche ist.
D .  B ö h m :  Einigesvondem , was ich  noch  sagen wollte, ist hier schon  angespro­

chen. Ich erinnere also an die Beiträge von Herrn Behrens. Er hat auf den Zu-
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samm enhang des Berechtigungswesens m it der Notwendigkeit einer Vergleichs­

m öglichkeit der Leistungen hingewiesen. Es ist ja tatsächlich der Fall, daß es 
notwendig ist, eine Vergleichsm öglichkeit der Leistungen zu haben, falls m an 
eben das Berechtigungswesen hat. Das ist die Voraussetzung. Ich m öchte abkür­
zend daraufhinweisen, daß ein anderer Gesichtspunkt vielleicht eine gewisse 
Entschädigung bringt für den Verlust dieser Vergleichsm öglichkeiten. Ich m öch­

te erinnern an etwas, was es bereits gibt in den Vereinigten Staaten in Bezug 
auf das College System . Dort gibt es ja sehr viele verschiedene Colleges, die 
sich in der Regel einen eigenen Lehrplan geben, vor allem in den privaten freien 
Colleges. Die bilden sich ihr eigenes Curriculum. Ich will nun nicht sagen, daß 

das in jedem Fall außerordentlich profiliert ist im Gegensatz zu anderen Colleges, 
aber es gibt dort eine sehr ausgearbeitete Scala, eine Rangfolge von Colleges, von 
College-Bewertungen, das heißt, es wird jährlich ein Buch veröffentlicht, 

in dem die Colleges in einem gewissen Bewertungsm aßstab dargestellt werden. 
Es ist eine nicht sehr differenzierende Bewertung, eine Bewertung, die nicht 
speziell wissenschaftsorientiert ist; es ist eine Bewertung, die m ehr pragmati­
schen Sinn hat, und die m ehr bezogen ist auf den Gebrauch durch die Öffent­

lichkeit. Da kom m t also das andere Stichwort, das Herr Behrens eben schon 
genannt hat, hinzu, das ist also die öffentliche Leistungskontrolle der Colleges. 
Es sind eigentlich zwei konkurrierende Gesichtspunkte hier. Das eine wäre bei 
der Fortführung des Berechtigungswesens, da wäre es sicherlich notwendig, auf 

irgendeine W eise eine sehr differenzierte und pädagogisch sehr detaillierte Ver­
gleichsm öglichkeit zuhaben. Andererseits, falls es m öglich sein sollte, das Be­
rechtigungswesen ein wenig zurückzulassen, dann wäre um somehr die andere 
M öglichkeit gegeben, näm lich die M öglichkeit, einen Vergleich, von dem Publi­

kum , von der Öffentlichkeit her zu leisten. Ich wollte das hier nur zur Debatte 

stellen.EDCBA
F r a g e :  Können Sie jetzt, nachdem Sie die Argum ente des Sem inars gehört 

haben, auf die Frage: Kann das Schulwesen sich selbst verwalten? , nicht viel­

leicht doch eine Antwort geben?
D r .  P .  L . W e i n a c h t :  W enn es nur dieser gewiß wichtigen Hinweise bedurft hätte, 

um für m ich zum abschließenden Ergebnis zu kom m en, so hätte ich viel aus­
führlicher aus den Fragen der Freiheit zitiert, wo schon sehr viele lesenswerte 
Aufsätze über das Schulwesen publiziert worden sind. Aber es war m it tatsäch­
lich noch nicht m öglich, diese Gedanken m it m einen eigenen Problem en so zu 
verbinden, daß ich schon eine Faustform el zur Antwort hätte. Ich bin also über­

haupt noch nicht schlüssig und dieses Jahr vielleicht noch viel weniger schlüssig 
als in den vorangegangenen Jahren. Ich habe das letztem al schon gesagt, daß ich 

dem Bildungsrat gegenüber kritischer werde, ich werde m einen eigenen Positio- 

nen gegenüber, die ich in den vergangenen Jahren hier vertreten habe auch kriti­
scher ohne daß ich schon sagen könnte.; w ie sich m eine Antwort schließlich zu 
der von Ihnen gefundenen verhalten wird.
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Unsere Gesellschaft bedarf einer W ertordnung

Auf der Suche nach  einem  Leitbild  

für das schweizerische Schulwesen

W olfgang von W artburg

Zu  den  Überraschungen, an  denen  unsere Zeit so  reich  ist, gehört  auch  

die Tatsache, dass seit einigen Jahren die Erziehung in den M ittel­

punkt des öffentlichen Gespräches geraten  ist. Der Grund  für diese er­

staunliche Erscheinung  ist leicht zu  erkennen: Er liegt in der Diskre­

panz, die unser ganzes Leben durchzieht, in  der Diskrepanz zwischen  

dem  rasanten Tem po, das die Entwicklung unserer Kultur angenom ­

m en  hat, und  der inneren  Beschaffenheit der M enschen,,  die diese Ent­

wicklung  hervorgebracht haben. Kurz nach  dem  Abschuss der ersten  

M ondrakete erhielt ich einen Brief von Bekannten aus Dresden, in  

welchem  es hiess: «Nun  können  sie  auf  den M ond  .fliegen, aber so  weit 

haben sie es noch nicht gebracht, dass wir unsere Verwandten im  

W esten  besuchen  können.»  In diesem  Stosseufzer ist die ganze Situa­

tion  unserer Zeit enthalten: äusserste Perfektion  im  Technischen, voll­

ständiges Versagen im M enschlichen. Und so habe ich volles Ver­

ständnis für den  Ausspruch  eines Grenzgängers aus der Zeit der Berli­

ner Blockade, welcher sagte, dass er jedesmal,,  wenn  er ein  am erikani­

sches Flugzeug  über sich  dahinbrausen  hörte, von  einer  Art schlechten  

Gewissens gepackt, wurde, weil ihm  dabei im m er wieder der funda­

m entale Bruch zwischen der Vollkom m enheit der technischen Lei­

stungen  des M enschen und  der Unvollkom m enheit der m enschlichen  

Beziehungen  bewusst geworden  sei. Etwas von  diesem  schlechten  Ge­

wissen  m üssten  wir alle verspüren, und  es dürfte nicht nachlassen, be­

vor im  Bereich des M enschlichen dieselbe Vollkom m enheit erreicht 

wäre wie  im  Bereich  des Technischen.
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Nun  ist dies nicht bloss eine Frage persönlicher Einstellung. Es ist 

vielm ehr die Grundfrage unserer Zeit überhaupt, ob die M enschheit 

im stande sei, eine solche m oralische und geistige Reife zu gewinnen, 

dass die Entwicklung, die sie ins Rollen gebracht hat, nicht zu der 

Lawine wird, die sie unter sich begräbt. Und so ist es nicht nur ver­

ständlich, es ist unverm eidlich, dass Erziehungsfragen in den M ittel­

punkt des öffentlichen  Interesses treten.

Es ist ebenfalls begreiflich, dass m an in weiten Kreisen  dem  beste­

henden  Schulwesen  die Fähigkeit nicht m ehr zutraut, sich  selbst zu  er­

neuern, dass m an  es abreissen  m öchte, um  an seiner Stelle einen  völlig  

neuen Bau zu errichten. Um den Ernst der Situation sichtbar zu  

m achen, m öchte ich m ich eines Bildes bedienen. Das Altargem älde, 

das Grünewald  für das Kloster Isenheim  gem alt hat -  welches ein  Asyl 

für Hautkranke  war zeigt auf  dem  Bild  der Versuchung  des heiligen  

Antonius unter allen Schreckgespenstern auch die zwei extremen  

M öglichkeiten der Hautkrankheit. Unterhalb des Heiligen befinden  

sich zwei m issgestaltete Geschöpfe. Die Haut des einen ist zu einem  

Panzer  erstarrt, der es in  Unbeweglichkeit gefangenhält. Die des ande­

ren löst sich  in  lauter Eiterbeulen auf, so dass ihm  jeder Schutz gegen  

die Aussenwelt verlorengeht.

In diesem Bilde sehe ich das, was heute dem Erziehungswesen  

droht. Auf der einen Seite erscheint es als Ärgernis, dass die M en­

schen, dass Lehrer und Schüler, Schulen und Regionen verschieden  

und eben nicht gleich sind. M an geht, zweifellos m it triftigen und  

achtbaren  Gründen, darauf  aus, zu  koordinieren,  zu  reglem entieren, so  

dass schliesslich  die  ganze M annigfaltigkeit unseres Schulwesens glatt­

gewalzt wird  und  vor dem  befriedigten  Auge des Am tsschim m els zur 

selben Stunde vom -Boden- bis zum  Genfersee dieselbe Lektion nach  

dem selben  Tonband  abgewickelt und  m it dem selben  Test geprüft wer­

den  kann. Die Endlösung  auf  diesem  W ege wäre eine Erstarrung, die 

jeden selbständigen Geist davon abschrecken m üsste, noch Lehrer zu  

werden.

Von der anderen Seite aber wird jede Form  aufgelöst, jeder Gehalt 

schon als solcher verdächtigt. Die Schlagworte «Ideologie» und
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«Repression» sind die Krankheitserreger einer neuen Seuche, gegen 

die das Bildungs wesen noch kein Heilm ittel entwickelt hat. Seine Haut 

löst sich ab, und es steht nackter als nackt vor den Augen der belustig­

ten M enge.

Nicht nur das Bildungswesen, die Gesellschaft als ganze steht in 

einem Krankheitsprozess, der sie m it vollkom mener Erstarrung und 

gleichzeitig m it vollständiger Auflösung bedroht. Es wäre die ver­

hängnisvollste Illusion, zu glauben, die beiden Kräfte würden sich von 

selbst im Gleichgewicht halten. Ein Gleichgewicht im M enschlichen 

entsteht nie als blosses Resultat, es entsteht nur durch eine positive 

Kraft. Es wird deshalb unum gänglich, nach einem  Leitbild zu suchen, 

nach welchem das Erziehungswesen erneuert werden soll. Auch das 

blosse Beharren auf dem Bestehenden ist ausgeschlossen. Es würde 

sich selbst aufheben. Denn das Gleiche ist nicht m ehr das Gleiche un­

ter veränderten Um ständen.

Nun sollte m an glauben, dass wir heute keinen M angel leiden an 

Leitbildern. Sie bieten sich in rauher M enge an, alte und neue. In die­

ses M odellbauen m ischen sich alle ein: Parteien, Industrieunterneh­

m en, Forschungsinstitute. Auf der M uba war schon das M odell eines 

Hauses der Bildung m ateriell zu sehen. Es ist vielleicht von sym bo­

lischer Bedeutung, dass es wie ein Pilz in der Luft hing. Ebenso hängt 

der Gedanke in der Luft, der in dem Kom m entar zum letzten Kne- 

schaurek-Bericht über die Bildungsperspektiven in den «Basler Nach­

richten» geäussert w ird. Der ganze Kom m entar spricht von nichts an­

derem als von dem W achstum der W irtschaft, das selbstverständlich 

nicht abreissen darf, und leitet daraus seine Forderung ab: «Ein erster 

Schritt (gem eint ist: zur Bildungsreform) wäre die Schaffung neuer 

rechtlicher Grundlagen für ein gesam tschweizerisches Bidlungskon- 

zept.» Rechtliche Grundlagen wären aber nur ein leeres Haus; woher 

wir den Inhalt nehm en sollen, kann uns der Kom m entator nicht sagen.

M an wird allerdings einwenden, dass der Inhalt der neuen M odelle 

zum  Beispiel m it den Begriffen «Chancengleichheit» und «Begabungs­

förderung» sehr genau um schrieben sei. Aber diese Begriffe sind selbst 

so unbestim m t, dass sie nur Selbstverständliches enthalten. W er
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m öchte nicht Begabungen fördern und allen die besten Chancen ge­

ben? So wie sie heute vorgebracht werden, ist allerdings eine be­

stim m te Konzeption darin verborgen; der Richtpunkt, auf den sie hin- 

weisen, ist nicht m ehr eine bestim m te Idee der Bildung, sondern der 

neue Götze «Gesellschaft». Dr. Urs Haeberlin, Präsident der Interkan­

tonalen Studiengruppe für Gesamtschule, schlägt vor, auf den Begriff 

«Begabung» überhaupt zu verzichten und ihn durch den Begriff 

«Lernfähigkeit» zu ersetzen. «Unter Begabung kann m an die Fähig­

keit verstehen, Lernleistungen zu vollbringen, die von der soziokultu- 

rellen Um welt gefordert werden.» Als der neue Inhalt der Bildung er­

scheint die Anpassung, als der neue M ensch der Angepasste. W oran er 

angepasst sein soll, bleibt aber wieder offen, da der Begriff «Gesell­

schaft» selbst eine Abstraktion ist und keinen konkreten Inhalt hat.

W ir brauchen also nicht nur M odelle, sondern eine Konzeption: 

eine inhaltliche Bestim m ung des Erziehurigsaufbaus. Ich m öchte aber 

auch den Begriff «Konzeption» hinter m ir lassen und vom Leitbild 

sprechen. Das ist zugleich bescheidener und anspruchsvoller. Ein Leit­

bild legt nicht den ganzen Aufbau des Erziehungswesens fest; sein 

Sinn wäre, ein Licht anzustecken, von dem aus alles in der richtigen 

Beleuchtung erscheint. Dabei gehe ich von einem Axiom aus, das den 

Grundstein jeder Bildungskonzeption einer freien Gesellschaft bilden 

m uss: Das Leitbild der Erziehung kann kein anderes sein als das Ziel­

bild, das Idealbild des M enschen überhaupt. Und zwar nicht dasjenige, 

das wir für uns aufgebaut haben, sondern dasjenige, das in den jungen 

M enschen selbst veranlagt ist - letzten Endes, soweit wir es zu erblik- 

ken verm ögen, dasjenige, das zutiefst in EDCBAa l l e n  M enschen veranlagt sein 

m ag. W enn der Kneschaurek-Bericht auf das Jahr 2000 hin prognosti­

ziert, dann nim m t er eine ganze noch nicht geborene Generation in Be­

schlag. W issen wir denn, was diese M enschen selbst wollen werden? 

Vielleicht wollen sie den Fortschritt gar nicht m ehr, vielleicht wird 

ihnen gar nichts an der W achstumsiate der W irtschaft liegen, vielleicht 

wird ihnen nicht einm al m ehr die Chancengleichheit etwas bedeuten.

Nicht das kann die Aufgabe der Erziehungsreform sein, die jungen 

M enschen für eine bestim mte Gesellschaft oder Denkform zu präpa-
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rieren, sondern ihnen eine Hilfe zu leisten, dass sie die besten in ihnen 

veranlagten Kräfte auifinden und entfalten können. Dies ist gewiss im  

Hintergrund auch die eigentliche Absicht aller ernstgem einten 

Reform bestrebungen, soweit sie nicht von politischen oder anderen 

Interessen ausgehen. Über den konkreten Gehalt eines Leitbildes aber 

besteht aus dem Grunde völlige Ratlosigkeit, weil auch das Bild des 

M enschen selbst verblasst und gehaltlos geworden ist.

Und so ist auch dies begreiflich, dass m an Hilfe sucht bei der ober­

sten Autorität unserer Zeit, der W issenschaft. W issenschaftliche For­

schung verspricht alle Probleme zu lösen, wissenschaftliches Denken 

greift auf das Erziehungswesen über, um da dieselbe Rationalisierung 

und Produktionssteigerung herbeizuführen, welche es in der Industrie 

zustande gebracht hat. Bei aller Verschiedenheit haben doch die m ei­

sten Reform projekte das gem einsam, dass sie sich auf W issenschaft be­

rufen. «W issenschaftsorientiertheit von Lem gegenstand und Lernm e­

thode haben für den Unterricht auf jeder Alterstufe zu gelten»: so 

heisst es im Stm kturplan des deutschen Bildungsrates. Über das 

M edium der W issenschaftlichkeit wird der Lernende und das Lernen 

zum Objekt der Planung. Es ist deshalb wichtig, die Tragfähigkeit 

wissenschaftlichen Denkens für unsere Frage zu prüfen.

W enn wir nun diese W issenschaft nach ihrem M enschenbild als 

Zielbild der Erziehung befragen, werden wir in eigenartiger W eise 

enttäuscht. Es zeigt sich, dass sie dieser Frage völlig hilflos gegenüber­

steht. Als ich einm al Gelegenheit hatte, einen führenden Forscher zur 

Rede zu stellen, bekam  ich die Antwort, das Ziel stehe ja im Lehrplan. 

Auf die Rückfrage: «W er m acht den Lehrplan?» kam  prompt die Ant­

wort: «die Gesellschaft», worauf ich auf weitere Fragen verzichtete. 

Etwas konkreter w ird die Österreicherin Christine M öller, welche eine 

Untersuchung über Zielvorstellungen nach em pirischer M ethode vor­

nim m t. Sie sucht m it dem M ittel der M einungsforschung die «vor­

herrschenden W ertvorstellungen» zu ergründen. Das erste ist, dass sie 

in den österreichischen Parteiprogramm en nachschaut. Als Zielvor­

stellung einer «österreichischen W eltanschauung» erklärt sie: «fort­

schreitendes W ohlergehen in psychischer und körperlicher Hinsicht
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im Diesseits». - M an kann eben nicht Entscheidungen, die Denken 

und m oralische Haltung voraussetzen, auf Statistik und technische 

M ethoden abwälzen.

Soweit sich diese W issenschafi: ihier M öglichkeiten bewusst ist, 

lehnt sie deshalb auch Zielsetzungen, W erturteile und m oralische Ent­

scheidungen als unwissenschaftlich  ab. Eigenartig ist nur, dass ihr Herr­

schaftsanspruch darunter nicht leidet. 1968 erklärte Professor Lük- 

kert in der Zeitschrift «Universitas»: «Durch die seit Jahrzehnten zu 

beobachtende Verwissenschaftlichung der Lebensbereiche ist dem 

M enschen die Chance gegeben, nicht nur die M aterie, sondern auch 

die Gesellschaft, ja sogar die Individuen zu verändern. W ährend das 

W issen von der Steuerung m ateriell-technischer und ökonom ischer 

Prozesse weit fortgeschritten ist, hinkt die Steuerung gesellschaftlich- 

sozialer und politischer Beziehungen noch beträchtlich und die Steue­

rung erzieherischer und unterrichdicher Prozesse am weitesten hinter 

dem zur Zeit vorliegenden W issen um die W irkungsm öglichkeiten 

nach.» Bezeichnend ist, dass aus der EDCBAM ö g l i c h k e i t  der Steuerung unm it­

telbar, ohne logische Zwischenstufe, das R e c h t  auf die Steuerung abge­

leitet wird. Die Frage wird jedoch weder gestellt noch beantwortet: 

w e r  befugt sei zu steuern und w o h i n  gesteuert werden soll. Folgenden 

Ausspruch von Professor Aebli (Bern) habe ich selber gehört: beim 

heutigen Pluralism us dürfe es nicht bleiben, weil er das Planen verhin­

dere. Da sich aber das Ziel aus der Forschung nicht ergeben kann, 

m uss m an es einfach setzen. Ein blosses Durchleuchten des Bestehen­

den sei sinnlos.

Ich m uss präzisieren. W enn hier von Bildungswissenschaft die Rede 

ist, so m eine ich nicht eine wissenschaftliche Beschäftigung m it Bil­

dung schlechthin, sondern die extrem e Form der sich em pirisch nen­

nenden Bildungsforschung, die nach der M ethode der Operationalisie­

rung, das heisst der Quantifizierung vorgeht und sich in letzter Zeit in 

der Öffentlichkeit besonders aufdrängt, die Forschung, die m it den 

M ethoden und Denkschemen der Naturwissenschaft die Vorgänge des 

Lernens bearbeitet, die W issenscliaft, deren letzte Früchte der pro­

gram mierte Unterricht, die schulm ässige Vorschulerziehung, das Cur-
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riculum sind - das Curriculum , welches den Lehrer zu einem blossen 

Funktionär eines pädagogischen Planungsbüros werden lässt 

W issenschaft, die sich neuerdings auch in Schulreform und Koordina­

tionsbewegung einm ischt, indem sie den Anspruch erhebt, nur dieje­

nige Reform  sei echte Reform , welche von ihr wissenschaftlich beglei­

tet werde.

Über das Unverm ögen der Bildungswissenschaft in der Frage der 

Zielsetzung könnte m an einfach hinweggehen, wenn sie nicht eine 

M acht geworden wäre. Denn sie versteht es, sich m it allen M ächten 

und Ström ungen der Zeit zu alliieren. Sie verbindet sich m it dem  Fort­

schrittsaberglauben, m it dem W issenschaftsaberglauben der Zeit, m it 

der Hoffnung auf die M öglichkeit, alle, auch m oralische Probleme 

technisch lösen zu können. Die progressive Politik und die rebellie­

rende Jugend berufen sich auf W issenschaft im Kam pf gegen das 

Establishm ent. W as als «Klassenkampf» hingestellt w ird, ist zum  gros­

sen Teil der Kam pf junger Soziologen und Psychologen um diejenige 

herrschende Stellung, die bisher andere innehatten. Das hindert nicht, 

dass auch das Establishment selbst seinen Kahn dadurch vor dem Un­

tergehen zu retten versucht, dass es ihn auf die W elle der Progressivi­

tät lenkt und seinerseits dieselbe W issenschaft protegiert. M it Bil­

dungspolitik lassen sich auch innerhalb des Establishm ents politische 

Karrieren bauen. Und schliesslich verbindet sich die Bildungswissen­

schaft m it der Bereitschaft, die eigene Freiheit aufzugeben. Der aussen- 

gesteuerte M ensch, der von A. W eber vorausgesehene vierte M ensch, 

der M ensch ohne Ich, wie ihn Lusseyran kennzeichnet, ist nicht m ehr 

eine Zukunftssorge. Er ist volle W irklichkeit, und seine M acht beruht 

darauf, dass er nur m it der Ström ung zu schwimm en braucht, um sich 

selbst als Pionier der Zukunft bestätigt zu finden. Die Freiheit der an­

deren kann er nicht achten, da der Anspruch auf Freiheit in seinen 

Augen nur «klassenspezifische Ideologie» ist.

Der Herrschaftsanspruch der W issenschaft beruht auf der Behaup­

tung, sie besitze eine allgemeingültige M ethode, die Objektivität der 

Ergebnisse verbürge. Gerade in diesem grundsätzlichen Anspruch 

liegt der grundsätzliche Irrtum : Die M öglichkeit, «exakte Daten» zu

die
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liefern, verbürgt in keiner W eise, dass uns diese Daten der W irklich­

keit näher bringen. Die Bildungswissenschaft behauptet, frei von jeder 

W eltanschauung, Ideologie, endlich die Erziehung auf eine objektive 

Basis zu stellen. In W irklichkeit ist diese W issenschaft selbst eine W elt­

anschauung, die W eltanschauung des M aterialism us. Sie unterscheidet 

sich von anderen lediglich dadurch., dass sie so naiv ist, dies nicht m ehr 

zu bemerken, dass sie sich weigert, auf ihre eigenen Grundlagen noch 

zu reflektieren. Dam it verleugnet sie den Geist der W issenschaft. Sie 

wird zu einer Ersatzreligion m it eigenem Ritual und eigener Sakral­

sprache, eine sich wissenschaftlich nennende Liturgie der Unm ensch­

lichkeit.

Diese Unm enschlichkeit verrät schon ihr barbarischer Jargon. W as 

ist doch das W ort «Strategie» im  Pädagogischen für eine Barbarei! Der 

klassische Stratege ist Hannibal, der seinen Gegner vernichtet. Das 

W ort setzt entweder einen zu vernichtenden Gegner voraus - oder 

dann hat es den Zusam m enhang m it seiner eigentlichen Bedeutung 

verloren. Beides ist einer W issenschaft gleich unwürdig, die sich Bil­

dungswissenschaft nennt. D ie bekannten Ausdrücke dieser Im ponier­

sprache sind jedoch nicht nur neue W orte für alte Begriffe. Die «sach- 

strukturelle Funktion» dieses Jargons besteht darin, dass er wie der 

Dieb in der Nacht die Lichter auslöscht und das W esen der Dinge un­

sichtbar m acht. Horen wir den Satz von Lückert: «Die em otional­

soziale Zuwendung der Eltern zum Kind ist nur dort und insoweit 

entwicklungsfördernd, wo bzw. als sie der Vermittlung von Informa­

tion dient.» Auf deutsch: Elternliebe hat nur soweit Sinn, als sie dem 

Kind hilft, brauchbare Inform ationen zu speichern. Sie wird reduziert 

auf die Funktion eines Katalysators für Inform ationsspeicherung.

W enn aber aus der operationalisierenden W issenschaft kein Leitbild 

zu gewinnen ist, woher sollten wir es dann nehm en? Erlauben Sie m ir, 

auf den M aler Grünewald zurückzublicken. Der Isenheim er Altar war 

nicht nur gedacht als ästhetischer Schm uck der Klosterkirche, sondern 

als Heilmittel. D ie Kranken wurden zu bestim m ten Zeiten vor die Bil­

der geführt, und durch die von ihnen ausstrahlende Stim m ung wurde 

der Heilungsprozess gefördert. W as die Bilder aber enthalten, ist das

40



Urbild des M enschen: die Verbindung von Him mel und Erde in den 

drei Ereignissen von Geburt, Kreuzigung und Auferstehung des 

Gottmenschen. W ie in Isenheim die Heilung aus dem Anblick der 

W ahrheit gesucht wurde, so sehe ich auch für die Krankheiten unserer 

Zeit keine andere Heilung als den Anblick der unverstellten W ahrheit, 

der W ahrheit des M enschen, in der Herstellung des vollen M enschen­

bildes. Es ist wohl nicht übertrieben, zu sagen, dass das Bild des M en­

schen sich heute selbst im Zustand der Kreuzigung befindet. Nur eine 

echte Auferstehung des M enschenbildes kann uns in eine fruchtbare 

Zukunft führen.

Das heisst aber keineswegs Rückkehr zu irgendeinem Glauben der 

Vergangenheit. «Aus dem Denken gibt es keinen ehrlichen Rückweg 

in einen naiven Glauben», sagt W eizsäcker. Es handelt sich nicht 

darum , vorwissenschaftliche oder ausserwissenschaftliche Glaubensin­

halte zu Hilfe zu rufen, sondern darum , zum ursprünglichen Geist der 

W issenschaft selbst zurückzukehren. Die m aterialistische, operationa- 

lisierende W issenschaft verkennt gerade das W esen der W irklichkeit, 

von der sie auszugehen behauptet. W irklichkeit ist nie das Gegebene, 

das Offenbare, sondern im m er das Verborgene, das es durch geistige 

Anstrengung zu erarbeiten gilt. D ie unm ittelbare Anschauung ergibt, 

dass sich die Sonne um die Erde bewegt. Es bedurfte jahrhunderte­

langer Denkanstrengung, bis die M enschheit erkannte, dass die W irk­

lichkeit dem Augenschein entgegengesetzt ist. W irklichkeit ist eine 

Schöpfung geistiger Tätigkeit, die w ir in einem  Zusam m enwirken aller 

m enschlichen Fähigkeiten in uns auf bauen m üssen. EDCBAW i s s e n s c h a f t  i m  u r ­

s p r ü n g l i c h e n  S i n n e  i s t  a l l s e i t i g e  V e r l e b e n d i g u n g e i n e r  u n v o r e i n g e n o m m e n e n  W a h r -  

n e h m m g y  v e r b u n d e n  m i t  e i n e m  S u c h e n  n a c h  d e r  i n n e r e n  O r d n u n g  d e s  E r f a h r e n e n  

a u s  d e r  K r a f t  d e s  m e n s c h l i c h e n  G e i s t e s .  Sie bedarf der Ausbildung der W  ahr- 

nehm ungs- und Erlebnisfahigkeit ebensosehr wie der Pflege der Intel­

ligenz. Nur dasjenige, worauf wir unsere gebildete Aufmerksamkeit 

richten, können wir auch wirklich sehen oder geistig wahrnehmen. Das 

Organ des Sehens ist also nicht nur das Auge, das passiv aufnimm t - 

das ist ein m aterialistisches Vorurteil -, sondern ebensosehr die geistige 

Aktivität, die Schauen erst zum Sehen m acht. Für jeden neuen Bereich
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der W irklichkeit m üssen wir neue Organe bilden. Das Organ zur W ahr­

nehmung des M enschen kann nichts Geringeres sein als wiederum  der 

ganze M ensch. Der Künstler, der aus der Ehrfurcht vor der Grösse 

des M enschenbildes seine W erke schallt, oder die M utter, die aus 

Liebe m it den Kindern spielt, haben ohne alle W issenschaft ein wahre­

res Bild des M enschen als der Experim entator, der sich auf hundert 

Experim entalergebnisse berufen kann. Die m enschlichen Qualitäten 

sind gleichsam das W ahrnehm ungsorgan für das W esen des M en­

schen. Die erste Voraussetzung für die Ausbildung einer pädagogi­

schen W issenschaft ist also nicht eine angelernte wissenschaftliche 

M ethode, sondern eine voll ausgebildete Persönlichkeit, eine gebildete 

M enschlichkeit, ein sicheres Taktgefühl, eine künstlerische Phantasie.

Ich habe den Eindruck, dass wir uns heute wieder in der Lage Gali­

leis befinden, als er den Gelehrten seiner Zeit die Jupiterm onde zeigen 

wollte. Sie weigerten sich, durch das Fernrohr zu schauen, weil in 

ihrem W eltbild diese keine Daseinsberechtigung hatten. Auch die von 

dem m aterialistischen Dogm a geprägte W issenschaftlichkeit erzeugt 

eine spezifische Blindheit: Blindheit für die Qualitäten der W elt und 

besonders der m enschlichen Natur, eine eigentliche W irklichkeits­

blindheit. Farbe wird zur W ellenlänge, Ton zur Luftschwingung, das 

Leben zu M olekularbewegung, der M ensch zu einem kybernetischen 

System , Erziehen zum Program mieren eines Com puters. Die m ateria­

listische Dogm atik hindert uns, die Urphänom ene des M enschseins, 

Freiheit, Sittlichkeit, Schöpferkraft, überhaupt noch wahrzunehm en. 

Dass eine falsche Theorie zu falscher Praxis führt, ist einleuchtend. In­

sofern ist W eltanschauung nicht Privatsache.

Ein sinnvolles Leitbild lässt sich jedoch nur gewinnen aus einem  un­

verstellten Blick auf die W irklichkeit. Es gilt, den elem entaren Grund­

tatsachen des M enschseins ihren Rang zurückzugeben. Das W esen des 

M enschen ist bezeichnet durch seine: Offenheit, seine Unbestim m theit, 

seine fast unbeschränkte Bestim m barkeit. Er ist von der Natur unvoll- 

■ endet entlassen, er m uss sich selbst vollenden, nach einem  Zielbild, das 

in ihm selbst erwachen und wachsen m uss. Er ist von seinem Ur­

sprung her darauf verwiesen, sich seine innere Gestalt selbst zu geben.
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Die Entwicklung  von  Idealbildern ist also nicht Luxus oder W illkür, 

sondern schon rein biologisch eine Notwendigkeit. Das Idealbild ist 

ebenso  wirklich, das heisst wirksam  wie die  biologische Beschaffenheit 

des M enschen. Dieser Notwendigkeit zu entgehen, ist gar nicht m ög­

lich. Auch der Verzicht auf  ein Zielbild  oder die Unfähigkeit dazu  hat 

selbst wieder die W irkung eines Zielbildes. Gleichzeitig aber ist die 

Erarbeitung  und Verwirklichung eines Zielbildes und dam it die Ver­

wirklichung des M enschen dem  einzelnen nur m öglich in der Begeg­

nung m it den M itm enschen. Dam it haben  wir die wesentliche Polari­

tät, in  der der M ensch steht, aufgedeckt. W enn wir vom  «M enschen»  

sprechen, m üssen wir im m er zwei Aspekte unterscheiden. Unter dem  

einen  Aspekt ist der «M ensch»  das ideelle Bild  des M enschen, die Idee 

des M enschen, die wir nicht um fassend genug denken können. M it 

dem selben Recht aber ist jeder einzelne M ensch  m it seinen  individuel­

len Problem en, Eigenschaften, Bedürfnissen und M öglichkeiten «der 

M ensch».

Nun sind die beiden Aspekte nicht Gegensätze, sondern zwei Pole 

ein und derselben W irklichkeit. W odurch  verwirklicht sich denn der 

einzelne M ensch, wenn nicht dadurch, dass er seine kleinen, alltäg­

lichen Erlebnisse und Tätigkeiten zum allgem ein M enschlichen zu  

steigern, dass er die Idee der M enschheit in sich zu verwirklichen  

sucht?  Und  wie verwirklicht sich  die  Idee der M enschheit, wenn  nicht 

durch die Arbeit jedes einzelnen M enschen  an seiner Selbstverwirkli­

chung?

Hierin liegt auch der fundam entale Unterschied zwischen M ensch  

und  Tier. Das Tier ist prim är Exem plar der Gattung: das Individuelle 

ist akzidentell. Das Exem plar ist identisch  m it der bis ins Detail ausge­

arbeiteten  Idee. Beim  M enschen ist es um gekehrt: Das Gattungsm äs- 

sige ist nur eine offene M öglichkeit, deren Verwirklichung Aufgabe  

des Individuum s ist. Die  Idee  erhält ihren  Inhalt erst durch  die Ausge­

staltung in den Individuen. Persönlichkeit ist das m enschliche Indi­

viduum , durch  welches die Idee M ensch hindurchklingt (per-sonare). 

Das Soziale, das Ethische ist deshalb im  M enschen  ursprünglich  ver­

anlagt. Keine Erziehung würde es ihm  jem als beibringen, wenn es
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nicht aus dieser ursprünglichen Anlage entwickelt werden könnte. W o 

die Forderung nach einer zusätzlichen «Gem einschaftserziehung» auf- 

tritt, hat zuerst die m enschliche Erziehung versagt.

Dam it stossen wir auf eine zweite Polarität, in der der M ensch steht: 

die Polarität zwischen Natur und Geist. Ein unverstellter Blick zeigt 

auch hier ein dem m aterialistischen Dogm a entgegengesetztes Bild 

der W irklichkeit. Das Leben ist nicht Produkt der M aterie, es ist 

m ächtiger als die M aterie, denn es gibt ihr eine Gestalt, eine raum -zeit­

liche, künstlerisch bewegte Gestalt, die die M aterie aus ihren eigenen 

Gesetzen gar nicht annehm en kann. Die Seele ist m ächtiger als das 

Leben, denn sie zwingt die lebende Gestalt, Ausdruck des Innenlebens 

zu werden. Tiere sind lebendige Porträts bestim m ter seelischer Quali­

täten. Deshalb können ihre Nam en so gut gebraucht werden zur Cha­

rakteristik m enschlicher Eigenschaften. Stärker als die Seele ist aber 

der Geist. Beim M enschen steht die Seele im Dienst des Geistes. Die 

Tragweite dieser Tatsache ist nur fassbar, wenn wir uns eine richtige 

Vorstellung von der M acht und Bedeutung des Geistes m achen. Im  

gewöhnlichen Sprachgebrauch wird er verwechselt m it Intellekt oder 

W itz oder Kulturleistung. In W irklichkeit ist der m enschliche Geist 

M itschöpfer der ganzen, auch leiblichen Konstitution des M enschen. 

Seine schöpferische W irkung ist dann am stärksten, wenn er nicht in 

bewusster Tätigkeit ist. Der unbewusste Geist ist von unendlich viel 

grösserer W eisheit als der bewusste. Am intensivsten wirkt er in der 

Kindheit, wenn der M ensch am m eisten schläft, dann bildet er den 

ganzen Organism us nach seinem Bilde. W ir stehen hier wieder vor 

einer Polarität: der bewussten und unbewussten W irksamkeit des Gei­

stes. Seine eigentliche M acht erweist sich im Unbewussten, seine 

eigentliche Bestimm ung aber ist das Erwachen zum  Bewusstsein, denn 

in ihm wurzeln Verantwortung, Freiheit, Schöpferkraft, alles, was 

W ürde und W esen des M enschen ausmacht. Die ganze Ratlosigkeit 

der Gegenwart ergibt sich aus dem Verkennen der eigentlichen 

Rangordnung der M ächte, der eigentlichen Bedeutung des Geistes. 

Ein einfacher Blick auf die W irklichkeit zeigt, dass auch die biologi­

sche W irklichkeit den Anforderungen des Geistes untergeordnet ist.
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Die lange Jugend ermöglicht dem einzelnen M enschen, den Organis­

m us, den ihm seine Eltern in weicher Ungeform theit zur Verfügung 

stellen, allm ählich in seine eigene Gewalt zu bringen, ihn nach seinem 

eigenen M ass zu form en. Das Tier ist von der Natur m it unbewusster 

Lebensweisheit ausgestattet (der Geist bleibt im Schlafzustand). Der 

M ensch m uss alles selbst lernen. Goethe: «,Die Tiere werden von ihren 

Organen belehrt.* Ich füge bei: auch der M ensch, aber er hat den Vor­

zug, seine Organe wieder zu belehren.» Darauf beruht die W irklichkeit 

der Freiheit, dass ich die Organe, die dem bewussten Leben des Er­

wachsenen dienen, selbst zu ihrem Dienst zubereitet habe. In einer 

m aterialistisch gedachten W elt ist Freiheit sinnlos und unm öglich. 

Skinner gibt zu.: «Die Hypothese von der Unfreiheit des M enschen ist 

grundlegend für die Anwendung der wissenschaftlichen M ethode auf 

die Erforschung m enschlichen Verhaltens.» W enn unser W eltbild aber 

die Freiheit nicht als gottunmittelbare Urtatsache enthält, dann wird 

sie ganz gewiss auch in der W irklichkeit verlorengehen.

Von diesem Gesichtspunkt aus wird auch der unfruchtbare Streit 

darum , ob die Begabung von der Vererbung oder von den Um weltein­

flüssen abhängen, gegenstandslos. Pestalozzi war in dieser Hinsicht 

weiter als die gegenwärtige W issenschaft. Er unterscheidet drei Seins­

stufen des M enschen. Zunächst ist er W erk der Natur, dann wird er 

von der Um welt zum  W erk der Gesellschaft gemacht. Aber M ensch ist 

er erst, wenn er beide Stufen übersteigt und sich zum W erk seiner 

selbst m acht. Nur EDCBAd i e  Erziehung wird dem M enschen gerecht, die die 

letzte, eigentlich m enschliche Stufe im Auge hat, auf der der M ensch 

sich von beiden Einflüssen unabhängig m achen kann. Von dieser Stufe 

ist in der ganzen Bildungsforschung überhaupt nicht die Rede. Dabei 

könnte sich der M ensch der relativen Abhängigkeit von Natur und 

Um welt gar nicht bewusst sein, wenn er nicht vom  Ursprung her m ehr 

wäre als das Produkt dieser M ächte. Dieses M ehr in seiner individuel­

len Gestalt - m it all ihren M öglichkeiten und Begrenztheiten - ist 

allein das, was den M enschen ausm acht und Träger der Begabung ist.

Das Ziel einer m enschengem ässen Erziehung ist also die Herstel­

lung der rechten Rangordnung im M enschen. Erziehung soll eine Hil-
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feleistung zur M enschwerdung sein. Sie soll dazu helfen, dass Geist 

und Seele volle Gewalt über die Leiblichkeit gewinnen, so dass der 

Organism us voll durchdrungen wird von Geist und Seele, dam it um ­

gekehrt Geist und Seele zu vollem  Erwachen kom m en können. Darin 

ist alles andere enthalten: dass der M ensch ein freies Verhältnis zur 

W elt gewinnt, dass er seine schöpferischen Anlagen ausbildet, Reg­

sam keit des Geistes und der Sinne, der Blick für die W irklichkeit, ein 

weltoffenes Denken, energischer W ille, Fähigkeit zum Erleben der 

Qualitäten und Phantasie als Voraussetzung eines gebildeten Verant­

wortungsbewusstseins, denn nur in der Phantasie erkennen wir die 

Notwendigkeit dessen, was noch nicht sichtbare W irklichkeit ist. Ein 

solcher M ensch wäre ein gebildeter M ensch.

Aber nicht darauf kom m t es an, Postulate aufzustellen, sondern den 

W eg zu ihrer Verwirklichung zu zeigen. Auch der W eg zur Verwirkli­

chung kann sich nur aus dem Blick auf die W irklichkeit ergeben. 

W enn der M ensch als Geist volle Gewalt über sich selbst gewinnen 

soll, dann m uss die lange Jugendzeit, die die W eisheit der Natur dafür 

vorsieht, auch geachtet werden. Eine echte Bildungswissenschaft 

m üsste sich also in erster Linie etwa die folgenden Fragen stellen: W as 

m uss der M ensch als Kind erleben, um als Erwachsener ganz zu sich 

selbst kom men zu können? W as m uss er erleben, dam it er im Alter 

innerlich beweglich bleibe und gern auf seine Jugend zurückblicke? 

W elche Erlebnisse sind geeignet, dem M enschen auch für die späteren 

Jahre geistige, seelische und physische Spannkraft und inneren Halt zu 

geben? Solche Fragen kann kein Experim ent, kein Test beantworten, 

sondern nur der Blick auf das ganze Leben und der Sinn für die innere 

W achstum skraft und W andlungskraft m enschlicher Erlebnisse. Am 

Ende seines Lebens sagte Rousseau nach dem Anhören der Psalmen: 

«Jetzt erst verstehe ich, was ich in der Jugend gesungen habe.» Nicht 

rationale Zergliederung, sondern die Erfahrung des Lebens hat ihm 

das in der Jugend bloss gedächtnis- und erlebnism ässig Aufgenom­

m ene schliesslich durchsichtig werden lassen.

Aus einer solchen Fragestellung ergäbe sich auch eine sinngem ässe EDCBA

T h e o r i e  d e s  L e r n e n s . Echtes m enschliches Lernen ist nicht Analogie,

46



sondern das Gegenteil tierischen Lernens. Konditionierung findet nur 

statt im Bereich von Natur und Gesellschaft. Der eigentliche M ensch 

lernt gerade dann, wenn kein Lohn winkt, wenn Lernen eine Tat der 

Selbstschöpfung wird. M enschliches Lernen ist Lernen aus Begeiste­

rung, aus Verantwortung für den M itmenschen, im  Dienst einer Auf­

gabe, im Vergessen seiner selbst, in Augenblicken, wo zum Beispiel 

dem Lernenden eine Frage des Sokrates zur eigenen Frage oder ein 

Problem Galileis zum eigenen Problem wird. In gewissem Sinn ist das 

kindliche Spiel das Urbild echten Lernens: durch seinen Ernst, seine 

Selbstvergessenheit, seine Unabhängigkeit vom m ateriellen Ergebnis 

und den durch die Tätigkeit bewirkten, nicht geplanten und nicht 

planbaren Aufbau der Persönlichkeit.

In diesem Zusam m enhang m öchte ich auf einen Aspekt hinweisen, 

der heute oft bewusst übersehen wird: näm lich das Postulat der Alters- 

gemässheit aller Erziehung. Ich tue dies unbeküm mert darum , dass 

die Rücksicht auf die natürlichen inneren W achstum sgesetze des M en-; 

sehen schon vielfach als Verrat an der W issenschaft denunziert wird. 

So heisst es zum Beispiel in der Schrift «Erziehungswissenschaft» 

der Fischer-Bücherei: «W o im m er von der ,Natur' des M enschen ge­

sprochen wird, liegt der Verdacht nahe, dass sich geschichtlich ge­

wordene, gesellschaftlich erwünschte Norm en und Vorurteile dahinter 

verbergen. Ideologieverdacht ist angebracht.» (Band III, S.45.)

Die W achstum sgesetze werden uns in sinnbildlicher Verdeutlichung 

durch die Natur selbst vor Augen geführt. Der Vogel erlebt eine drei­

fache Geburt:

1. Geburt: Legen des Eis. Dam it der Vogel auswächst, bedarf es 

lediglich der M utterwärm e.

2. Geburt: Ausschlüpfen: jetzt braucht er zur weiteren Ausbildung 

das Futter, das die Eltern von aussen bringen.

3. Geburt: Ausfliegen: jetzt lernt er, seine Flügel selbst zu brauchen.

Das ist wie ein Sinnbild der Um wandlungen, die auf höherer Stufe

im Bereich von Geist und Seele der M ensch durchm acht. Das Ziel ist, 

die eigenen Flügel brauchen zu können. So sinnlos es wäre, den Vogel 

schon im Ei an den Gebrauch der Flügel zu gewöhnen, so sinnlos ist
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es, das Kind vorzeitig zum selbständigen Gebrauch von Kräften ver­

anlassen zu wollen, die noch nicht ihre dazu nötige Gestalt erlangt 

haben.

Die Psychologie hat in letzter Zeit die Entdeckung gem acht, dass 

die für das Leben entscheidenden Fähigkeiten in der Zeit vor der 

Schulreife ausgebildet werden. Es ist tatsächlich wahr, dass der 

M ensch in diesem Alter m ehr lernt als in jedem  anderen. Aber es darf 

nicht übersehen werden, dass er auf völlig andere W eise lernt als der 

Erwachsene. W enn wir dies nicht beachten, dann könnte diese Entdek- 

kung ähnlich verheerende Folgen haben wie die Entdeckung der Vor­

gänge im  Atom kern. In beiden Fällen ist der M ensch zu den schöpferi­

schen Urkräften vorgedrungen. In beiden Fällen stellt sich die Frage, 

ob er seinem intellektuellen W issen und technischen Können m ora­

lisch gewachsen sei. Gerade hier kom m t es darauf an, die W irklichkeit 

zu sehen und nicht durch wissenschaftliche Theorie oder politische 

Tendenz zu verdecken. Jeder unverstellte Blick auf das Kind zeigt, 

dass es auf eine ganz andere Art M ensch ist als der Erwachsene. Es 

kom m t m it völlig unausgebildeten, aber unendlich bildsam en Orga­

nen zur W elt. Leib, Seele und Geist bilden eine untrennbare Einheit. 

Aber niem als erweist sich die M acht des Geistes grossartiger. Er formt 

und bildet selbst die innere Gestalt, in der er später erwachen und sein 

Leben führen soll.

Das kleine Kind ist reine Nachahm ung, alles, was es erlebt, nim m t 

es unm ittelbar in seinen ganzen Organism us auf und bildet aus den 

Eindrücken und Erlebnissen seine Organe. Aus reiner Nachahmung 

lehrt der m enschliche Geist seinen Organism us gehen, sprechen, han­

deln, erfahren. Er greift tiefer in den Organismus ein als jem als später. 

Aber alles dies leistet er unbewusst. Das eindrucksvollste Beispiel ist 

das Lernen der Sprache. Niem als später lernen wir eine Sprache so 

vollkom m en wie in dem Alter, da wir bewusst gar nicht dabei sind.

Aber hier zeigt sich die andere Seite. Der gegenüber dem Leib all­

m ächtige Geist ist als schlafender Geist wehrlos gegenüber der Um­

welt. Er kann die Eindrücke nicht auswählen. W as er wahrnim m t, lässt 

er als organbildende Kraft in sein W esen übergehen. Er lernt gehen,
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weil die Erwachsenen gehen, er lernt sprechen, weil und wie die Er­

wachsenen sprechen. M an kann also die Verantwortung der Erwach­

senen gar nicht hoch genug veranschlagen. W ie der M ensch nach dem 

Ebenbild Gottes geschaffen ist, so gestaltet sich jeder einzelne M ensch 

nach dem Bild der ihn um gebenden M enschen. W ir setzen am kleinen 

Kind die W eltschöpfung fort, durch unser blosses Dasein. W ir kön­

nen es gar nicht verhindern.

Von dieser Voraussetzung aus zeigt sich, was dem inneren W achs­

tum zuträglich und was ihm abträglich ist. Alles, was der M ensch er­

lebt, wirkt in diesem Alter m it zur Bildung der Fähigkeiten für das 

Leben. Ein Intelligenztraining wirkt also nicht nur auf den Intellekt, 

w ie beim Erwachsenen, sondern auf den ganzen M enschen, es m acht 

ihn zum rationalistischen Pedanten. Die Beschäftigung m it Buchsta­

ben oder anderen Abstraktionen bewirkt nicht eine Förderung, son­

dern eine M echanisierung der Denkfähigkeit. Gerade im  Hinblick auf 

spätere Intelligenzentwicklung ist Intelligenztraining in der Vor­

schulzeit schädlich. M an vergisst eben, dass in der kindlichen Tätig­

keit, im Spiel, im W elterleben Intelligenz im m er m itenthalten ist und 

m itgebildet wird, aber als Teil einer grösseren Einheit. Geist, Seele, 

Leib, Denken, Fühlen, W ollen, Tun sind eine untrennbare Einheit, 

ihre gem einsam e Tätigkeit bewirkt die Ausgestaltung der leiblichen 

Organe für das ganze Leben. Es kom m t deshalb darauf an, ihnen die 

Gelegenheit zu einer ganzheitlichen Betätigung und Erfüllung zu ge­

ben : Spiel und M ärchen sind die bildenden Kräfte im Kindheitsalter. 

An ihnen können die Flügel des Geistes so heranwachsen, dass sie dem 

Geiste später auch wirklich zur Verfügung stehen.

Nun glaubt m an vielleicht, dass m it der Schulzeit das Intelügenztrai- 

ning beginnen m üsste. Aber im m er noch ist es zu früh. Die Schulzeit 

beginnt, wenn die Seele eine gewisse Selbständigkeit und dam it Erin­

nerungsfähigkeit und Beiehrbarkeit gewonnen hat. W as das Kind uns 

aber entgegenbringt, ist gar nicht primär der W unsch, die W elt wis­

senschaftlich zu verstehen, sondern sie zu erleben und in diesem Erle­

ben vom  Erwachsenen angeregt zu werden. W enn der M und auch oft 

anders spricht, so fragen das Herz und vielleicht die Augen: Zeige m ir
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doch, was es m it dieser W elt auf  sich  hat! Aber das kann der Erwach­

sene  nur zeigen  durch  das, was er selbst ist und  erlebt. Die  Antwort ist 

nicht eine Inform ation, sondern eine m enschliche Haltung, sie kann  

nur vom  M enschen, von  keinem  Tonband  und  keiner M aschine gege­

ben werden. B. Cellini erzählt, wie sein Vater ihm  einm al einen Sala­

m ander zeigte, und ihm  dann, dam it er ihn nie vergesse, eine schal­

lende Ohrfeige gab: er verbindet m it der «Inform ation» das «Erleb­

nis». Selbstverständlich  m öchte ich diese M ethode nicht zur Verallge­

m einerung em pfehlen. Aber m an könnte sich fragen, ob sie nicht 

im m er noch hum aner wäre als zum  Beispiel das Sprachlabor oder der 

program m ierte Unterricht.

W enn wir uns als Ziel stellen, dass die Kinder zum  selbständigen  

Denken kom m en, dann dürfen wir nicht vergessen, dass EDCBAs e l b s t ä n d i g e s  

Denken e i g e n e s  Denken sein m uss. Eigene Begriffe kann ich nur aus 

eigenem  Erleben  bilden. Ein gehaltvolles  W elterleben  ist in  jedem  Fall 

die  Voraussetzung selbständiger Begriffsbildung. W enn  wir dem  Kind  

helfen sollen, dass es als Erwachsener die W irklichkeit m it eigenen  

Gedanken  zu  fassen verm ag, dann  m üssen wir ihm  im  Schulalter ein  

gehaltvolles W elterleben  verm itteln. Gem ütsbildung  ist die  eigentliche 

Aufgabe der Schule. Sie ist nicht Gegensatz, sondern Voraussetzung  

zum  selbständigen Denken. Vorzeitiges Aneignen  von  abstrakten Be­

griffen  lähm t den  W illen, führt zu  Verarm ung und Austrocknen. Der 

Lehrer m uss also  in erster  Linie  nicht durch  Inform ation  wirken, son­

dern  durch Gestaltung  und  künstlerische  Phantasie. Nicht weil wir das 

W issen geringschätzen. Es ist jedoch nur eigenes, bleibendes W issen, 

wenn es sich durch das Erlebnis m it dem  Kern  des M enschen  verbun­

den  hat.

M it der Gem ütsbildung  ist auch  die m oralische Bildung  begründet. 

Denn  nur für das setzen  wir uns  ein, was  uns auch  gefuhlsm ässig etwas 

bedeutet. So  ist Gem ütsbildung  Anfang  und  Kern  jeder vollständigen  

M enschenbildung. W enn das Kind durch eine künstlerische, gehalt­

volle Gestaltung  des Unterrichts ein gehaltvolles Verhältnis zur W elt 

bekom m en  hat, dann  werden  m it dem  Eintritt der Reife auch  die inne­

ren Fragen auftreten, dann wird es an der Zeit sein, das persönliche
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Urteil aufzurufen. Aber ein persönliches Urteil hat zur Voraussetzung 

eine reife Persönlichkeit. Die Persönlichkeit, der Geist beginnt erst 

m it der Pubertät zu erwachen. W enn m an das selbständige Urteil her­

ausfordert, bevor die Fähigkeit dazu vorhanden ist, erzieht m an zum 

Schwätzen, nicht zum Urteilen. Die beste Vorbereitung zu einem selb­

ständigen Urteil ist die Disziplinierung des Urteils beim Erzieher, so 

dass der Schüler Grund erhält, dessen Urteil zu achten.

W as ergeben sich für Konsequenzen für den Aufbau des Schulwe­

sens? Der erste Grundsatz m uss auf jeden Fall die Achtung vor dem 

Bild und W esen des M enschen sein. Das Leitbild in diesem Sinn ist 

schlechterdings allgem einverbindlich, seine Geltung steht über jeder 

gesetzlichen Regelung.

Aus diesem ersten Grundsatz folgt in zweiter Linie, dass alles päd­

agogische W irken darauf gerichtet sein m uss, den M enschen zu der 

Entwicklung der in ihm veranlagten M öglichkeiten, zu der ihm m ög­

lichen Stufe der Freiheit zu befähigen. Die wesentliche Voraussetzung 

ist die Befähigung des Lehrers zür Arbeit an diesem Ziel. Eine solche 

Arbeit ist nur in Freiheit m öglich. Zur Freiheit führen kann nur der, 

der selbst eine freie Persönlichkeit ist und als solche geachtet wird. Die 

Lehrfreiheit ist deshalb nicht eine Standesforderung der Lehrerschaft, 

sondern die selbstverständliche Voraussetzung einer sinnvollen Erzie­

hung überhaupt. Auch die Verwirklichung von «Chancengleichheit» 

und «Begabungsförderung» hängt, soweit diese Begriffe m it einem 

sinnvollen Inhalt verbunden werden, in jedem Schulsystem davon ab, 

dass der Lehrer die einzelnen Schüler wirklich sehen, beurteilen und 

auf sie eingehen kann - und von nichts anderem .

In dritter Linie m üssen wir darauf.achten, dass die Schule eine äus­

sere Form erhält, die ein solches pädagogisches W irken erm öglicht. 

Das Leitbild des EDCBAä u s s e r e n  S c h u l a u f b a u s  m uss sich als Konsequenz aus 

dem  i n n e r e n  L e i t b i l d  ergeben - das Gegenteil ist nicht zulässig. Auch die 

äusseren Regelungen m üssen vom Geist der Freiheit getragen sein. 

W ie der Leib des M enschen durch den Geist des M enschen gestaltet 

wird, so sollte auch der Leib der Schule aus dem  Geist einer m enschen- 

gem ässen Erziehung aufgebaut werden. Als Idealbild eines zukünfti-
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gen Schulwesen sähe ich einen Aufbau, bei welchem jede einzelne 

Schule einen m öglichst weiten Spielraum freier Gestaltung hätte, so 

dass Schulleitung und Kollegium für die Ausgestaltung im einzelnen 

m öglichst weitgehend selbst verantwortlich wären, eine Schule, in der 

alle fruchtbaren Ideen zum Zuge käm en. Der heute noch bestehende 

Föderalism us bietet dafür gute Voraussetzungen und darf unter keinen 

Um ständen preisgegeben werden, wenn nicht vorher ein vollgültiger 

Ersatz gefunden ist.

D ie nicht zu leugnenden M ängel des bestehenden Schulwesens sind 

nicht nur eine interne Angelegenheit der Schule und sind auch nicht 

der Schule allein anzulasten, sie sind zum grössten Teil Ausdruck der 

allgem einen Kultursituation. W enn die Schule so erneuert werden soll, 

dass sie echte M enschenbildung geben kann, dass sie Freiheitsfahigkeit 

fördert, dann braucht sie die Unterstützung der Öffentlichkeit. Es ist 

eine schwere, aber begeisternde Aufgabe. Ich zögere nicht zu sagen, 

dass hier die eigentliche M ission der Schweiz liegt, wie sie ihr in die­

sem Sinn schon vor 150 Jahren von Fellenberg aufgetragen worden 

ist. Sie sollte nicht nur ein Asyl politisch Verfolgter, sondern ein 

Asyl für die Idee der M enschheit selbst werden. An dieser Aufgabe 

könnten wir das Unbehagen am Kleinstaat überwinden. Hier hat er 

seine W eltaufgabe. Denn m an wird eines Tages danach lechzen, ein 

Vorbild echter Erziehung in unserer W elt überhaupt noch aufzufin­

den. Nur schon um dieser Aufgabe willen m uss die Unabhängigkeit 

der Schweiz um  jeden Preis behauptet werden, auch gegen alle Versu- 

chungen etwa von seiten der EW G. In dieser Aufgabe erhält auch die 

politische Freiheit ihren Sinn und Inhalt. Die «Gesellschaft» (nicht als 

Kollektiv, sondern als Eid-Genossenschaft verstanden) m uss die 

Schule als Schonraum , in dem der M ensch zum M enschen erwachsen 

kann, unter ihren Schutz nehm en. Heute tut m an sich darin gut, die 

«heile W elt» verächtlich zu m achen. Die Aufgabe der Schule ist, die 

Kraft zu vermitteln, die heile W elt, die im Äusseren nicht bestehen 

kann, und nie bestanden hat, im  Innern herzustellen.

In der Antike war das Ideal der M enschheit im  m ännlichen Helden 

verkörpert, in Herakles, in Alexander dem Grossen. Im M ittelalter
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vollendete sich der edle M ensch im Dienst an der Frau. Heute gilt es, 

eine Ritterlichkeit im  Dienst des Kindes auszubilden. Es wäre die zeit- 

gem ässe Ritterlichkeit, weil im Kinde heute das W esen des M enschen 

selbst gefährdet ist. *

*) Abdruck erfolgt m it freundlicher Erlaubnis des Herausgebers der schweizerischen 
M onatsschrift „Gegenwart“ Nr. 6/1971, Bern.
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Zur M enschenkunde des Kleinkindes —  

und die Problem atik der „Vorschule“

von Lothar Vogel

I. Die drei Entwicklungsschritte der Entelechie des Menschen

Das Geheim nis der m enschlichen Entwicklung liegt in einer geistigen Perio­
denrhythm ik von Jahrsiebenten, deren sich die geistigen Kräfte bei der Aus­
reifung des physischen Organism us bedienen. Diese m enschliche Entwicklung 
bleibt gegenüber derjenigen der Tiere zeitlich zurück. In dieser Verzögerung 
kom m t die Lebensordnung des M enschen, durch die er sich über die Tierstufe 
erhebt, wesenhaft zum Ausdruck. Die Entelechie des M enschen, diejenige Instanz, 

die sich später selbst als Ich ausspricht, wirkt als gestaltendes Prinzip schon 
von den allerersten Anfängen der m enschlichen Keim esentwicklung an. Sie 

bewirkt die harm onische Entwicklung der Leibesglieder, wie auch die stufen­
weise — in der Zeitfolge hervortretende — Entfaltung der seelisch-geistigen Fä­

higkeiten. Die Entwicklung zur selbständigen Persönlichkeit ist erst m it dem 
21. Lebensjahr erreicht. Der M ensch wird nach dem Abschluß des dritten Le­
bensjahrsiebtes m ündig, d.h. sein W esen äußert sich von nun an als selbstbe­
wußtes „Ich“ und verm ag dadurch schon selbstverantwortliche, autonom e Ent­

scheidungen zu treffen.
W enn der M ensch — was heute im m er häufiger festzustellen ist — zu diesem EDCBA

T ^ i t p u n k t  n o c h  nicht über die zu erwartende Reife seiner Persönlichkeitskräfte 

verfügt, dann m uß die Frage gestellt werden, ob nicht in einem der drei voraus­
gegangenen Jahrsiebent-Perioden eine Entwicklungsstörung stattgefunden hat.

W ie wirkt die Entelechie des M enschen während der drei Bildungs- und Ent­

wicklungsstufen nach der leiblichen Geburt? Sie bewirkt vor allem , daß die 
Bildekräfte nicht wie beim Tier direkt in die Ausbildung der Organe schießen. 

Der Zahnwechsel — erst am Ende des ersten Jahrsiebents —  ist als Phänom en 
der Entwicklungsverzögerung ein Hinweis auf das W irken dieses höchsten W e­
sensgliedes; denn bei den Tieren setzt die Ausbildung des bleibenden Gebisses 

schon unm ittelbar nach der Geburt ein, wodurch sich der Typus sofort in seine 
endgültige feste Form einprägt.

Von größter Bedeutung ist es daher, zu sehen, wie sich beim M enschen im 
weichen und wandelbaren organischen Bereich der ersten sieben Jahre die höch­
sten geistigen W esenskräfte und ihre Funktionen entfalten. Die Erscheinung des 

Kindes offenbart in gewissem Sinne ein vollkom menes M enschenbild von keim - 
hafter Frische und Unm ittelbarkeit, weil das Kind alle W esenskräfte von Anfang 
an in harmonischer Vereinigung in der organischen Hülle einschließt.
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Ganz geistig scheint das Kind und irdisch ganz 

Und die Entwicklung streift nur Hüllen ab vom Glanz.

Friedrich Rückert

Für die Erziehung im frühen Kindesalter ist es nun von allergrößter W ichtigkeit, 

daß m an aus dieser m enschenkindlichen Kenntnis heraus die gesunde Entwick­

lungsgrundlage für die nächst höheren Entwicklungsstufen unterstützt und 

pflegt. Der Erzieher, der diese stufenweise Entfaltung des M enschenwesens 
kennt, dient m it Bewußtsein dem jenigen, was das unbewußt schaffende „Ich“ 

des Kindes im Organism us bewirkt. Es bewirkt um der organischen Reifung 

willen, daß jeweils erst nach sieben Jahren eine neue Entwicklungsphase ein­

setzt. Als m arkante Phänom ene dieser Stufenfolge finden wir die Entwicklungs­
zeit des physischen Leibes (die Em bryonalentwicklung bis zur Geburt) - die 

Entwicklungszeit der Bildekräfteorganisation bis zum Zahnwechsel, die Aus­
reifung des Seelischen bis zur Pubertät - und seine freie Entfaltung nach die­

sem Zeitpunkt und die dam it verbundene Persönlichkeitsreifung um das 21. Le­
bensjahr.'

Das Verzögerungsgesetz (Retardation) ist das geistige Entwicklungsgesetz 
des M enschen. Schon die physische Geburt steht in seinem Zeichen. Der M ensch 
wird von der neueren biologisch-anthropologischen Forschung als „physiolo­
gische Frühgeburt“ bezeichnet. In gleichem Sinne charakterisiert sie die beson­
dere Hege und Pflege, der ersten sieben Lebensjahre als „fam iliär-sozialen Ute­
rus“, dessen das Kind m it Notwendigkeit bedarf, wenn es nicht schwere Ent­
wicklungsschäden erleiden soll. (Portm ann)

Durch m annigfaltige Einflüsse der technischen Zivilisation (Reizüberflutung 
und Ähnliches) wird das natürliche Entwicklungsgeschehen verändert. Accele­
ration, d.h. Entwicklungsbeschleunigung, Übereilung m it den verschiedenen 
Anzeichen der Degeneration tritt überall da ein, wo das Kind nicht durch seine 
Eltern bewußt vor solchen Einflüssen geschützt wird.

11. Das Kind als W ahrnehm ungswesen: Der Lebenssinn

Die Periode der ersten sieben Lebensjahre zeigt in besonderer W eise eine 

Einheit der seelisch-geistigen und physischen Natur. Es wurde bereits darauf 
aufm erksam gem acht, wie in dieser Phase Entwicklung und W achstum der Or­

gane noch besonders stark im Vordergrund stehen, sodaß das Kind noch wenig 
zu differenzierter, geschweige zu bewußt-abstrakter Gedankenbetätigung ge­

langt. Alle Prozesse, leibliche wie geistige, sind von der lebendig beschützten 
Lebenswelt der M utter begleitet und eingehüllt. Die Konstitution des Kindes 
ist während dieser Periode ganz vom aufbauenden Lebensprozeß her bestim m t. 

W ir können das W esen dieser Organisationsstufe beim Kinde schon bis zu einem 
gewissen Grad an den Besonderheiten des Lym phsystems ablesen, das bis gegen
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das siebte Jahr hin konstitutionell überwiegt. (Die Lym phe der M utter, die M ut­
term ilch, ist am Anfang seine vollkom menste Ernährung.) Daß der kindliche 
Kopf zunächst gestaltm äßig dom iniert und Rum pf und Gliedm aßen nur wie 
Anhängsel erscheinen, widerspricht nicht diesem Tatbestand. Es gehen ja auch 
während der Embryonalzeit und weiterhin form ende und gestaltende Kräfte 
vom Kopf aus. Gleichzeitig aber entspricht es den Konstitutionsverhältnissen  
des ersten Jahrsiebents, daß Sinnesorganisation und Nervensystem besonders 

stark vom Lym ph- und Blutorganismus, d,h. vom tief unbewußten Stoffwech­

selbereich her durchström t und aufgebaut sind.
Die Durchdringung des Sinnes-Nervensystem s durch das Lym ph-Blutsystem 

ist es, die funktionell den Charakter der ersten sieben Jahre bestim mt. Auf die­
ser Begegnung von Blut- und Nervensystem beruht das W esen des Sinnesorgans, 
sodaß m an das Kind als ein „ganzes.Sinnesorgan“ bezeichnen könnte. W ahr­
nehm ung ist die erste, wichtigste Bewußtseinstätigkeit, denn das Kind gliedert 

durch die Gesam theit seiner W ahm ehm ungskräfte, gleichsam durch den noch 
vorherrschenden W illenscharakter seiner Sinne, die umgebende W elt in seine 
Organisation ein1.

Die Totalität der W ahrnehm ungsfähigkeit des Kleinkindes innerhalb seiner 
Gesam torganisation verstehen wir leichter, wenn wir zunächst gam icht von 
einem speziellen Sinnesorgan, etwa vom Auge oder vom  Gehörsinn ausgehen, 

sondern von jenem Gesam tlebensem pfinden, das als Lebenssinn bezeichnet 
werden kann. Dieser Lebenssinn verbindet und durchdringt in diesem Alter 

gewisserm aßen alle Sinne.
W as hat das Kind nicht alles wahrzunehm en! Die Intensität dieser W ahrneh­

m ung ist zunächst so groß, daß Jean Paul in seiner „Levana“ aussprechen konn­

te, ein W eltreisender lerne von seiner Am me in den ersten drei Jahren m ehr, 
als auf allen seinen späteren W eltreisen zusamm en*. Diese Entwicklungsphase 

sollte der Erwachsene von seinem Intellekt her nicht als einen Prim itivzustand 
beurteilen — ganz im Gegenteil: es handelt sich näm lich um eine schöpferische 

Fähigkeit des Erlebens und der zusam m enfassenden Erfahrung, in der es das 

Kind verm ag, sich m it der W elt EDCBAe i n s  zu fühlen. Hier wird es schon deutlich, daß 
dies nur dann im heilsam en Sinne m öglich ist, wenn sich die Um welt, m it der 
sich das Kind identifizieren m öchte, ja identifizieren m uß, als harmonisch un­

gestörte Natur und M enschenwelt darbietet. Alle technisch-zivilisatorische Fas­
zination dagegen, ja schon jede zweckhaft verständliche (intellektualistische) 
Ansprache wirkt auf den Zusam menhang Kind— Um welt zerstörend, denn nur 
im lebendigen Prozeß der ungestörten W ahrnehm ung bildet es sich seine Organe 
zu weit- und erdgerechten W erkzeugen aus. Die ganze Um gebung, vor allem

1) Vgl. die Aufsätze und Vorträge des Tübinger Kinderklinikers Alfred Nitschke „Das ver­
waiste Kind der Natur“  Tübingen 1962.
2) Jean Paul „Levana“ b. Redlam .
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auch die Tätigkeiten der Eltern und der anderen Erwachsenen formen bildend 

auf den Organism us.

III. Die Nachahm ung als BUdungsprinzip: Aufrichten und Sprechen

„Es gibt zwei Zauberworte, welche angeben, wie das Kind in ein Verhältnis 
zu seiner Um gebung tritt. Diese sind: EDCBAN a c h a h m u n g  und V o r b i l d . Der griechische 
Philosoph Aristoteles hat den M enschen das nachahm endste der Tiere genannt; 

für kein Lebensalter gilt dieser Ausspruch m ehr als für das kindliche bis zum  
Zahnwechsel. W as in der physischen Um gebung vorgeht, das ahm t das Kind 

nach und im Nachahm en gießen sich seine physischen Organe in die Form en, 

die ihnen dann bleiben.“
Nachahm ung und Vorbild werden durch die Brücke der Sinnesorganisation 

m iteinander vereinigt. Eine organisch dem  Kinde angemessene Um welt wird 

Vorbild einer wachsenden, der W elt gewachsenen inneren Organwelt. Beide 
W elten vereinen sich durch die Sinnesnatur des Kindes. W ir wissen, daß hohe 
schöpferische Begabungen sich bei solchen M enschen finden, die etwas von 

dieser Natur der frühen Kindheit in die Epochen des späteren Lebens hinüber­

gerettet haben. Um so ernster und wichtiger erscheint uns die Aufgabe, die dem 

Erzieher gestellt ist, diesen Funktionszusamm enhang aus m enschenkundlicher 
Erkenntnis in einer sozialhygienisch unzureichenden Gegenwart durch Um frie­

dung der kindlichen Entwicklungsperiode zu gewährleisten..
Nicht nur eine unpassende Um welt ist es, durch die die kindliche Entwick­

lung unter dem Einfluß falscher Nachahm ungsobjekte (Autos, Haushaltsm a­
schinen, Fernsehapparate usw.) im Organaufbau gestört, ja verletzt werden 
kann, sondern schon das falsche Bild, das sich der m enschenkundüch unge­

schulte Erzieher von den seelisch-geistigen Gegebenheiten des Kindes m acht, 
kann zur Ursache dieser und weiterer Schädigungen werden.

Ist aber für das Kind eine lebensgem äße Um welt bewahrt, dann entfaltet es. 
seine Kräfte stufenweise. Zunächst beginnt die Aufrichtung des Leibes. Gleich­
sam von den Strahlen des Blickes der Erwachsenen geleitet, hebt sich das Köpf­
chen, richtet sich der Körper auf. Entgegen der Schwerkraft durch die Entwick­

lung des Gleichgewichtssinnes wird der Eigenbewegungssinn im mer zielvoller 
geführt, das Kind sitzt, richtet sich auf, ertastet m it den Füßchen den Erdwider­
stand und vollbringt das W under des Stehens im labilen Gleichgewicht.

Die aufrechte Haltung ist die elementarste Aktivierung der Nachahm ungs­
fähigkeit des Kindes. Die Steigerung derselben ist die Hinwendung zur M utter 
im Gehen. Im Stehen, und Gehen ahm t das Kind die Ichorgahisation der voll 

ausgebildeten M enschengestalt in ihrer Bewegungs- und W illensgebärde nach 

und schreibt sie der eigenen Organik ein.
Freilich berechtigt die großartige Leistung, die das Kind schon früh seiner
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Physis abringt, in keiner W eise dazu, von außen durch „Säuglingsgym nastik“ 
diese Fähigkeiten vorzeitig hervorzulocken. Nur der W illensim puls des Kindes 

selbst ist Triebfeder des Aufrichtegeschehens, jede von außen herangefuhrte 
m echanisch ausgedachte Bewegungshygiene wird dem  Kind zur inneren Qual 
und gefährdet sein lebendiges inneres W illensstreben.

Nun ist der m enschliche Bewegungsraum erobert, das Haupt ist, indem es 

die bewußteren Sinnesorgane frei betätigen kann, über die Ernährungsorgani- 
sation erhoben, die Hände gewinnen den größeren Tastraum , die Füße kräf­
tigen sich, indem sie den Um kreis willentlich durchm essen und durchlaufen. 
Eine neue höhere Nachahm ung setzt nun ein unter der Entfaltung geistigerer 
Sinne: die Sprache. Ehe das Kind lautiert, ahmt es schon m it seinem Atem , m it 
seinem ganzen rhythmischen System in Freude und Unbehagenserleben durch 
die Blut-Pulsbewegung die seelisch-geistigen Zustände seiner Um gebung nach.

Auch hier ist es wieder der universelle Lebenssinn, der den besonderen Pro­
zeß der Sprachentwicklung einleitet und begleitet. Er verinnerlicht vor allem 
die Gliedm aßenbewegung und die Tastfähigkeit und wandelt sie in die Bewe­
gungen der feinsten „Gliedm aßen“, der Gehör- und Sprachorgane.

Ham m er, Am boß und Steigbügel sind als M etam orphosen des Bewegungs­

organism us zu betrachten, der Kehlkopf m it M und und Atm ungsorganism us 
als eigentlicher Sprachorganism us. Der verinnerlichte „Bewegungsmensch“ 

nim m t die Sprache wahr, der gesteigerte Atem - und Blutorganismus bringt den 
Sprachlaut hervor. Der Sprachsinn gestaltet m it Hilfe dieser Organe die Sprache. 
Dieser Vorgang ist wiederum ein ganz aus dem W illen hervorgehender Prozeß. 

Die Kinder reden nicht eher, als bis sie die Erde berühren und auf den Boden 
treten.

Auch jetzt fällt der intellektuelle Beobachter leicht in das Fehlurteil, als hand­

le es sich auch beim Sprechenlem en des Kindes um eine intellektuelle Leistung, 

die durch Gedächtnisschulung intensiviert werden könne.
Hierzu m uß vor allem klargestellt werden, daß der Sprachentwicklung nicht 

Gedächtnisbegabung, wie wir sie beim Schulkind beanspruchen dürfen, zugrun­
de liegt, sondern eben die Kraft der Nachahmung, die sich in diesem Falle der 

höheren geistigen Sinnesorgane (eben des Sprachsinnes) bedient, und daß jedes 
forcierte Herauslocken dieser Fähigkeiten eine Schädigung der Lebenskräfte 
bewirkt.

Im  Sprachm ilieu der Fam ilie entfaltet sich die Sprachfähigkeit des Kindes 
und richtet sich gewisserm aßen auf, wie sich vordem der Bewegungsorganis­
m us durch aufstrebende Nachahm ung der aufrechten M enschengestalt auf­
richtete.

In der Zeit vom dritten bis zum fünften Lebensjahr entfaltet sich die Nach­
ahm ung des Kindes im Sprachraum der Erwachsenen. Dabei zeigt sich deut­
lich, wie hier die höheren Sinne, vor allem der Sprachsinn, aus dem rhythm i­

schen Atem - und Bewegungsorganismus heraus wirken. Das Kind neigt näm lich
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zunächst dazu, m it den wahrgenomm enen Sprachelem enten in freiem, oft schöp­

ferisch phantasievollem .Spiel zu fabulieren, welches ein Ausdruck überschießen­

der Sprachsinneskräfte ist, die ihren schönsten Niederschlag in den Kinderrei­

m en und Versen gefunden haben.

Je reicher, lebendiger und phantasievoller die nachzuahmende Sprachwelt 

ist, in die das Kind hereinwächst, um so lebendiger und reicher wird auch sein 

späteres Sprachleben. W ürde dem Kind unter sieben Jahren das Vorbild entzo­

gen, dann würde sofort sein bisher erreichtes Sprachleben wieder untersinken, 

wie dies beim Verlust des Gehörs vor dem Zahnwechsel regelm äßig beobachtet 

wird. (Es ist eine bekannte klinische Erfahrung, daß bei Gehörverlust vor dem 
Zahnwechsel, z.B. durch Scharlach oder congenit. Lues die bereits vollständig 
erlernte Sprache restlos wieder „vergessen“ wird. Nach dem Zahnwechsel tritt 
dieser Verlust nicht m ehr ein!) Erst EDCBAn a c h  dem Zahnwechsel verfügt der M ensch 

über ein in der Organisation stabilisiertes Gedächtnis, das auch bei Gehörver­
lust nun nicht m ehr zum Sprachverlust führt. Es wäre daher ganz verfehlt, die 

Sprachentwicklung im Kind, die ein geistig-organischer Entwicklungsprozeß 
ist, m it Lem zielen zu befrachten. Die Erfahrungen, die aus solchen Experimen­

ten gem acht werden m ußten, lehren, daß m an den Kindern nur Lebenskräfte 
entzog, die sie für den gesunden Organaufbau jetzt noch dringend benötigt hät­
ten.

III. Die Entfaltung der Phantasiekräfte: 
ihre Bedeutung für die Entwicklung der Intelligenz

Die dritte Entwicklungsstufe innerhalb des ersten Jahrsiebents zeitigt Fähig­
keiten, die in ein noch höheres W ahm ehmen und Nachahmen em porsteigen, 
als dies schon bei der Sprachentwicklung vorliegt. Es ist die m erkwürdige Zeit, 
die Jean Paul als das „m etaphysische“ Alter des Kindes bezeichnet hat, weil 

die Kinder da in überraschender W eise Fragen stellen, die an die tiefsten und 
letzten Problem e von W elt und Leben rühren.

In diesem Lebensabschnitt ahm t das Kind, das nun schon über das Sprachver- 

m ögen verfugt, m it seinem „Gedankenwahm ehm ungssinn“ Gedankenform en 
nach, wie es vorher Sprachform en nachahm te. Die Phantasie ist in gleicher W ei­
se hier am W erke, wie bei dem Spiel m it Silben, W orten und Reim en, sodaß 
imm er wieder verblüffende „Ergebnisse“ zutage treten können, die die Eltern 
entzücken, die aber wieder m eist völlig falsch beurteilt werden, denn es han­
delt sich dabei noch nicht um Äußerungen selbständiger Intelligenz, sondern 
um freies phantasievolles Spiel des Gedankensinnes m it dem W ahrgenomm enen, 

das nachgeahm t wird, also um ein Vorstadium solcher Funktionen, die nach 
dem Zahnwechsel erst stufenweise, als selbständige Fähigkeiten langsam zur 
Entwicklung kom m en.
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Hier bedürfen wir noch der genaueren Klärung dessen, was beim Kind vor 

und nach dem Zahnwechsel Phantasie genannt werden m uß. Gem einhin wird 
hier viel zu ungenau formuliert. Im ersten Jahrsiebt gestaltet das Kind aus der 
ätherischen Fülle seiner Organe heraus bewegungsm äßige, m alerische, sprach­

liche Form en, die aber im m er vom organischen Prozeß bestim m t bleiben, und 
nur durch W ahrnehm ungs- und Nachahmungsintensität solches Leben und sol­

che Kraft auszustrahlen verm ögen. Dafür erscheint „Phantasiekraft“ als der 
rechte Ausdruck.

Aus dieser Phantasie entspringt die für das erste Jahrsiebent so einzigartige 
und charakteristische Tätigkeit des Kindes: das Spiel. Die besondere Bedeutung 

des Spiels kann uns durch das W ort Friedrich Schillers aus einer kulturpäda­
gogischen Hauptschrift „über die ästhetische Erziehung des M enschen“ zu Be­
wußtsein kom m en, wo er sagt: „... der M ensch spielt nur, wo er in voller Bedeu­

tung des W ortes M ensch ist, und er ist nur da ganz M ensch, wo er spielt.“ Diese 
W orte und die Bedeutung, die Schiller der Lebensfunktion des Spiels in besag­
tem W erk zuerkennt, sind durchaus Grundlagen einer auszuarbeitenden Anthro­

pologie des Spiels.

Das Spiel des Kindes m uß aber noch ganz im Zusam m enhang m it den gleichsam 

überquellenden Lebens- und Organprozessen angesehen werden, die ihrerseits 
durch Nachahmung und Vorbild angeregt werden. Für die organische Funktion 
Bildungsqualität des Spiels ist daher nichts wichtiger als eine lebensgemäße 

und dem Organischen entsprechende nachahmungswerte m enschliche Tätig­
keitswelt.

Abstraktes Spielzeug (Lego und ähnliches), m athem atisierende Kom bina­
tionsspiele, vor allem aber technisch m echanische Phantom spielzeuge wirken 

phantasiezerstörend und die Organreife schwächend. (Über die Schädigungen 
durch das Fernsehen wurde schon an anderem Orte berichtet —  vgl. M erkblätter 
zur sozialen Hygiene Nr. 4) *

Ganz entschieden m uß daher vom ärztlichen Standpunkt her den techno­

kratisch-sozialistischen M achenschaften entgegengetreten werden, intellektuelle 
Übungen und direkte Lemziele innerhalb der Kindergartenpädagogik als vor­
schulische Erziehung anzustreben. (Vgl. Strukturplan des deutschen Bildungs­
rates). Entwicklungsschäden, die dadurch gesetzt werden, können durch m edi­
zinische M aßnahm en in Jahren nicht wieder überwunden werden.

*) Zu beziehen beim „Verein für ein erweitertes Heilwesen“, 7261 Unterlengenhard, 
Krs. Calw.
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W ie öffentlich ist die öffentliche Schule?

Hans-W alter Erbe

W arum bezeichnet sich die öffentliche Schule als öffentlich? Die öffentliche 
Aufführung im Theater steht jedem offen, der bereit ist, die Eintrittskarte zu 

bezahlen; andernfalls ist die Vorstellung geschlossen, findet aber trotzdem statt. 
An der öffentlichen Versam mlung, der öffentlichen Sitzung in Gericht oder 

Parlam ent, am öffentlichen Gottesdienst, der öffentlichen Verlosung kann 
jeder teilnehm en, der Lust dazu hat. Die öffentliche M einung ist die in der Ge­

sam theit vorherrschende Auffassung; durch das öffentliche Ärgernis fühlt sich 
die Öffentlichkeit, das Publikum , verletzt. Die öffentliche Schule aber ist nicht 

öffentlich, weil sie und nur sie allein allen offen stände, sondern weil sie nicht 

„privat“ ist. Sie ist öffentlich, so wie ein öffentliches Gebäude, wie öffentliche 
Gelder — die keineswegs allen zur Verfügung stehen — , wie öffentliche Arbei­
ten, die von der „öffentlichen Hand“ veranlaßt werden, Öffentlich sind. „Öf­
fentlich“ bedeutet hier „staatlich“, gegebenenfalls auch „kom munal“, jeden­
falls: einer nicht-privaten Verwaltung unterstehend.

Dieses W ort „öffentlich“ schillert in seinen verschiedenen Bedeutungen. 
Kann m an im öffentlichen Park so unbefangen spazieren gehen wie im W ald, 
oder steht hinter dem Busch ein Polizist, der auf die öffentliche Ordnung acht 

gibt? W enn Dem onstranten in ein öffentliches Gebäude eindringen, so m üssen 
sie erfahren, daß das Gebäude keineswegs öffentlich ist, obwohl sie den An­
spruch erheben, daß ihr Unternehm en W illensausdruck der Öffentlichkeit ist. 
Die Polizei ist öffentlich, weil sie Staatsorgan ist; die Dem onstration ist öffent­

lich, weil sie Organ der Bevölkerung ist oder sein will. Durch dieses Schillern 
der Bedeutung aber gehen von diesem W ort eigenartige suggestive W irkungen 

aus.
Das W ort „offen“ und auch „öffentlich“ ist in der deutschen Sprache uralt; 

durch den langen Um gang m it ihm klingt es vertraut. Das W ort „Staat“ oder 

„staatlich“ wirkt dem gegenüber frem d, kalt und abstrakt; es ist eine neuere 

Prägung, die geboren ist aus einem politischen Program m . Der fürstliche Abso­
lutism us annektierte die lateinisch-romanische Vokabel - status, il stato, Testat/ 

ötat) — , m it der m an im M ittelalter vorwiegend die Stände bezeichnete, und 
benutzte sie zur Bezeichnung seines System s, seines M achtbereiches und seines 
Regim ents, m it dem er alles in seinen Griff zu bekom m en suchte. In Frankreich 
schob der König die „Etats generaux“, die Vertretung der Stände, beiseite und 
wurde zur Verkörperung des einen „Etat“. In Deutschland wird das W ort 
„Staat“ m it dem neuen Sinn seit der M itte des 17. Jahrhunderts greifbar, genau 
in der Zeit, in der auch hier der Absolutimus sich durchzusetzen begann. Seit­

dem gibt es bei uns Staatsräson, Staatskarossen, staatliche Porzellanm anufaktur
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und vor allem das Staatsoberhaupt. Das W ort „Staat“ ist von Anfang an erfüllt 

m it den Vorstellungen dieses Herrschaftssystem s.
Aber nun geschieht das Vertrackte. Die Sprache der W issenschaft, insbeson­

dere der Jurisprudenz, ist in jener Zeit lateinisch. Das W ort „Staat“ bürgerte 
sich als Lehnwort ein; in der Gelehrtensprache aber wird es nicht gleichgesetzt 
m it dom inium = Herr-schaft, sondern m it „res publica“, dem Begriff, der ur­
sprünglich von dem ganz andersartigen politischen Bewußtsein des alten Rom 
geprägt war. Res publica, Sache des Volkes, Angelegenheit aller Bürger, die 
öffentliche Sache, die alle angeht, und dazu gehören auch und insbesondere die 
politischen Institutionen, durch die die Gesam theit als Ganzes wirkte und ihr 

Leben gestaltete. In der Rückübersetzung aber wird nicht nur „res publica“ 
m it „Staat“ gleichgesetzt, sondern auch „publicus“ = „öffentlich“ m it „staat­

lich“; das W ort, m it dem die Vielfalt der einzelnen angesprochen ist, wird zur 

Bezeichnung des Eigentum s und der M achtorgane des einen Herrschers und 

in der Folgezeit auch aller Obrigkeit. Öffentlich sind nun Beam tentum , Ver­

waltung, Gebäude, Steuergelder. Und so wird im Sprachgebrauch durch das 
Zwielicht des Begriffes „öffentlich“ das Denken m it unmerkbarer Suggestion 

in Obrigkeitsvorstellungen festgehalten, als ob das, was die Öffentlichkeit an­

geht, zusam menfiele m it dem , was der staatlichen Verwaltung und Befehls­

gewalt untersteht.
Ein prägnantes Beispiel dafür ist der Begriff „öffentliche Schule“. Ist sie und 

sie allein die Schule, die für die Gesam theit da ist und die die Öffentlichkeit als 

ihre Sache betrachtet? Es entspricht viel eher dem allgem einen Em pfinden, daß 
es die Schule ist, die unter staatlicher Verwaltung steht, die von der Obrigkeit 
ihre W eisungen erhält, deren Zeugnisse durch den Hoheitsstem pel des Staates 
legitim iert sind, in der die Lehrer als Beamte durch den Diensteid dem Staat 

und dessen Behörden verpflichtet sind. Zensurengebung und Versetzung sind 
staatliche Hoheitsakte, die als Privilegien eine einzigartige M acht verleihen. M it 
der Bezeichnung „öffentliche Schule“ im Gegensatz zur „privaten“ Schule aber 
wird suggeriert, daß die staatliche Schule die eigentliche, legitime Schule der 
Gesam theit sei, neben der eine private Schule als ein Außenseiter erscheint. Daß 
m it „öffentlich“ und „privat“ hier eigentlich der öffentlich-rechtliche bzw. 
privatrechtliche Charakter des jeweiligen Schulträgers gem eint ist, tritt kaum  
ins Bewußtsein, jedenfalls ist es nicht üblich, kirchliche, nichtstaatliche Schulen 

als „öffentliche Schulen“ zu bezeichnen.
Es ist an der Zeit, die überkomm ende Denkweise und die m it ihr verbundene 

Sprache zu überprüfen. In einem freien Staat ist es systemwidrig, wenn Staats­
betriebe vor freien Untemehm erbetrieben m aterielle, rechtliche oder m orali­
sche Vorteile genießen, wenn Staatsbetriebe m it Steuermitteln finanziert wer­

den und der Privatbetrieb dadurch unter einen übermächtigen Konkurrenz­
druck gesetzt wird. In der W irtschaft gibt es darüber keine Diskussion; die Schu­
le aber lebt sozusagen noch in einer vorkapitalistischen W elt. Im staatlichen
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Schulwesen gibt es keine Konkurrenz; die freie pädagogische Initiative aber, 

die unserem Bildungswesen so dringend notwendig ist, findet, als wäre sie eine 

private Liebhaberei, neben dem m ächtigen Block des privilegierten staatlichen 

Schulwesens nicht den ihr entsprechenden Raum zur Entfaltung.

Nun hat allerdings nach unserem Grundgesetz der Staat bei uns die „Auf­
sicht“ über das gesam te Schulwesen. Er ist dafür verantwortlich, daß angem es­

sene Bildungsm öglichkeiten für alle bestehen. So, wie die Dinge bei uns liegen, 
ist es dabei nicht zu um gehen, daß die Schulen zum größeren Teil vom Staat 

in eigener Regie betrieben werden. Das ist eine Zwangslage, die historisch be­
dingt ist, kann aber nicht Ausdruck des politischen System s sein. „Aufsicht“ 

bedeutet nicht, daß die staatlich verwaltete Schule die schlechthin legitime 
Form der Schule ist. Und wenn heute ein eigenes Privatschulrecht entwickelt 

wird, und wenn in diesem Zusam menhang die freie Schule unter bestimm ten 

Voraussetzungen als „Ersatzschule“ anerkannt wird und anerkannt werden 
m uß — also als eine Schule; die eine staatliche Schule ersetzt, und die, wenn 
sie verschwände, durch eine gleichwertige staatliche Schule ersetzt werden 
m üßte -, so ist zwar die Bezeichnung „Ersatz“ noch ein Nachklang jenes obrig­
keitlichen Denkens; aber andererseits wird damit die „private“ freie Schule in 

aller Form  als öffentliche Schule definiert. Daß diese Auffassung nicht an den 
Haaren herbeigezogen ist, zeigt etwa — in einer überraschenden W eise - eine 
„Resolution zur Neuordnung allgemeinbildender Freier Schulen“, verfaßt vom 
Schulpolitischen Arbeitskreis der CSU, M ünchen 1968, worin es heißt: „Der 
Begriff ,öffentliche Schule4 m uß auch auf die Freie Schule angewendet werden, 
und die bisher so gekennzeichneten Schulen m üssen, ehe ein neuer Terminus 
eingeführt ist, als »staatliche und kom m unale Schulen4 bezeichnet werden“.

Der Begriff „private Schule“ behält weiterhin seinen Sinn im Blick auf Unter­
nehmen von der Art einer Fahrschule, einer Tanzschule, einer Sprachenschule. 
Allgemeinbildende und gewisse Gruppen berufsbildender Schulen aber sind 

allem al öffentliche Schulen, — Schulen, die für die Allgem einheit da sind, m ö­
gen sie staatliche oder Freie Schulen sein; sie sind dam it eine Angelegenheit 

des öffentlichen Interesses, eine „res publica“.
Es drängt sich auf, daß an dieser Stelle der verschwom mene Sprachgebrauch 

einmal geklärt wird; um so besser ist es, wenn solche Klärung zugleich ein poli­
tischer Akt ist.
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W arum  sind sie „dagegen“? -  und warum  für Karl M arx?

Ein Versuch über die Situation der Jugend 

und die Verantwortung der Bildungseinrichtungen

von Fritz Penserot

A. Das große Unbehagen ~ der Aufstand der Studenten

Es dürfte m üßig sein, im Jahre 1971 noch große Feststellungen über die Tat­

sache als solche zu treffen: die junge Generation EDCBAi s t  n i c h t  nur von einem tiefen 
Unbehagen an den bestehenden Verhältnissen erfüllt, sondern sie ist auch be­
reits seit langem dabei, diese Verhältnisse in ihrem Einflußbereiche in ihrem 
Sinne zu verändern. Selbst schon die Schriften und Bücher, die sich m it dieser 
Entwicklung befassen, sind inzwischen Legion geworden. Unsere Frage soll 

daher nur sein, ob die wahren Ursachen dieser Tatsache des „großen Unbeha­
gens“ richtig erkannt werden und ob es m ithin eine M ögüchkeit gibt, sie zu 
beseitigen; das heißt also, es geht uns darum , eine Therapie unseres wirtschaft­
lichen, staatlich-politischen und - vor allem — geistig-kulturellen Lebens einzu­

leiten, derart, daß die eines baldigen Tages durchaus drohende Gefahr der Selbst­

vernichtung überwunden wird.
Es ist keine Frage m ehr: die Jugend hat ihr Vertrauen in die W eisheit der 

Lenker unserer Geschicke in allen Lebensbereichen verloren. M ehr noch: sie 
hat offensichtlich sogar ihr — norm alerweise jedem Kinde von Geburt an m it­
gegebenes — Vertrauen in die W elt selbst und deren Sinn verloren. Des/jc/i be­
gehrt sie gegen diese W elt, gegen die in ihr errichteten Ordnungen und gegen 

deren Repräsentanten auf. Letztlich begehrt sie gegen alles auf, was überhaupt 
irgendwie von der W elt der Erwachsenen, des Bestehenden, des „establishm ents“ 
herrührt — ohne überhaijpt noch danach zu fragen, wo genau die eigentliche 
Quelle ihres Unm utes zu suchen ist.

Die Jugend begehrt auf gegen die Leistungsgesellschaft; gegen autoritäre 
Strukturen jeglicher Art; gegen die Technik und die daraus resultierenden Zwän­
ge und Unerträglichkeiten und Zerstörungen von Natur und M ensch; gegen die 
Entzauberung der W elt; gegen die Entfrem dung des M enschen von sich selbst, 
von seiner erahnten Bestim m ung, von seiner Arbeit, von dem Produkt seiner 
Arbeit durch die jeweiligen äußeren Gegebenheiten — vor allem die der m oder­

nen arbeitsteiligen, „frem dgesteuerten“ W irtschaft; sie begehrt auf gegen das 
„Profitstreben“ der „Kapitalisten“ und der „Bourgeoisie“; gegen die M acht 
der Politiker, Funktionäre und Bürokraten; besonders aber gegen Stellung, Ein­
fluß und M acht der Ordinarien und der Schulbürokratie — kurzum  gegen die
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M acht all derer, von denen sie irgendwie abhängig ist, von denen ihr Schicksal 

irgendwie m itbestim m t wird.

W eil sie alle diese ihr feindlichen M ächte als den bestehenden Institutionen 

im m anent ansieht, ja ansehen m uß, begehrt die Jugend gegen die Ordnungen 
als solche auf. Gegen den „Kapitalism us“ und gegen die diesen vermeintlicher­

weise stützende Parteien-Demokratie, ja gegen die freiheitlich-demokratische 

Grundordnung überhaupt. Daß sie dabei das Kind m it dem Bade ausschüttet, 
küm m ert sie überhaupt nicht. Ihre Ablehnung der bestehenden Ordnung, ja ihr 
Haß gegen geradezu alles Etablierte sind so radikal und fanatisch —  und zudem 

von einem solch völlig dogm atisierten M arxism us ideologisiert — , daß kein noch 
so vernünftiges Argum ent sie m ehr erreicht. Die bestehende Ordnung m uß weg

- alles weitere wird m an danach sehen! Das ist die Grundhaltung, m it der wir es 
heute zu tun haben. W oher kom m t sie?

Es dürfte klar sein, daß alle von dieser revoltierenden Generation vorgebrach­
ten Gründe für ihr Verhalten und die Objekte und Ziele ihres Kam pfes m ehr 
oder weniger vordergründiger Natur sind. In fast allen diesen Fällen kann es sich 
nur um Sym ptom e handeln. Um Zeichen von dahinter liegenden eigentlichen 

Ursachen. W enn tausende von Studenten roten Fahnen nachlaufen, so ist das 
lediglich Ausdruck ihrer Unruhe, ihres Protestes. Der wahre Grundwipu/s, der 
sie zur Aktion treibt; auch der wahre EDCBAG v m v M m p u l s , der sie zum inbrünstigen 

Studium der M arx-Engels-W erke usw. treibt, ist nicht der jeweilige Anlaß und 
ist nicht prim är die Sehnsucht nach den darin verborgenen Erkenntnissen als 

solchen, sondern der wahre Grundim puls ist eine ihnen allen unbewußte Sehn­
sucht nach Halt, nach Sicherheit, nach Orientierung, nach Erkenntnis über­
haupt, nach tragender, realer, echter Substanz.

Sie alle, die da protestieren, nächtelang diskutieren, Rote Zellen bilden, Hör­
säle besetzen, sind - von ausgesprochenen Funktionären abgesehen — Suchen­
de; sind junge M enschen auf sehnsüchtiger Suche nach wahrer, tragender W irk­
lichkeit. W ie seltsam (und gar oft widerwärtig) ihre Ausdrucksform en und wie 

verkehrt oder illusionär ihre Ziele auch im mer sein m ögen - wir haben es heute, 
dem I m p u l s e  nach, m it einer ganzen suchenden Generation zu tun.

Das gilt für die gesam te heutige Jugend überhaupt, soweit sie von dieser Un­

ruhe ergriffen ist. Für die linken Studenten, wie für die Hippies. Für die Hasch- 
Konsumenten, die auf solche W eise ihr Bewußtsein „erweitern“ oder vielleicht 
auch der überm ächtigen W irklichkeit entfliehen wollen, wie für die Kriegsdienst­
verweigerer und Entwicklungshelfer (soweit dabei keine eigensüchtigen M otive 
eine Rolle spielen). Ist es nicht so, daß d e v  I m p u l s , der zu dem Aufstand der 
jungen Generation geführt hat und noch im m er weiter führt, trotz der tausend­

fachen äußerlichen Ungereimtheiten, m it zum Besten gehört, was unsere (sonst 
doch wahrhaftig reichlich erbärmliche) W elt hervorgebracht hat? Es ist ein 
schlechthin grandioser Aufbruch in eine neue W elt, in eine neue Dim ension der
— W ahrheitssuche. Nur daß vermutlich die allerwenigsten wissen, was sie über-
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haupt suchen, ja, daß sie überhaupt Suchende sind. Und sicher gilt das auch für 
alle die, die heute — und wenn noch so scheinbar vollbewußt — m it solchem 
Eifer den M arxism us-Leninismus oder den M aoism us studieren, dem Spartakus 
nachlaufen und ihre Universitäten in rote Kader-Ausbildungsstätten um funk­

tionieren wollen.

B. Wo ist der Grundimpuls der Jugendrevolte zu suchen?

W as aber ist es nun, was hinter dem gewaltigen und offensichtlich ganz spon­

tanen Aufbegehren der jungen Generation steckt? Es wird im m er wieder be­
hauptet — auch von den Betroffenen selbst — es seien ganz einfach die äußeren 
Verhältnisse, zum al an den Universitäten, die für m oderne, selbstbewußte, selbst- 
verantwortliche, gerecht-em pfindende, unverdorbene junge M enschen unerträg­

lich seien. Sie produzierten geradezu den Typ des Angepaßten, belohnten den 
Opportunisten, verhinderten die Entfaltung kritischen Bewußtseins (so Knut 
Neverm ann). Zugegeben, nirgendwo ist unsere W elt so restaurativ geblieben 
wie auf den Universitäten. Dennoch, m uß sie allein deshalb schon radikal „ver­

ändert“ werden? Abgeschafft und ersetzt werden durch ein vollkom m en ande­

res — und überdies noch völlig unerprobtes, ja nicht einmal im M odell bekann­
tes System ? Kann m an bei uns wirklich „nicht m ehr leben“, wie es heißt? Sind 
die wirtschaftlichen Ungerechtigkeiten bei uns so ungeheuerlich, daß sie ein­
fach nicht m ehr ertragen werden können? W erden unsere Arbeiter wirklich in 
einem M aße ausgebeutet, daß das ganze System restlos fragwürdig ist? Kann 
unsere Arbeiterschaft der „Entfrem dung“, auf die im m er wieder hingewiesen 
wird, überhaupt nicht entrinnen, auch partiell nicht, sodaß ihr ihr Leben zu ei­
ner einzigen seelischen Qual wird, für im m er vergällt ist?

W eiter: ist unsere Parteien-Demokratie m it im m erhin einigerm aßen durch­
geführter Gewaltenteilung und m it einem Grundgesetz, das die Bezeichnung 
„freiheitlich-demokratisch“ doch rechtfertigt, ist diese Dem okratie so unm ensch­
lich? So korrum piert, daß die Behauptung des Spartakus, sie-sei letztlich nichts 

anderes als eine Institution zur Absicherung der Herrschaft der „herrschenden 
Klasse der Kapitalisten“ zu Recht besteht? Und ist die vom Staat für die beiden 
anderen Lebensbereiche W irtschaft und Kulturgesellschaft zu bewirkende Ord­
nung so unhaltbar, daß m an deshalb auf die Barrikaden steigen m uß?

W ie im m er unbefriedigend alle äußeren Verhältnisse in unserem Lande sein 
m ögen — sie reichen nicht aus, den geradezu urgewaltigen spontanen Aufbruch 
der jungen Generation zu erklären.

Um dabei nicht m ißverstanden zu werden: es sollen hier nicht etwa auch nur 

im geringsten die offenbaren und weniger offenbaren M ißstände in unseren In­
stitutionen oder der Instutionen selbst gerechtfertigt werden — nur eben, diese 
M ißstände erscheinen trotz allem nicht so ungeheuerlich, daß deshalb eine ganze
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Generation unsere gesam te Ordnung  in Bausch und Bogen  verwerfen, abschaffen 
und durch eine völlig neue und obendrein vollkom m en ungeprüfte ersetzen  
m uß. W obei es überdies sogar noch sehr die Frage ist, ob die protestierenden 
Studenten diese M ängel und M ißstände überhaupt auch nur einigennaßen  ken­

nen.

W enn  aber nun die wahren Ursachen des Aufstandes unserer jungen  Genera­

tion nicht in den äußeren, institutionellen Verhältnissen als solchen zu suchen 
sind, sind sie dann vielleicht in  unserer geistigen Situation  zu finden? Ist unse­

re geistige, d.h. unsere EDCBAi n n e r e  Situation so düster, daß  sie für sensible M enschen 
nicht m ehr zu ertragen  ist? M it anderen  W orten, kom m t der M ensch  m it sei­

nen inneren (seelisch-geistigen) Bedürfnissen in unserer heutigen Zeit zu kurz?

Der m oderne M ensch ist von seinem  geistigen Ursprung weitgehend abgeschnitten 
—  m ag er dies selbst zum eist auch  gar nicht em pfinden. W as im m er m an heute von 
den Offenbarungswahrheiten z.B. der Bibel halten  m ag, sie wurden als „Botschaf­

ten“  aus einem  Bereich des Geistig-Göttlichen, aus dem  Bereich des unbedingt W ah- 
ren-W irklichen kom m end, geglaubt und  anerkannt und  gaben dadurch dem  Leben 
der M enschen Grundlage, Sicherheit und Halt. Diese „Geistesoffenbarungen“ finden 
heute nur noch bei wenigen M enschen unbedingten  Glauben. M an m öchte nun  an­

nehm en, daß anstelle der geglaubten Offenbarungen  eine direktere, unm ittelbarere 
Verbindung  des M enschen zur Seinswirklichkeit getreten wäre, zum  Bereiche des 
„unverrückbar W ahren“, zu den wirkenden  Kräften ,»hinter“  oder „über“  dem  nur 
Äußerlich-M ateriellen. Dies ist aber nicht der Fall. Der m oderne M ensch  lebt viel­

m ehr praktisch ohne „re-ligio“, ohne  jene W iederverbindung  m it seinem  eigentlichen  
Ursprung, m it dem  Urgrund der W elt, der Europa seit zweitausend Jahren  getragen  
hat.

Er erlebt sich nicht m ehr als originäre „Person  “  in dem  Sinne, daß  durch  ihn das 
Geistige-Ursprüngliche sprechen könnte. Er hält vielm ehr „sein“ Denken ausschließ­

lich für seine höchst persönliche, subjektive Leistung. Er erlebt sich eingesponnen 
in seine subjektive W elt und  ohne  jede bewußte Verbindung  zum  Urgrund aller Din­

ge - „geworfen ins Nichts“ (Heidegger).
Eine der Folgen dieser Daseinserlebnis-Verengung  durch den Subjektivism us ist, 

daß  der M ensch das Erlebnis der Freiheit, d.h. das elem entare Erlebnis der innerli­

chen Übereinstim m ung m it dem  „Sein“, m it der „W ahrheit“ nicht m ehr erfährt. 
Insofern  ist ihm  auch die W ürde der Person unbegreiflich geworden. Die W ürde, deren 
Inhalt die Fülle an Freiheit, an  innerer Übereinstim m ung m it der W elt, an Selbst­

bestim m ung ist! Die Ursache für die weitverbreitete Lebensunsicherheit liegt im  
M enschen selbst.

Der M ensch  ohne tiefere Selbst-Erfahrung; ohne originäre Selbständigkeit; 

ohne die Fähigkeit, das Dasein aus eigener Kraft zu bestehen —  das ist die innere 
Situation unserer Zeit! Das ist die Situation, in die heute die jungen M enschen 
hineingeboren werden und m it der sie fertig  werden sollen! Ohne irgend eine 
Hilfe von außen, von den „Etabüerten“, von den „Herrschenden“!

Hier kom m t als ganz Entscheidendes W eiteres hinzu, daß  diejenigen, die 
nach  dem  Versagen der Etablierten —  um  Rat gefragt werden, die M arxisten
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also, alles Eigentliche, W ahre, Geistige, W esentliche als unreal, als Ideologie im 

Dienste der Interessen der herrschenden Klasse der Kapitalisten, abqualifiziert 
haben. Der Student aber, zutiefst enttäuscht und allein gelassen von der Gesell­
schaft, der er entstam mt, vertraut trotzdem nur noch dieser m arxistischen „W is­

senschaft“. Diese aber raubt ihm dadurch noch den Rest an wahrer Lebens­
grundlage. W as bleibt, ist ein wirklichkeitsfrem des W ahrheits-Surrogat, das frei­

lich um so fanatischer rezipiert un4 dogm atischer verteidigt wird, je sensibler 
und klüger und daher anfälliger der Student ist. Verlöre er auch diesen Halt, 
er m üßte sich selbst aufgeben!

W oher kom m t also der Haß gegen unser „etablishm ent“? W oher die Neigung 

zum M arxism us-M aterialismus? Das in jedem M enschen von Kind auf veranlagte 
Vertrauen in die Sinnhaftigkeit der W elt ist erschüttert worden, und seine W ahr­
heitssehnsucht ist unerfüllbar geblieben bzw. unerfüllbar gem acht worden. Un­
erfüllbar, weil unsere Philosophie, weil unsere Geisteswissenschaften hier ver­
sagt haben. Denn sie erklären ausdrücklich, m an EDCBAk ö n n e  n i c h t  e r k e n n e n . Die alte 
skeptische Pilatus-Frage „W as ist W ahrheit? “ wird den suchenden Studenten 

nicht beantwortet. Das m acht letztlich ihr Elend aus. Und das treibt sie auf die 
Barrikaden.

Es m ag sein, daß junge M enschen über dieses Bild ihrer Selbst m it klischee­

haften Antworten aus dem ideologischen Repertoire von M arx, Engels und Epi­

gonen abtun. Indessen, wenn sie nur etwas Geduld und Selbstprüfung aufbrin­

gen, werden sie zugeben m üssen, daß zum indest dies ihre unabdingbare Forde­
rung ist: s e l b s t  einsehen und s e l b s t  den Grund für ihr Handeln bestim m en zu 

wollen.

Hegel hat einm al über die Epoche der Aufklärung gesagt: „Die Aufklärung, 
diese Eitelkeit des Verstandes, ist die heftigste Gegnerin der Philosophie (d.i. 
der ,Vernunft4 als des Logos Gottes selbst, der in Kunst, Religion und Philo­
sophie sich selbst zum W issen seiner selbst darlegt); sie nim m t es übel, wenn die­

se die Vernunft in der christlichen Religion aufzeigt; wenn sie zeigt, daß das 
Zeugnis des Geistes der W ahrheit in der Religion niedergelegt ist. Darum aber 

ist es in der Philosophie zu tun: die Vernunft der Religion zu zeigen.“

Gerade das aber zeigt unsere neuere Philosophie nicht. Alles was uns heute 
auf unseren Hohen Schulen geboten wird, ist besten Falles „Aufklärung“ in 
dem von Hegel gemeinten Sinne: Intellektualismus, „Eitelkeit“ des Verstandes. 
Es gibt praktisch überhaupt keine Philosophie m ehr bei uns, die noch den An­
spruch erheben könnte, die W ahrheit des Seins zu erfassen; „das Geistige im 

M enschen m it dem Geistigen der W elt zu verbinden“.

Das aber erleben und erleiden die Studenten. Deshalb schlagen sie gegen die 
Gesellschaft zurück, so wie Kinder zu Asozialen werden, wenn sie von ihren 
Eltern vernachlässigt worden sind. W as soll ihnen noch die ganze „W issenschaft“, 
wenn diese ihnen kein wahres W issen verschafft!

68



W as uns also fehlt, das ist letztlich nichts als echte W ahrheitserkenntnis; W ie­

derverbindung, re-ligio, m it dem „Sein“ in zeitgemäßer Form . Haben wir erst 
wieder ein unerschütterliches Verhältnis dazu gewonnen, so folgt alles weitere 
daraus gewisserm aßen „von selbst“, — zum al die Freiheit. W as ich absolut sicher 
weiß; was m ir keiner m ehr abnehm en kann; was ich m it aller Unerschütterlich- 
keit als m ir Eigenes errungen, erkannt habe - das m acht m ich frei.

W enn das aber so ist, m üßte es dann nicht ein relativ leichtes sein, diese W ahr­
heitserkenntnis und dam it die Freiheit durch entsprechende Anstrengung des 
Denkens wieder zu erlangen?

C. Die große Tragödie: Das Versagen von Schule und Hochschule

W ie bereits angedeutet/liegen die Dinge in unseren Geisteswissenschaften — 
zum al in der Philosophie — heute so, daß keinerlei Chance besteht, m it ihrer 

Hilfe auch nur im entferntesten so etwas wie eine Verbindung zu dem , „was 
die W elt im Innersten zusam menhält“, zu finden. Nirgendwo können unsere 
Studenten kom petente Antworten auf die Fragen finden „W as ist W ahrheit? “, - 

„W as ist Recht? “, „W as ist Freiheit? “. Ihr Sehnsucht nach einem Beständi­

gen, Unverrückbaren, nach unveränderlich Gültigem, stößt ins Leere. Ihr Ver­
langen nach W ahrhaftigkeit, ihr Ablehnen jeglicher Art von unbefriedigenden 
Schein-Antworten bleiben unerwidert.

Auch unsere Kirchen,können nicht helfen: „Allein durch den Glauben“ könn­
ten wir frei werden, hat Luther dekretiert. Und dabei ist es bis auf den heutigen 
Tag geblieben. W iewohl der M ensch unserer Zeit EDCBAs e l b s t  und ohne jeden Vormund 
erkennen (und gerade nicht n u r  „glauben“) will! Und Kant hat für Luthers Über­
zeugung den verm eintlichen Beweis geliefert: das „Ding an sich“ bleibe uns für 
alle Zeiten unerkennbar. W as anders sind Heideggers „Geworfensein ins Nichts“ 
und Jaspers’ „Kein gewußtes Sein ist das Sein“ als solcher Verzicht auf die Er­

kenntnisbem ühung um die „W ahrheit der Dinge“? Gewiß, es gibt auch andere: 
Guardini, Pieper, die unter Bezugnahm e auf Sokrates, Platon, Thom as m it gro­
ßer Eindringlichkeit daraufhinweisen, daß es ein Unbedingtes gibt, ein Allge­
m eingültiges, und daß m an es erkennen kann. Das Absolute, das Seiende selbst, 
die W ahrheit. — Aber wer hört noch auf sie, die noch der Tradition und der 
Kirche verhaftet sind.

Und es kom mt hinzu, daß unser ganzes Zeitalter nicht zuletzt deshalb von 
Grund auf jeglichem Geistigen feind und nur dem Greifbaren und M achbaren 
zugetan ist, weil diese Neigung von den frühesten Schultagen an unseren Kin­
dern in den offiziellen staatlichen Schulen beigebracht, ja geradezu eingeim pft 
wird: unsere Staatsschulen — m ögen sie sich auch christlich-sim ultan nennen — 
sind im Grunde Schulen ohne christliche W eltanschauung; sie sind vielm ehr — 
dem Geist der Zeit folgend - Schulen m it vorherrschend m aterialistischer W elt-
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anschauung: „W ahr“ ist, was m an wiegen und zählen kann. „W ahr“ ist, was zu 

Erfolg führt. „W ahr“ ist, was im Sinne der Naturwissenschaft „real“ ist, das 
heißt aber, was m ateriell ist. Hier ist alles Geistige — und dam it alles Eigentlich- 

M enschliche - aus der Schule geradezu verbannt.
M an vergleiche doch nur einmal das M enschenbild etwas eines Karl Steinbuch 

(„Falsch program m iert“) m it dem der Kirche oder m it dem des deutschen Idea­
lismus oder Goethes! Unsere Schulen sind gerade das nicht, was das W ort „Schu­
le“, gleich altgriechisch „schole“, ursprünglich sagt: näm lich „M uße“. Stätten 
der M uße, in denen es dem M enschenwesen, dem „inwendigen M enschen“ (Dü­
rer), dem Geistigen als dem Ursprung der Dinge nachzusinnen galt. Unsere soge­
nannten Schulen sind zu Ausbildungsstätten für das praktische Leben geworden 

— und nichts m ehr sonst! Das Eigentlich-M enschliche ist dabei unter den Tisch 
gefallen. Und wenn m an sich die neueste Entwicklung betrachtet — wie sie nicht 
zuletzt von Bundeswissenschaftsm inister Leussink vertreten wird — so wird die­

ser Trend zum bloßen Intellektualism us und zum M aterialism us hin noch im mer 
weiter verstärkt. W ar wenigstens nach den alten preußischen und reichsdeut- 
schen Vorstellungen die Volksschule eine Erziehungsschule, in der das alte M en­
schenbild noch nachwirkte, so soll die neue Gesam tschule, zum al die „integrier­
te Gesamtschule“ ausschließlich reine Leistungsschule sein. Nur noch die Lei­
stung, der Erfolg, die „Noten“ sollen zählen. M uße; Sinnieren; Nachdenken; 
Philosophieren gar; liebendes Sich-hinein-versenken in eine selbstgestellte Auf­
gabe völlig zweckfreier Natur; Lernen und Lehren, M alen, Bilden, M usizieren 
ausschließlich aus Hingabe an dieses Tun — ohne weiteren Zweck, ohne „Er­
folg“, ohne jeden Seitenblick auf zu erlangende Berechtigungen, ohne Noten, 
ohne „Versetzungen“ in die nächsthöhere „Klasse“ — alles das ist schlechthin 

verpönt in diesen Schulen. Auch die vielberedete „Durchlässigkeit“ innerhalb 
der einzelnen Jahrgänge, Klassen und Schulzweige hat nichts m it einem W ek- 
ken des Sinnes der Kinder für das W ahre, Schöne und Gute zu tun, sondern 
lediglich etwas m it ihrer zweckm äßigsten Ausbildung im Hinblick auf die spä­

tere Arbeits- und Berufswelt; und schon gar nichts m it einem „Bilden“ der Kin­
der nach dem je besonderen „Bilde“, das in jedem Einzelnen lebt: nach seiner 
ursprünglichen unteilbaren Einm aligkeit!

In dieser Hinsicht ist unser neuestes Schulwesen fast genau das gleiche wie das 
kom munistische Schulwesen in der DDR. Ja, m an kann sich m anchmal des Ein­

druckes nicht erwehren, als habe das perfektionierte polytechnische Ausbil­
dungswesen der DDR bei uns sogar Pate gestanden. Es ist der gleiche M aterialis­
m us, der gleiche bloße Intellektualism us hier wie drüben. Es ist die gleiche Ver­

kennung des M enschenwesens hier wie in der kom m unistischen W elt. Der junge 

M ensch wird zu einem nützlichen, tüchtigen Glied der Arbeitsgesellschaft heran­
erzogen — von seiner Individualität, von dem , was er als Einm aliges, Unverlierba­

res, als „Ich“ m it auf die W elt bringt, ist nirgendwo m ehr die Rede.
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D. Der Staat kann nicht M enschen bilden

Es kom m t ein weiteres hinzu: unser öffentliches Schul- und Bildungswesen 
ist nicht ein freies, sondern ein staatliches. Dam it aber kom m en zwei Prinzipien 
zusam m en — und dam it in Konflikt m iteinander — die aus der Natur der Sache 

heraus nicht m iteinander vereinbar sind: Staat und Pädagogik.
Der Staat will die Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetz - EDCBAe c h t e  P ä d a g o g i k  

w i l l  d i e  E n t f a l t u n g  d e s  M e n s c h e n  z u  s i c h  s e l b s t . Der Staat ordnet das Zusam­
m enleben der M enschen nach Rechtsprinzipien —  d i e  B i l d u n g  d e s  M e n s c h e n  
e r f o l g t  n a c h  p ä d a g o g i s c h e n  P r i n z i p i e n . Das konstituierende Prinzip des Staates 
ist die Gleichheit - d a s  k o n s t i t u i e r e n d e  P r i n z i p  d e r  P ä d a g o g i k  i s t  d i e  A u t o n o m i e  

d e r  P e r s o n , d i e  F r e i h e i t  u n d  V i e l f a l t . Der Staat setzt allgem ein verbindliche Nor­
m en - d e r  P ä d a g o g e  h e g t , p f l e g t  u n d  l i e b t  d i e  z u r  E n t f a l t u n g  z u  b r i n g e n d e  e i n -  

z e l n e , e i n m a l i g e  u n d  b e s o n d e r e  k i n d l i c h e  P e r s o n . Deshalb kann das Verhältnis 
des Staates und seiner Organe zu d e n  M enschen stets nur ein unpersönliches 
reines Rechtsverhältnis sein — während d a s  V e r h ä l t n i s  d e s  L e h r e r s  z u m  S c h ü l e r  
i m m e r  e i n  w a r m e s  p e r s ö n l i c h e s  M e n s c h - z u - M e n s c h - V e r h ä l t n i s  s e i n  m u ß , wenn 
es Früchte tragen soll.

Da die Trennung von Schule und Staat bei uns nicht gewahrt ist, m uß unser 

öffentliches staatliches Bildungswesen auch weiterhin im Zustand des Krampfes 
verharren, der ihn jetzt — wie schon seit Jahrzehnten — kennzeichnet. Dies um­
so m ehr, als der Staat seinerseits ja auch kein Abstraktum ist, sondern bis in 

seine Organe hinein das Ergebnis von M achtkäm pfen der verschiedenen Par­
teien. W ohin das führt, haben wir ja gerade in den letzten Jahren erlebt: in Zei­

ten der CDU-Vorherrschaft galt der Grundsatz: jeder Gem einde ihre eigene 
Schule und — bei Vorhandensein verschiedener religiöser Bekenntnisse —  jeder 
religiösen Gemeinde ihre eigene Bekenntnisschule, wobei selbstverständlich das 
christliche M enschenbild dem zugrunde lag. Inzwischen hat sich unter dem  Über­
wiegen von SPD und FDP die Vorstellung von der Notwendigkeit der Orientie­
rung der Schule ausschließlich an der Arbeitswelt durchgesetzt, d.h. der Grund­
satz der Leistungsschule; der Grundsatz der optimalen Ausrichtung des M en­

schen auf die m ateriellen gesellschaftlichen Bedürfnisse. Vom M enschen als sol­
chem aber ist nirgendwo m ehr die Rede.

M it anderen W orten: die Staatsschule ist nicht nur - durch ihre Abhängig­
keit von den in ihrer weiten M ehrheit in Sachen Bildungs- und Erziehungswesen 
völlig überfragten Politikern dem Zeitgeist des M aterialism us-Pragmatism us aus­
geliefert, sondern sie ist obendrein noch abhängig vom M achtkam pf der staat­
lichen, parteilichen, konfessionellen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 

Instanzen und Gruppen. W obei dann die jeweils siegreiche Gruppe — für alle 
gleich ! — i h r e  Vorstellungen von dem , was für die Gesellschaft und das Kind 
notwendig sei, zum  M aßstab für die Bildung a l l e r  K inder und Heranwachsen­

den, also zum allgem einverbindlichen Gesetz erhebt!
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Hier wird die Dem okratie zum  Schaden unserer Kinderm ißbraucht. W elch 
M ißverständnis von Erziehung! Doch dieses M ißverständnis ist in der Tat M etho­

de in  unserem  Schulwesen seit einem  vollen Jahrhundert. W undert es uns da 
noch, daß  der M ensch —  der doch von  seinem  ursprünglichen  W esen her „sein  
eigner freier Bildner und Überwinder“ (Pico della M irandola) sein will —  zu 
kurz kom m t in unserer sogenannten m odernen W elt? Anläßlich der Kaiserpro­

klam ation von Versailles im  Januar 1871 sprach Du Bois-Reym ond  (von dem  

auch das fatale „ignoramus, ignorabim us“ stam m t) vor der Universität Berlin 
das andere fatale W ort: „Die deutsche Universität soll sein die Ausbüdungs- 
stätte der geistigen Leibwache der Hohenzollem“. Und das dam als in Berlin 

gesprochene  W ort wurde wahr gem acht in fünfzig Jahren Preußen-Deutschland 
(wenn  auch nicht entfernt so stram m  durchgeführt wie analoge Gesetze später 
im  „Dritten  Reich“ und  heute in  der kom m unistischen W elt), und  es wurde 
übernom m en von  der W eim arer Republik  in  entsprechend abgewandelter Form , 
und es gilt praktisch  noch heute: die Politiker und die Herren über die Politik  
bestim m en die Bildung des M enschen und m achen dam it den M enschen nach  EDCBA

i h r e n  Vorstellungen zu einem  dienenden  Glied  i h r e r  Gesellschaft. Nicht nach  
„ s e i n e m  Bilde“, sondern zum  „Bürger für die Gesetze“  (Salzmann), zum  Bürger 

für die Arbeitsleistungsgesellschaft und —  im  Osten  —  zum  Sklaven für das Kol­

lektiv wird der M ensch  erzogen. Das ist die Situation  auf dem  Gebiete der Er­

ziehung.

Es kom m t noch ein weiteres hinzu: da der Staat gar nicht anders kann, als auch 
in  seinem  Schulbereiche nach dem  Prinzip der Gleichheit zu  verfahren, hat er im  
Laufe eines Jahrhunderts ein Noten- und Berechtigungssystem  entwickelt, das die 
Kinder praktisch  dazu zwingt, entgegen ihren Neigungen  und  Fähigkeiten  einen Berg 
von  unverdautem  und  für sie selbst vielfach nutzlosem  W issensballast anzuhäufen. 
Das aber bedeutet nicht nur für fast jedes Kind einen  ungeheuren Leerlauf und Kräf­

tevergeudung,, sondern  es m acht viele Kinder geradezu „allergisch“ gegen  W issensauf­

nahm e überhaupt. Da die W issensaufnahm e zur Qual wird —  und dies durch  viele 
Jahre hindurch — , wollen solche Kinder (nach  dem  Gesetz von den Pawlow’schen 
Hunden) nach der Schule von  W issenschaft überhaupt nichts m ehr wissen. So verfehlt 
die Staatsschule m it ihrem  am  Gleichheitsgrundsatz  orientierten  Noten- und  Berech­
tigungswesen nicht nur ihren eigentlichen  Zweck, sondern  sie verdirbt obendrein die 
W issenschaft an sich und  frustriert ungezählte Generationen von Schülerinnen und  
Schülern.

Und noch eine weitere Folge: m an verm ißt die realen Bezüge zum  praktischen 
Leben (jedenfalls soweit es sich um  die Gym nasien handelt). Der W issensstoff wird  
von den Schülern abstrakt und  (siehe oben) unlustig aufgenom m en; ein wirkliches 
Durchdringen der jeweiligen M aterie findet nur in seltenen Fällen  statt —  weil nicht 
der Stoff  als solcher die Schüler interessieren m uß  bzw. interessiert, sondern die Note. 
So  lernt der Schüler als wichtigstes in vielen  Jahren  Schulzeit: daß  es  nur  auf  die  Note, 
auf den Erfolg  ankom m t -  die Sache selbst kann  ihm  völlig  gleichgültig bleiben. Und 
er lernt zusätzlich, daß  notfalls der Zweck  auch  jedes M ittel rechtfertigen  m uß. Das
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aber bedeutet für viele Schüler: sie werden von der Schule zu einer Lebenslüge erzo­
gen!

E. Die Überwindung der Krise

W undert es uns da noch, daß eine sensible, alleingelassene, der Grundlage 
der W ahrheit beraubte, enttäuschte, in ihrer tiefsten Sehnsucht völlig unbefrie­

digte Jugend EDCBAs i c h  g e g e n  diese Gesellschaft wendet?! W enn auch m it unerfreu­
lichen, ungeeigneten, erneuten W iderstand herausfordernden M itteln?!

W undert es uns dann noch, wenn diese Jugend sich schließlich solchen An­

schauungen zuwendet, von denen sie sowohl eine Vernichtung dieser wie die 
Errichtung einer anderen „besseren“ „freieren“ Gesellschaft glaubt erwarten 

zu können? !
Es kom m t hinzu, daß der M arxismus eine — zum indest scheinbar — in sich 

geschlossene W eltanschauung bietet und eine konsequent durchorganisierte 
Gesellschaftsordnung — ausgehend von der Überzeugung, daß alles Denken letzt­
lich Ausdruck der jeweils bestehenden gesellschaftlichen, insbesondere wirt­

schaftlichen Produktionsverhältnisse sei —  also Ideologie. Das heißt aber aus­
gehend von einer Überzeugung, die die Staatsschulpraxis in Preußen-Deutsch­
land seit einem Jahrhundert allen ihren Schülern indirekt verm ittelt hat: nicht 
der M ensch ist das Ziel der Erziehung und Bildung, sondern der Staatsbürger, 
der Arbeitsbürger, der Leistungsbürger — alles Geistige aber ist Ideologie zu 
Zwecken des Staates, der Partei, der Gesellschaft, des Kapitals, der M ächtigen 
irgendwo weit oben.

M it anderen W orten: unser Staat selbst m it seinem Schulwesen hat die Auf­
fassungen gezüchtet, die nun gegen ihn Zurückschlagen. Dieses Schulwesen ist 
Schuld daran, daß der ganze Haß einer verratenen (weil zum  Zweifel an der 
Idee des M enschen erzogenen) Jugend sich nun gegen diesen Staat und seine 

Träger wendet.
Die Krise, in der sich unsere Jugend und wir alle befinden, kann nur dadurch 

überwunden werden, daß wir unsere Gesellschaft vom Fundament des Erzie­

hungswesens her ändern.
Nicht die Sowjetunion, so schlim m sie ist, ist unser größter Gegner, sondern 

wir selbst sind solange unsere größten Gegner, als wir nicht unsere Gesellschaft 
und unsere Gesellschaftsordnung ausschließlich auf den M enschen, auf den zur 

W ahrheitserkenntnis und dam it zur Freiheit berufenen M enschen aufbauen.
Es ist deshalb, so glaube ich, m üßig, daß wir uns hier in diesem Zusamm enhang 

m it der Faszination wie m it den M ängeln und Unm enschlichkeiten des Kom m u­
nismus befassen. Allenfalls können wir an ihnen ablesen, was dort noch falscher 

ist als bei uns.
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Unsere Frage m uß vielmehr lauten: EDCBAw i e  können w i r  den M aterialism us in u n ­

s e r e m  eigenen Hause überwinden? W ie können wir wieder zu uns s e l b s t , i n  uns 
den M enschen finden?

Der erste Schritt und die unerläßliche Voraussetzung hierzu ist die Befreiung 
des Heranwachsenden jungen M enschen von der Fremdbestim m ung in Schule 
und Universität. D e r  M e n s c h  m uß wieder zum alleinigen M aßstab erhoben wer­

den.
W eil es jedoch eine auch nur ganz entfernt einhellige M einung über das, was 

dem  jungen M enschen gem äß ist, nach Lage der Dinge bei uns nicht geben kann, 
m uß völlige W ahlfreiheit in Bezug auf schulische, erzieherische, pädagogische 
Einrichtungen hergestellt und gewährleistet werden, dam it in einer entsprechen­

den W ettbewerbs- oder Konflikt-Ordnung das Beste ermittelt werden kann, was 
den jungen M enschen und uns allen weiterhilft. Das heißt aber: wir m üssen unser 

Bildungswesen vom Staatsschul-Dirigismus befreien und m ehr und m ehr freie, 
staatsunabhängige, autonom e Schulen und Universitäten errichten'bzw. die be­
reits vorhandenen ausbauen und erweitern.

Erst wenn in dieser W eise unser geistiges Leben wieder in Bewegung gekom­
m en sein wird, kann m an sich der Hoffnung hingeben, daß es unter den m itein­
ander konkurrierenden Bildungseinrichtungen auch eine nicht geringe Zahl ge­
ben wird, in denen gelehrt wird, daß der M ensch nicht zum Konsum ieren da ist 
und daß es schon gar nicht darauf ankom m en kann, nur eine perfekte Arbeits­
welt zu errichten, und daß der M ensch deshalb nicht nur ein tüchtiges Glied der 

Arbeitsgesellschaft sein m u ß .  Sondern daß er vor allem anderen seine eigene 
Bestim m ung - und von daher die Fragen der W elt erkennen sollte, o h n e  diese 

in s e i n  Nützlichkeitskalkül einzubeziehen, sondern so, daß er sein Tun in den 
Dienst, in den Sinn der W elt hineinstellt.

Nur die Begründung dieses S e l b s t  kann der Ausgangspunkt sein für eine Re­
naissance Europas, wenn eine solche überhaupt noch einmal stattfinden soll. Die 
Selbstbestim mung m uß daher in unserer Gesellschaftsordnung ihren Platz und 
ihre Chance finden. Nicht die Überlegenheit unseres m arktwirtschaftlichen Sy­
stem s, nicht die größere Freiheitlichkeit unserer dem okratischen Grundordnung 
und schon gar nicht das angenehm ere und freiere Leben der westlichen W elt 
werden uns retten, sondern nur die Besinnung auf uns selbst.
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Rede zur Abiturfeier am 19.6.1970

M atthias Trüper

Diese Rede beschäftigt sich m it Schwierigkeiten in der Generation, der auch 
der Autor angehört. Er verließ  die Schule zwei Jahre vor den m it dieser Rede 

angesprochenen Abiturienten. Ihm  geht es bei dieser Rede -  dies sei ausdrück­

lich betont -  nicht darum , zur Zurückhaltung  aufzurufen, sondern Verhaltens­

form en zu  kritisieren, die seiner M einung nach einer erfolgreichen Arbeit für 
Veränderungen in der Gesellschaft im  W ege stehen. Er ist von der Notwendig­

keit jugendlicher Aggressivität überzeugt. Bei dieser Rede an  die Abiturienten 
wurde auf eine allgem eine politische Kritik, etwa der älteren Generation, der 

faulen Stellen  in unserer Gesellschaft verzichtet, was nicht bedeutet, daß es für 
ihn  hier nichts zu bem ängeln  gäbe. Solche Kritik wurde an  anderer Stelle von 
ihm  geäußert.

Liebe Neubeurer, verehrte Gäste, liebe Abiturienten!

M an hat m ich  gebeten, hier kurz einige W orte zu sprechen. Ich  tue dies gern, 
wohlwissend, daß  es m ir nach 2 Jahren Abstand von der Schule nicht zustehen 
kann, denen Ratschläge zu erteilen, die heute die Schule verlassen. W ohl aber 

eine Bitte, eine Aufforderung an die Abiturienten zu richten.

M anche Kritik, die wir, die Jugend, hier und anderswo geäußert haben, ist 
ohne W irkung  geblieben, m ag sie auch gefällig geklungen haben. Um  welchen 
Vorgang handelt es sich  hier, der uns doch zum  Nachdenken anregen sollte?

Einige  allgem eine Kennzeichen:

Es gilt heute als schick, Feiern m it kritischen Reden zu garnieren. W as wäre 
die W oche der Brüderlichkeit ohne die rasante und großartige Anti-Rede von  
Heinrich Böll, was die Hörspielpreisverleihung  an W olf W oridratschek gewesen, 
wenn dieser nicht die festliche Preisverleihung im  Beisein des Bundespräsiden­

ten abgelehnt hätte! Unbestritten  seien die M otive beider Schriftsteller —  ihre 
Handlung  als solche wurde notwendig zum  Spektakulum  einer Feier.

Auch unsere Kritik  trifft nicht m ehr so wie früher, verfehlt ihre Stoßrich­

tung, hat keine W irkung. In das Bewußtsein unserer Generation ist all dies, wie 
m ir scheint, noch nicht vollends eingedrungen. M anchm al haben wir resigniert, 

zuweilen hat sich unsere Kritik  im  Sum pf scheinbarer Toleranz totgelaufen. 

Der Buhm ann  Gesellschaft hält vieles aus -  niem and aber fühlt sich  getroffen. 
M an hat uns als skeptische, als revolutionäre Generation  bezeichnet. Schöne  
Kom plim ente —  aber wie sind wir wirklich? Ich m eine, es ist an der Zeit, daß 
wir uns selbst ins Gebet nehmen. W enn wir m it unseren Anliegen Erfolg haben
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wollen, bedarf es einer ständigen selbstkritischen Überprüfung in allen Lebens­

bereichen. Einige Voraussetzungen dazu seien hier erwähnt:
W ir jungen M enschen sind zunächst ein bedeutender M arktbereich m it einer 

Kaufkraft von 20 M illiarden DM . W ir sind jene, denen m an die Illusion läßt, 

revolutionär oder doch progressiv zu sein, was ernsthaft anzuzweifeln ist. M an 

hofiert unser Selbstgefühl durch die fanatische Anbetung alles Jugendlichen — 
m an sehe sich nur die W erbesendungen der Fem sehanstalten an. W ir wehren 
uns nicht dagegen, nehm en die Heuchelei selbstgefällig hin. Deutschlands Ju­

gend nennt ein Haus m it Garten, den schnellen W agen und den guten Job als 

ihr höchstes Lebensziel — in gut bürgerlichem  Denken. Kann so von uns Ver­
änderung ausgehen? Unser ungestüm es Erscheinungsbild stört diese Gegenwart 
nicht — deshalb wird es toleriert. So gesehen, sind wir schon dabei, gehören wir 

selbst zum Establishm ent, zur Bilanz. So gesehen kann m an zu Recht die Hoff­
nung bezweifeln, wir würden auch im Beruf, nach den Jahren progressiver Ju­

gendlichkeit, unseren Ansichten und unserem W illen zur Veränderung treu 
bleiben. Das betrifft auch die kaum  verhüllte Spießerei der Gamm ler, denn es 
hat weder einen produktiven noch einen persönlichkeitsbildenden W ert, einige 

Zeit den durch nichts gebundenen Outsider zu spielen, um dann um so reue­

voller sich doch wieder in das warme Nest der bestehenden Gesellschaft zu 
flüchten. W ie aber soll so z.B. ein Abbau des Eigentumsfetischism us, wie eine 

sozial orientierte und leistungsbezogene Berufswelt entwickelt werden? Nicht 
jeder soll oder m ag sich von diesen Verallgem einerungen getroffen fühlen. Aber 

diese Vorwürfe können wir uns ingesam t nicht ersparen. Soziologische Unter­
suchungen haben m it erschreckender Klarheit gezeigt, wie anfällig für natio­
nalistisches und em otionales Denken wir sind. W ir geben uns trügerischen An­
wälten hin, Twen, Konkret und Underground -» wie sie auch heißen m ögen, 
die nicht unser Sprachrohr, sondern allenfalls Instrum ente zur Konsum steue­
rung, zum Kaufanreiz sind, geschickt vermischt m it linker Politik und Sex. 
Unseren Erkenntnissen hier folgt selten ein konsequentes Handeln.

Den vielen M öglichkeiten zur Fehlorientierung, gestärkt durch die geheim en 
Verführer, steht auf unserer Seite ein M angel an Reflexion über reale Bedürf­
nisse und Notwendigkeiten gegenüber. W ir begnügen uns heute vielfach dam it, 
als progressiv zu gelten. Aber wir lehnen zum Teil die Dem okratie ab, die darin 

besteht, m it Konflikten wirklich zu leben. Der lange und m ühsam e M arsch durch 
die Institutionen ist bei vielen von uns Hohn und Spott ausgesetzt. Andere 
wiederum  überlassen das Denken jenen, die vorgeben, es besser zu können.

Selbstsicherheit und Gutgläubigkeit haben uns also blind gem acht, blind für 

die Anforderungen, die uns gestellt sind. So gesehen, können wir in diese Gesell­
schaft keine wirksam e Veränderung einbringen, wenn unser gesellschaftliches 

Bewußtsein sich von dem früherer Generationen nur scheinbar unterscheidet. 
So geben wir heute die Garantie, daß alles W esentliche beim Alten bleibt. M an 

toleriert unsere Ungefährlichkeit. Die Auseinandersetzung im dem okratischen
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Sinn m üssen wir aber dort suchen, wo sie uns nicht vorgegaukelt wird, in den 

Institutionen, in den Denknorm en und Verhaltensweisen, die wir neu entwik- 

keln m üssen. Die Verunsicherung durch Zweifel hat ihren Sinn nur, wenn sie 

inm itten unserer Gesellschaft stattfindet, und nicht nur in den Randbezirken, 
wenn wir uns selbst ständig m iteinbeziehen und nicht nur uns an anderen schad­
los halten.

So schwer m ir der Vorwurf fallt und so leicht er ins falsche Ohr geraten 

könnte: Teile der Studentischen Linken betreiben heute eine Politik, die sich 
der gleichen M ethoden bedient wie die Politik jener, die sie zuvor bekämpften 

und zu Recht kritisierten.
Die antiautoritäre Phase fand ihr Ende dort, wo m anche Antiautoritären 

sich an der M acht sahen. Unübertreffliche Arroganz zeichnet den Stil der politi­
schen Auseinandersetzung, wenn m an alle Studenten, die nicht von der Heils­
botschaft neuer Führerfiguren überzeugt sind, am liebsten einer m anipulierten 

Bewußtseinsänderung unterwerfen m öchte, dam it sie die gewünschten Denk­
norm en übernehm en. Die Polarisierung zwischen den unpohtischen Studenten 
einerseits und solchen M ethoden andererseits ist eine Lage, die uns zur Unwirk­

samkeit verdam m t. Es ist in der Tat leichter, sich in ideologischen Phrasen zu 

ergehen, als konkret Stellung zu beziehen. Es handelt sich um die berühm te 
Vorurteilshaltung, die nur sieht, was gefällt und einfach nicht sehen will, was 
nicht gefällt. W irksam er sind wir, wenn wir den M ut und die Geduld aufbrin­
gen, uns rationalen und konkreten Auseinandersetzungen zu stellen, denn daß 

diese Gesellschaft unser Eingreifen und unsere Aggressivität noch im m er und 
im m er wieder braucht, ist allerdings unsere ernste Überzeugung.

Die hier aufgezeigten Tendenzen entbehren bewußt nicht der Übertreibung. 
Aber es scheint m ir dringend nötig, solche Rückbesinnung und Selbstbesinnung 

einmal anzustellen.
An uns geht die Aufforderung nicht vorbei, die Entwicklung einer neuen 

Sozialethik zu fördern, die den sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Gege­

benheiten und Erfordernissen Rechnung trägt. W ir sind die erste Generation, 
die solcherart selbst wirksam in das Geschehen der Zeit eingreifen kann, die 
aber auch die furchtbare M öglichkeit der totalen Selbstvem ichtung in ihren 
Händen hält. Die Problem atik des Nord-Süd-Konfliktes, des W eltbildungsdefi­
zits, eines unzulänglichen Sozialbewußtseins, sowie der Erhaltung technisch 
und kulturell m enschenwürdiger Lebensbedingungen läßt uns abseits aller 
M odeschlagworte nicht aus. Diese ernste Anforderung wird zu unserer eigenen 

Verantwortung.
Ich form uliere m eine Bitte an die Abiturienten, dies nicht zu vergessen, stand­

zuhalten gegen das, was heute als up to date gilt, sich einem ständigen selbst­
kritischen Prozeß zu unterziehen, um wirksam e Kritik an den Unzulänglich­

keiten unserer Gesellschaft äußern zu können.
Zum Schluß: M einen herzlichen Glückwunsch zum bestandenen Abitur und 

einen klaren Verstand für alles, was kom m t!
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Zeitkom m entare

Die soziale Problem atik der Vorverlegung  

des Einschulungsalters

priesen werden, durchaus den m echani­

schen Paukm ethoden, die m an zu Beginn 
des Jahrhunderts endgültig überwinden  
wollte. (W .S. Nicklis in „Zur Pathologie 
des Unterrichts“)- W arum  soll es den  heu­

tigen Bestrebungen in einigen Jahren  bes­

ser ergehen? W ird m an sie dann nicht 
gleichfalls  als verfehlt abtun? Überdies gibt 
es schon gegenwärtig pädagogische Rich­

tungen, die bei gleichen wissenschaftlichen 
M ethoden zu  gänzlich verschiedenen Ergeb­

nissen  kom m en. Es  fehlt also  gerade  die All­

gem eingültigkeit und Sicherheit, die m an 
von wirklicher W issenschaft erwartet. M an 
ersieht daraus: M ethoden, die auf dem  na­

turwissenschaftlichen Gebiet glänzende Er­

folge zeitigen, lassen sich nicht einfach auf 
den M enschen  und die Erziehung übertra­

gen.

ln den Auseinandersetzungen um  die 
Schulpflicht für die Fünfjährigen ist EDCBAe i n  Be­

griff schon fast zum  Schlagwort geworden: 
die Chancengleichheit. Durch diesen Be­

griff wird  jeder, der  sich  gegen gesetzlichen 
Zwang  im  Vorschulbereich  wendet, schnell 
zum  Gegner der „sozialen Unterschicht“ 
gestem pelt. Kinder dieser Schicht erhalten, 
so hat m an herausgefunden, im  Elternhaus 
nur relativ  wenig „Anregungen“ für ihre 
geistige Entfaltung, und, wenn sie zur 
Schule kom m en, sind  ihre Fähigkeiten im  
allgem einen weniger entwickelt als wenn 
sie  in  einer Fam ilie der  sozialen  Oberschicht 
aufgewachsen wären. M ag dies im  Einzel­

fall auch  ganz anders sein; nicht zu  leugnen 
ist die ständig wachsende  Anzahl sozial ver­

nachlässigter Kinder. Es ist also durchaus 
berechtigt, ja  notwendig, die sozialen Ver­

hältnisse so um zugestalten, daß diesen  Kin­

dern  eine reichere und m enschlich wertvol­

lere Erziehung  zuteil werden kann.

Die Frage ist nur, ob staatlich  verordne- 
te Vorschulklassen für alle Fünfjährigen 
(oder gar alle Dreijährigen) in dieser Rich­

tung  weiterhelfen können. M an wird uns 
vielleicht antworten, daß  doch  gerade da­

durch  alle  Kinder  nach  dem  neuesten  Stand 
der  W issenschaft optim al gefördert würden. 
Nim m t m an aber diese wissenschaftlichen 
Ergebnisse genauer unter die Lupe, so fallt 
auf, daß  sie sich in vehem enten Gegensatz 
zu  wissenschaftlichen Theorien entwickel­

ten, die noch  vor zehn Jahren  volle „Gül­

tigkeit“ hatten. Die dam alige „m odernste 
W issenschaft“ entstand  wiederum  aus ei­

ner Kritik noch weiter zurückliegender 
Richtungen und diese sind, —  was sehr be­

zeichnend ist 
heutigen Bestrebungen gar nicht unähnlich. 
So gleichen gewisse m aschinelle Lehrpro­

gram m e, die heute als der letzte Schrei ge-

M an m uß  nun fragen, ob  dies nicht gera­

de daran liegt, daß  wahre Pädagogik stän­

dig aus dem  unm ittelbaren Kontakt m it 
den Kindern entwickelt werden m uß, wäh­

rend  in  den Staatsschulen Lehrpläne, Lehr­

m ethoden und Lehrziele  vom  M inisterium  
vorgeschrieben werden? Sollte nicht die­

ser Um stand der eigentliche Grund dafür 
sein, daß sich  jedes Schulprogram m  schließ­

lich als ungenügend  erweist? Dann wäre 
die Vorverlegung  der Schulpflicht gerade 
der verkehrteste W eg zu besserer Bildung, 
denn dadurch  würde der Raum  für freie pä­

dagogische Initiativen weiter verkleinert. 
W ürde m an dabei nicht die triviale, aber 
doch  im m er wieder unerwartete Erfahrung 
m achen: dreim al abgesägt und im m er noch 
zu  kurz?

Freilich gibt es sicher auch wertvolle 
Richtungen für die Kindergartenpädagogik  
und m ancher wird vielleicht fragen: W ar­

um  setzen  sie sich  nicht durch? W äre es

in m ancher Hinsicht den
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Schicksale heute viele Kinder durchlaufen 

m üssen, weil Prüfungsangst, Notenterfor 
und Sitzenbleiberelend ihre Entwicklung 
bis ins Körperliche hinein belasten. M an 
m uß  heute ganz ernstlich fragen —  ohne 
dabei irgendeine Personengruppe angreifen 
zu wollen
günstigung für die m enschliche Gesam tent- 
wtcklung ist, eine längere Schulzeit zu 
durchlaufen. Jedenfalls wird eine frühere 
Einschulung die bestehenden Problem e 
nicht lösen, sondern  nur neue heraufbe­
schwören.
Unsere Verfassung hat ausdrücklich  die 
Bedeutung der Fam ilie anerkannt. „Pflege 
und Erziehung der Kinder sind das natür­
liche Recht der Eltern und die zuvörderst EDCBA
i h n e n  obliegende Pflicht. Uber ihre Betäti­
gung wacht die staatliche Gem einschaft.“, 
heißt es in Art 6, Abs. 2 des Grundgeset­
zes. In der jeweils einm aligen Schicksals­
gem einschaft der Fam ilie ist wahrhaft in­
dividuelle Erziehung  m öglich. Es m uß  den 
Eltern  überlassen bleiben, ob  und  auf wei­
che W eise diese Erziehung  ergänzt werden 
soll. Hier m uß die Gleichheit hinter der 
Freiheit zurückstehen. Denn bei welchem  
Alter und welchem Um fang soll sonst der 
Eingriff in die Fam ilie aufhören? Auch 
die Dreijährigen, ja die Einjährigen sind 
schon  verschieden „vorgebildet“.

Es bleibt nur die M öglichkeit, den Vor­
schulbereich als Raum freier Pädagogik 
anzuerkennen und  von staatlicher Planung 
frei zu lassen. Es zeigen sich ja auch  über­
all Initiativen, die neue Form en von Kin­
dergärten gründen wollen. M ag vieles an 
diesen Versuchen schlecht sein. M an wird 
Erfahrungen sam m eln und sich korrigie- . 
ren m üssen. Viel schlim m er wäre es, wenn 
jede Richtung um allgem eine Anerken­
nung  und staatliche Einführung  käm pfen 
m üßte, denn dabei wird sich kaum  etwas 
Gutes durchsetzen, und Korrekturen sind 
äußerst langwierig. W er Sorge hat, daß 
Freiheit im Kulturbereich m ißbraucht 
wird, befindet sich in der Gesellschaft der 
Despoten. Freiheit kann  nicht ohne Risiko 
sein. Es wäre heute notwendig, das Risiko

nicht ein großer Segen, wenn sie allgem ein­
verbindlich eingefuhrt würden? Nun 
kom m t aber bei einer m enschengem äßen  
Pädagogik  alles darauf an, daß  Lehrer und 
Eltern sie vollkom m en innerlich  bejahen, 
sie zu ihrer eigenen  Sache m achen. Als blo­
ße Verpflichtung  von  außen  m üßte sie sich 
bald in ihr Gegenteil verkehren. Außerdem  
wird es im m er die verschiedensten Rich­
tungen geben, die bei der Planung zum  
Zuge kom m en  wollen. Deren Begründern  
und Vertretern  ist es —  das gilt vor allem  
für die  Gegenwart  -  erfahrungsgem äß  auch 
um  Prestigegewinn, politischen  Einfluß  und 
wirtschaftliche  Vorteile  zu tun, die tatsäch­
lich häufig m it der Einführung einer be­
stim m ten Richtung  verbunden sind. Um  
diese Vorteile zu erreichen, werden alle 
M ittel der psychologischen  M assenbeein­
flussung  eingesetzt und zwar naturgem äß  
um  so intensiver je weniger es einer Rich­
tung  um  eine m enschenwürdige Erziehung 
zu tun  ist.

Das schwerste Hindernis lur die positive 
W irkung  staatlicher Erziehungsprogram m e 
ist aber das Berechtigungswesen. W enn  der 
Staat die Eltern  zwingt, ihre Kinder in  be­
stim mte Schulen zu schicken, so m uß er 
auch die-Fortschritte der Schüler beruflich 
verbindlich  bestätigen. Solche Bescheini­
gungen (Zensuren) sind -  weil Bestätigun­
gen durch  den Staat naturgem äß  Rechts­
charakter tragen - nur dann „gerecht“, 
wenn  ihnen  ein  m öglichst objektives Prü­
fungsverfahren zugrunde  liegt. Die Staats­
schule kann -  trotz aller gegenteiliger Ver­
sicherungen — das Prinzip von Leistung 
und Auslese nicht m issen. (Es nützt z.B. 
nichts, wenn im „Strukturplan für das 
deutsche Bildungswesen“ gesagt wird, daß 
die Kinder nicht m ehr sitzen bleiben  wer­
den, sondern nur eventuell in einer Stufe 
„länger bleiben“ m üssen.) Durch  Vorver­
legung des Einschulungsalters würde der 
Leistungsdruck, der heute zahllose Kinder, 
Eltern  und  indirekt auch die Lehrer tyran­
nisiert in das Kleinkindalter hineingetra­
gen. W as das bedeutet, kann nur der erm es­
sen, der weiß, welch geradezu tragische

ob es wirklich  noch eine Ver-
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der Freiheit in  das gesam te Gebiet der Pä­

dagogik  hineihzutragen, statt den Raum  
für freie pädagogische Initiativen  weiter 

, zu verengen.
Die sozial vernachlässigten Kinder sind 

letztlich das Erbe des Erziehungssystem s 
der Vergangenheit. Hier m üßte der Hebel

angesetzt werden. Freie  Kindergärten, freie 
Schulen, freie Universitäten können  einen 
sozialen  Organism us hervorbringen, in dem  
soziale  Gerechtigkeit und  individuelle Frei­

heit sich  zu  m enschenwürdigen  Dasein  ver­

einigen.

Herm ann Bauer

Schweizerische Vereinigung für ein freiheitliches Erziehungswesen

Entwürfe für Neufoim ulierungen der Artikel 4 (M enschenrechtsartikel) 

und 27 (Bildungsartikel) der Schweizerischen Bundesverfassung

Vorbem erkung

Die vorliegende Arbeit wurde im Somm er 1970 der Arbeitsgruppe für die Vorberei­

tung einer Totalrevision der Bundesverfassung eingereicht. Bei den Verfassern und M it­

unterzeichnern handelt es sich einerseits uni Persönlichkeiten, die von Berufes wegen m it 
Erziehungs- und Bildungsfragen zu tun haben, andererseits  um  solche, die sich seit langer 
Zeit m it den Problem en auf diesem  Gebiet befaßt haben und an Lösungen im Geiste 
schweizerischer Freiheit interessiert sind.

Entwurf für  Art. 4 BV  
(M enschenrechtsartikel)

Entwurf für Art. 27 BV  (Bildungsartikel).^.

Alle Schweizer, Schweizerinnen und die 
anderen in der Schweiz wohnenden M en-' 
sehen sind vor dem  Gesetze gleich. Es gibt 
in der Schweiz keine Untertanenverhältnis­

se, keine Vorrechte des Ortes, der Geburt, 
der Fam ilie oder Person.

Der Grundsatz der Achtung vor dem  
M enschen als Individualität ist Grundlage 
für jede aus der vorliegenden Verfassung 
notwendige Entscheidung. Niem and darf 
zur Anerkennung einer M einung, eines 
Glaubens oder einer These gezwungen wer­

den. Die Bildung  von M einungen und An­

sichten ist in die Freiheit der Individualität 
gestellt.

Die Forschung auf allen Gebieten ist 
frei.

Bildungsfecht

Im Sinne von Art. 4 hat jedes in der 
Schweiz wohnende Kind ein Recht auf 
Erziehung und allseitige Bildung zum  gan­

zen M enschen, unabhängig  von seiner 
konfessionellen, weltanschaulichen  oder 
standesm äßigen Herkunft. Diesem  Recht 
dürfen keine Schranken gesetzt werden.

fcltem ptlicht

Die Verantwortung für die Erziehung 
und Bildung der Kinder bis zu deren 
Volljährigkeit tragen die Eltern  oder de­

ren  gesetzliche Vertreter. Sie sind in der 
W ahl der Schulen frei;

. Autonom ie des Erziehungs- und Bildungs­

wesens
Die Erzieher und Lehrer erfüllen den 
Bildungsauftrag in freier pädagogischer 
Tätigkeit und in Verantwortung  gegen-

Das Recht jedes M enschen auf Entwick­

lung  der  in  ihm  liegenden  Fähigkeiten  wird 
als Grundrecht anerkannt.
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ErläuterungenhgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA zum Entwurf von Art. 4 
und Art. 27 BV

über dem  werdenden M enschen und der 
Öffentlichkeit.

Zuständig für die Gestaltung  einer Schu­

le ist deren Lehrerschaft, die in freiem  
Einvernehm en m it den Eltern  zusam ­

m enwirkt. Die Lehrerkollegien der ein­

zelnen Schulen ergänzen sich selbst. Die 
Schulen gewähren der interessierten Öf­

fentlichkeit periodisch Einblick in ihre 
Ziele und ihre Tätigkeit.

Überwachung des Bildungsrechtes und  Ga­

rantie der Autonom ie

Bund und Kantone überwachen das 
Recht des  Kindes auf  Erziehung  und  Bil­

dung, garantieren die Autonom ie des 
Erziehungs- und Bildungswesens und 
schützen es vor politischen und wirt­

schaftlichen Sonderinteressen.

Alle der allgem einen Erziehung  und Bil­

dung dienenden Schulen sind hinsicht­

lich  der finanziellen  Förderung durch 
den Staat grundsätzlich gleichgestellt, 
ebenso die Anstalten der Lehrerbildung. 
Staats- und Privatschulen bem ühen sich 
in freier Konkurrenz um  die Erziehung 
und Bildung. Aus der Finanzierung, ob 
staatlicher oder anderer Art, darf keiner­

lei Abhängigkeit hergeleitet werden. Al­

le Schulen m üssen so eingerichtet wer­

den, daß sie von Angehörigen jeden 
Standes besucht werden können.

Berufsschulen

Die Bildung zu Berufen ist von Bund 
und  Kantonen  zu fördern im  Sinne der 
für die allgem eine Bildung gegebenen 
Bestim m ungen.

Schuleintrittsalter, Schuljahresbeginn und

Dauer der Schulpflicht

Die Kantone  regeln gem einsam  m it dem  
Bund gesam tschweizerisch das Schulein­

trittsalter  und  den  Schuljahresbeginn  m it 
der M öglichkeit der Berücksichtigung 
individueller Varianten im Sinne der 
Vorschläge der Eltern und der Lehrer­

schaft.

Die Dauer der obligatorischen Schul- ‘ 
pflicht beträgt m indestens 8 Jahre.EDCBA

1 . G r u n d s ä t z l i c h e s

Die Unterzeichneten  sind der Überzeu­

gung, daß  nicht von  m om entanen  M acht­

gruppierungen oder deren Ideologien be­

stimm t werden darf, z u  was und wie das 
Kind gebildet werden soll, weil das heran- 
wachsende M enschenkind  von allen Kul- 
turem m genschaften frei ist. Sie vertreten 
auch die Überzeugung, das m enschliche 
Erkenntnisverm ögen sei nicht so unver­

bindlich geartet, daß  der Inhalt der die Er­

ziehung bestim m enden W ahrheiten aus­

wechselbar sei, je nach  den  Zielen, welche 
ein  politisches, weltanschaulich-religiöses 
oder wirtschaftliches M achtgebilde zur Or­

ganisation oder Beherrschung von M en­

schenm assen sich gesetzt hat. Sie sehen  in 
Bestrebungen dieser Art einen  Rückfall in 
alte Sozialform en oder ein W iederaufleben 
uralter Bevorm undungen  der m enschlichen 
Individualität. Solchen Bestrebungen  wirk­

ten  die Freiheitsimpulse, die ursprünglich 
zur Gründung  der schweizerischen Eidge­

nossenschaft geführt haben, entgegen. Die 
Unterzeichner glauben  auch, daß  es nicht 
statthaft ist, die Beurteilungen, M einungen 
und  W issenssätze.alter Generationen, wel­

che zur Festigung der M achtpositionen  zu 
Gewohnheits- und  juristischen Rechten  ge­

ronnen  sind, der heranwachsenden  Genera­

tion aufzudrängen.

Um  deutlicher zu werden: es gilt in der 
W issenschaft die Vorstellung  von  den  Er­

kenntnisgrenzen und deren Unübersteig- 
barkeit. Sie hat als W eltanschuung  dom i­

niert und  zu  den Anschauungsform en  ge­

führt, die den  M enschen als W esen sui ge­

neris aus den Augen verloren haben. M it 
dieser Erkenntnisbeschränkung hat sich 
der  Staat verbunden. Und  da  diesem  Pflicht 
und Recht übergeben  worden ist, für die 
Erziehung  resp. Schulbildung  nicht nur zu 
sorgen, sondern deren  M ethode und Lehr­

inhalte zu bestim m en, ist es keineswegs 
. verwunderlich, daß  das Sachwissen  auf  die
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gegenwärtige W issenschaft, die in  ihren Ur­

teilen m aterialistisch orientiert ist, einge­

schränkt wurde. Die heutige W issenschaft, 
für welche absolute Geltung beansprucht 
wird, ist deshalb nur im  Stande, einen  Teil 
der W issenschaft vom  M enschen  bearbeiten 
zu können. Der M ensch ist ein geistiges, 
selbstbewußtes W esen, wovon alle seine 
Äußerungen im  Leben  und in  der Kultur 
Zeugnis ablegen.

Auch weisen wir darauf hin, daß die 
m eisten das M enschendasein betreffenden 
Problem e keineswegs gelöst sind und eine 
Auseinandersetzung selten  in so  heftiger 
und  verwirrender Art wie heute um  die Er­
kenntnis der Lebensproblem e, der M anipu­
lation, der Befreiung, der Entm ündigung 
und  der Selbstverantwortlichkeit entbrannt 
ist. M an kann sehr wohl bem erken, daß 
M einungen und  W issenssätze, die dem  Er­
kenntnisgebiet angehören, sich m it der 
W irtschaft und der Politik  verbinden, um  
sich  Geltung  im  sozialen  Leben  und in der 
Bestim m ung des Tuns und Lassens der 
m enschlichen Individualität zu  verschaf­
fen. Von allen solchen Tendenzen sollte 
aber gerade das aufwachsende, der M en­
schenbildung  bedürftige  Kind  bewahrt wer­
den. Es  ist unserer Überzeugung  nach  nicht 
angängig, einer nur einseitig  und bewußt 
in ihrem  Erkenntnisstreben sich  einschrän­
kenden W issenschaft staatliche Gültigkeit 
für ein um fassendes Gebiet, wie es die Bil­
dung zum  M enschen ist, zu  verleihen. Es 
m uß der Staat vielm ehr dafür sorgen, daß 
auch hier nicht Einseitigkeit und Einen­
gung, sondern freie Entfaltung  der Geistes­
gaben und der Erkenntniskräfte zum  Er­
reichen im m er neuer Gesichtspunkte auf 
allen Gebieten des M enschendaseins wirk­
sam  sein können. Die EDCBAE i n s i c h t  m uß  ent­
scheidend sein, nicht die Doktrin  zu wel­
cher ,,der m om entane Stand der W issen­
schaft“, nicht zuletzt durch Verleihung 
staatlicher Autorität oder durch  wirtschaft­
liche Propaganda, so leicht wird. M it ande­
ren W orten: in Erkenntnisangelegenheiten 
der M enschen soll der Staat keine Partei 
ergreifen  dürfen. Hat früher der Staat ande­

ren, weltanschaulich bestim m enden M äch­
ten, wie die Geschichte lehrt, m it Recht 
die Schule entzogen und sie so befreit, so 
m uß heute eingesehen werden, daß der 
Staat nicht m ehr als Befreier der M enschen 
auftritt, wenn er die Schulerziehung  sei es 
seiner Staatsideologie, sei es einer sich be­
schränkenden  oder Zwecken, Form ungs­
zielen u.s.f. festsetzenden W issenschaft 
übergibt. Es ist eine leicht zu erreichende 
Einsicht, daß  heute alle wesentlichen Er­
kenntnisse im  Flusse sind. Das ist m ensch­
liches W erden und Entwickeln, das sich in 
schönster Art auch  in  der Kindheit zeigt. 
Nicht wie wir das Kind form en wollen, 
darf  m aßgebend sein, sondern  wie das  Kind 
seine ungekannten Fähigkeiten in m en­
schengem äßer Art ihm  entsprechend  ent­
wickeln kann, m uß angestrebt werden, 
gleichgültig, ob  es, einm al selbständig er­
kennend geworden, die Anschauungen, 
Einsichten und das W issen der Elterngene­
ration übernim m t, widerlegt, neugestaltet 
oder bereichert. Es ist eben der M enschen- 
Natur und der heutigen Entwicklungsstufe 
der M enschheit entsprechend, hier weder 
Vorschriften zu m achen noch Ansprüche 
zu stellen, wie die Zukunft der folgenden 
Generation auszusehen hat.

Es soll also die größte Freiheit auf dem  
Gebiet des Geisteslebens herrschen. W ir 
sind  uns bewußt, daß  dam it ein Im puls zu 
bewußter M ortalität angeregt wird. Dies 
wurde  von  Rudolf Steiner als  Lebensgrund­
lage der M enschengem einschaft bezeichnet 
und konkret dargestellt. Und  M enschen­
tum  —  betrachte m an es wie im m er —  ist 
ohne aus Freiheit errungener M oral über­
haupt nicht m öglich. Dies hat sich im m er 
wieder in  der  Gesinnung  der besten Schwei­
zer gezeigt.

2. Z u  d e n  e i n z e l n e n  A b s c h n i t t e n  
v o n  A r t . 2 7

Bildungsrecht, Bildungsauftrag

Im  bisherigen  Art. 27  der BV  ist nur  fest­
gehalten, daß der Prim arunterricht obliga­
torisch und  in den öffentlichen Schulen
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unentgeltlich ist. Nachdem  das Recht jedes 
Kindes auf Erziehung  und Bildung  bereits 
vor 200 Jahren von Pestalozzi gefordert 
worden war und heute die Bildung als 
zentrale Aufgabe des 20. Jahrhunderts er­

kannt wird, m uß das Recht jedes in der 
Schweiz wohnenden  Kindes auf  allseitige 
Bildung zum  ganzen  M enschen unbedingt 
in der BV  verankert werden.

W as allseitige Bildung  zum  ganzen M en­

schen ist, kann im  Sinne der einleitenden 
Ausführungen nur von den in der Erzie­

hung tätigen Pädagogen in der täglichen 
Begegnung m it dem  Kinde erfahren  und 
erkannt, aber niem als durch irgendwelche 
Gremien  von außen her bestim m t werden. 
Der Erzieher wird sich zwar —  gerade in 
der Schweiz —  von der Vorarbeit bedeu­

tender Geister wie Johann Heinrich  Pesta­

lozzi, Heinrich Zschokke, Ignaz Vital 
Troxler, Jakob Burckhardt, Rudolf Stei­

ner, Conrad Englert usw. anregen lassen, 
aber nur er selbst kann die in dem  ihm  an­

vertrauten Kinde schlum mernden, indivi­

duellen Veranlagungen erkennen  und das 
pädagogische Klim a schaffen, in welchem  
sie sich entfalten und zu individuellen Fä­

higkeiten  entwickeln können. Deshalb  darf 
auch allgem einmenschliche Bildung nicht 
von den Lernleistungen  abhängig gem acht 
werden, sondern  m uß  allen  Kindern  —  auch 
entwicklungsgehem m ten  Kindern, even­

tuell durch Sonderschulung -  zugutekom­

m en.

und in den kantonalen Schulgesetzen um ­

schrieben, aber im  Hinblick auf die Gefah­

ren einer verwahrlosenden  Jugend sollte 
der Schutz der Fam ilie als Urzelle m ensch­

licher Gem einschaft gewährleistet und die 
Verantwortung und Aufgabe der Eltern ge­

genüber ihren Kindern durch diesen Ab­

satz des Bildungsartikels stärker ins Be­

wußtsein des Volkes treten.

Autonom ie des Erziehungs- und Bildungs­

wesens

Soll der M ensch die M ächte des m oder­

nen Lebens m eistern, so m uß er zu sich 
selbst und seiner wahren Bestim m ung als 
M ensch erwachen lernen. Das kann im  er­

wachsenen M enschen nur durch ständige 
W eiterbildung  und Selbsterziehung  gesche­

hen, was aber wiederum  durch die Erzie­

hung und Bildung des Kindes veranlagt 
werden  m uß. Ein solches  Bildungsziel kann 
aber von den Erzieher- und Lehrerpersön­

lichkeiten nur erkannt und  angestrebt wer­

den, wenn sie ihre pädagogische Tätigkeit 
zugleich in Freiheit und Verantwortung 
gegenüber dem  werdenden M enschen  und 
der Öffentlichkeit ausüben können. 
Solche freie pädagogische  Tätigkeit m uß 
auf  einem  persönlichen, auf Verständnis 
und Vertrauen beruhenden Verhältnis von 
Lehrer, Eltern, und Kindern basieren, dem  
Vertrauensverhältnis von Arzt und  Patient 
vergleichbar. Lehrer und Erzieher stehen 
dadurch in einer Verantwortung, die an 
keine andere Instanz delegiert werden 
kann. Deshalb m üssen den für die Erzie­

hung  und Bildung Verantwortlichen  auch 
die entsprechenden  Kom petenzen einge­

räum t werden: Die Lehrer gestalten den 
Unterricht nach M aßgabe der pädagogi­

schen Notwendigkeiten, und die Lehrer­

kollegien organisieren und verwalten die 
Schulen selbständig. Aus dieser Autono­

m ie ergibt sich auch, daß  sich die Lehrer­

kollegien selbständig ergänzen m üssen; 
denn nur sie besitzen die pädagogische 
Kom petenz, um  die Eignung  eines Kandi­

daten für den Lehrerberuf beurteilen zu

Dagegen wird m an selbstverständlich  die 
Ausbildung besonderer Fähigkeiten für be­

stim m te Berufe von den Leistungen abhän­

gig m achen m üssen. W ir m öchten Vorschlä­

gen, daß  die wichtigsten Grundsätze der 
Berufs- und Hochschulausbildung in be- 
sondern Artikeln in der neuen BV  festge­

halten werden.

Elternpflicht

Der Staat kann und darf den Eltern die 
Verantwortung  für die Erziehung ihrer  Kin­

der nicht abnehm en. Zwar sind die Erzie­

hungsrechte der Eltern im  Zivilgesetzbuch
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oder gar dirigieren wollen. So wie die in 

den m odernen, dem okratischen Staaten 
eingeführte, von M ontesquieu 1748 gefor­

derte Gewaltentrennung sich längst als ei­

ne glückliche Einrichtung erwiesen hat, 
wäre die Verwirklichung der schon vor ein­

einhalb Jahrhunderten von Ignaz Paul Vi­

tal Troxler geforderten Autonom ie des Er- 
ziehungs- und Bildungswesens eine echt 
schweizerische und für das Zusam menle­

ben der europäischen Völker zukunftswei­

sende Tat. Troxler form ulierte diese For­

derung in seinen eigenen, kraftvollen W or­

ten: „Die Schule ist wie Kirche und Staat 
ein ganzes, volles, rundes, für sich beste­

hendes Sozialsystem....... Vor allem der

Schule, wie der Kirche und dem  Staat und 
Haus, ein eigenes Bereich m it Autonom ie 
und  Interdependenz  -  weder im perialistisch 
noch papistisch,und nicht staatliche, noch 
kirchliche, katholische oder protestanti­

sche Bevogtung. —  Die Schule steht wenig­

stens in gleicher Dignität m it Kirche und 
Staat da, und als Erziehungsm acht des Gei­

stes über der weltlichen und  geistigen Re­

gierung.“ (I. P. V. Troxler, Fragm ente her­

ausgegeben  von W , Äppli).

Auch Rudolf Steiner hat vor einem  hal­

ben Jahrhundert die Befreiung  des Erzie- 
hungs-und  Schulwesensaus der staatlichen  
und  wirtschaftlichen Bevorm undung  erneut 
als eine der wichtigsten Zeitforderungen 
erkannt und in  vielen Aufsätzen, Vorträ­

gen und Schriften dargestellt und begrün­

det.

können. In  der bisherigen durch den Staat 
beaufsichtigten Praxis der Lehrerwahl, wa­

ren  es schließlich doch auch einzelne Leh­

rer, die als Fachexperten die Eignung eines 
Kandidaten zu begutachten  hatten.

Da das Schulwesen im beschriebenen 
Sinne wohl frei, aber keineswegs eine Pri­

vatangelegenheit der Lehrerschaft sein 
kann, legen die Schulen der interessierten  
Öffentlichkeit, zu  der  nicht nur die Eltern, 
sondern auch andere Kreise der Gesell­

schaft (z.B. die Presse, kulturelle Ver­

bände usw.) gehören, periodisch Rechen­

schaft über ihre  Arbeit und  Ziele ab. Durch 
die bei solchen Gelegenheiten entstehen­

den  Gespräche kann die Lehrerschaft W ün­

sche und Anregungen  der Öffentlichkeit 
entgegennehm en und die vielgestaltigen 
Bedürfnisse der Gesellschaft bewußter er­

kennen, ohne  jedoch  dadurch in ihrer pä­

dagogischen Autonom ie eingeschränkt zu 
werden. Vor allem  kom m t der Zusam men­

arbeit m it den  Eltern  in  einem  freien  Schul­

wesen eine enorm e Bedeutung zu, indem  
die Eltern am  Leben der Schule bewußter 
Anteil nehm en  und die Arbeit der Kinder 
zu Hause besser unterstützen können. Ein 
gutes Einvernehmen zwischen Lehrer und 
Eltern ist ja doch für eine fruchtbare Ent­

wicklung der Kinder ausschlaggebend.

Überwachur>g des Bildungsrechtes und 
Garantie der Autonom ie

Da der Bildungsauftrag Rechte und 
Pflichten zwischen Kindern, Eltern und 
Lehrern bewirkt, m uß deren Erfüllung 
durch den Staat auch  überwacht werden. 
Es ist aber auch Aufgabe der Gesetzge­

bung, den Autonom iebereich  der in der Er­

ziehung und Bildung  tätigen M enschen ab­

zustecken und zu garantieren und diesen 
Freiheitsbereich  gegen die M achtansprü­

che irgendwelcher Sonderinteressen zu 
schützen. Hierbei kann es sich um  politi­

sche Ideologien oder um Interessen von 
Industrie- oder W irtschaftsverbänden han­

deln, die die Bildung der Jugend für ihre 
gruppenegoistischen Zwecke beeinflussen

Heute, wo die Schweiz ihre Bundesver­

fassung neu gestalten will, wäre die letzte 
Gelegenheit zu dieser Befreiung des Gei­

stes- und des Schullebens aus der Bevor­

m undung durch den Staat und die W irt­

schaft. Zur Verwirklichung dieser alten 
schweizerischen und zugleich  m odernen 
studentischen Forderung braucht es aller­

dings Denk-Aktivität, Denk-M ut und Denk- 
W ille! Oder sind wir durch den W ohlstand 
bereits derart verführt, daß wir diese echt 
eidgenössischen Fähigkeiten schon ganz 
verloren haben?
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Schulen und Finanzierung Verfasser und  M itunterzeichner der vorlie­

genden Eingabe 

Gian-Andrea Baiaster

Dr. phil. Professor am  Technikum  W in­

terthur, in Zürich 
W erner Beiart

Dr. m ed. prakt. Arzt FM H, Schularzt der 
Rudolf Steiner-Schule, Bern 

Andreas Dollfus

dipl. Ing. ETH, Lehrer an der Rudolf- 
Steiner-Schule, Zürich 

Francis Engel

M usikpädagoge, Direktor des Konserva­

toriums Biel 
W alter Fehlm ann 

Lehrer, Niederlenz 
Louis Geim ond

professeur, Ecole d’infirm ieres et d’in- 
firm iers de l’Höpital cantonal de Lau? 
sänne, Rivaz 

Paul Jenny

Dr. iur. Rechtsanwalt, Vorsitzender der 
Freien Schulvereinigung i.m . W alter 
W yssling, Zürich 

Hans Erhard Lauer

Dr. phil. Schriftstellerund Lehrer in Ba­

sel (deutscher Staatsangehöriger, der 
aber die Schulzeit und 30  weitere Jahre 
in  der Schweiz verbrachte)

M aurice M artin

Dr. sc. techn. Professor an der Höheren 
Technischen  Lehranstalt Brugg-W indisch 
in Zürich 

Louis M athez

Buchhalter in Zürich 
Franco Piffaretti

Dipl. Ing. ETH, Direttore Azienda Elet- 
trica Com m unale, Bellinzona 

Peter Schwab

Dipl. Ing. ETH, Lehrer an der Rudolf 
Steiner-Schule Zürich 

W olfgang  von W artburg

Dr. phil. Professor an der Kantonsschu­

le Aarau und an der Universität Basel 
M ax  W idm er

Lehrer an  der Rudolf Steiner-Schule Bern 
Hans W erner Zbinden

Dr. m ed. prakt. Arzt FM H, Schularzt 
der Rudolf Steiner-Schule Zürich

Sollen die Bem ühungen um  die Erzie­

hung  und Bildung des Kindes zum  ganzen 
M enschen lebendig und wandlungsfähig  
bleiben, so m üssen neue Erfahrungen, Er­

kenntnisse und Ideen über Bildungsziele, 
Schultypen, Lehrpläne, Unterrichtsmetho­

den  usw. in freier Konkurrenz öffentlich 
m iteinander in einem  freien W ettbewerb 
stehen können. Die Eltern sollen ihre Kin­

der in  jene Schule schicken können, die ei­

ne Pädagogik anstrebt, welche ihren Vor­

stellungen  vonM enschenbildung  entspricht. 
M an darf  getrost auch die Schulwahl der 
Freiheit der Eltern überlassen und über­

zeugt sein, daß  eine gute Pädagogik  sich 
bald an ihren Früchten im  Leben der er­

wachsenen gewordenen M enschen erwei­
sen wird.

Deshalb  sollen alle der allgem einen Er­

ziehung und Bildung  dienenden Schulen 
hinsichtlich der finanziellen Förderung 
durch  den  Staat grundsätzlich  gleichgestellt 
sein. Die ständigen Bem ühungen um  eine 
wahre M enschenbildung rufen natürlich  
auch die Freiheit im Lehrerbildungswesen 
und  die  Gleichstellung  aller  Lehrerbildungs­

anstalten hinsichtlich  der finanziellen För­

derung durch den Staat, unabhängig  von 
der Pädagogik, die sie ihren Schülern ver­

m itteln auf den Plan.

Schuleintrittsalter,  Schuljahresbegm n, Dau­

er der obligatorischen Schulpflicht

Um  eine harm onische Schulbildung der 
Kinder zu erm öglichen, m üssen das Schul­

eintrittsalter und die m inim ale  Dauer der 
Schulpflicht gesam tschweizerisch  geregelt 
werden. Solche gesam tschweizerischen  
Vereinbarungen dürfen nur im  Einverneh­

m en m it den Erziehern und Lehrern fest­

gesetzt werden und sollen individuelle Va­

rianten bei schwierigen Kindern  oder be­

sonderen lokalen Verhältnissen nicht aus­

schließen. Aus praktischen Gründen kann 
auch  der Schuljahresbeginn in eine gesamt­

schweizerische Regelung einbezogen wer­

den.
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Berichte

Öffentliche Verantwortung und freie Initiative
Erster Kongreß des Verbandes freier Schulen

Zur Freiheit erziehen kann nur ein Schulwesen, das selbst frei ist

Im  Kongreßsaal des Volksbildungswer­

kes am  Eschenheim er Turm  in Frankfurt 
hatten sich vom 1. bis 3. Oktober 1971 
über 500 Vertreter freier Schulen aus allen 
Teilen der Bundesrepublik zu  ihrem  ersten 
Kongreß  zusam mengefunden.

In dem  „Verband  gem einnütziger  Schu­

len  in freier Trägerschaft“ —  wie sich die 
bisherige Arbeitsgem einschaft jetzt nennt 
-  sind einzelne Schulen und  ganze Schul­

gruppen, die sich nach  Größe  und  Organi­

sation, aber auch durch  ihre pädagogischen 
Auffassungen und Zielsetzungen zum  Teil 
erheblich  voneinander  unterscheiden, zu 
einem Interessenverband zusamm enge­

schlossen.

Das Spektrum  reicht von sogenannten 
„staatlich  anerkannten“ Schulen m it weit­

gehender Anpassung an die staatlichen  Lehr­

pläne, über weltanschaulich-religiös orien­

tierte Schulen bis zu Schulen  m it betont 
eigener pädagogischer Prägung und Lehr­

plangestaltung. Die stärksten  Gruppen  bil­

den die freien katholischen und evangeli­

schen Schulen sowie der Bund  freier W al­

dorfschulen. Es folgen die Landerziehungs­
heim e und freien Berufsschulen. Zahlrei­

che  vom  Staate unabhängige berufsorien­
tierte Ausbildungseinrichtungen  wie Lehr­

lingswerkstätten  m it und  ohne allgem ein- 
bildenden Unterricht sind noch  nicht alle 
angegliedert. Ein Zusam menschluß  ist je­

doch  im  Gange.

Das Gem einsam e aller freien Schulen 
war bisher der Kam pf um  die rechtliche 
Anerkennung eines gem einnützigen öffent­

lichen Schulwesens in freier Trägerschaft. 
Obwohl Artikel 7 Absatz 4 des Bonner 
Grundgesetzes die Errichtung freier Schu­

len  EDCBAg e w ä h r l e i s t e t ,  sofern sie den  vom  Staa­

te betriebenen Schulen  g/eicAwerr/g  (nicht 
gleichartig) sind, neigen die staatlichen 
Schulverwaltungen der Länder m ehr oder 
weniger zu einer sehr engen Auslegung die­

ses Grundrechtsartikels. W ie in den Aus­

führungen von Professor M esserschm id, 
den Referaten der beiden Geschäftsfüh­

rern des Verbandes, Dr. Hom eyer (M ün­

ster/W .) und Dr. Johann Peter Vogel (Ber­

lin) und in den Podium sdiskussionen zum  
Ausdruck kam , geraten die Schulverwal­
tungen dam it nicht nur in Konflikt m it 
dem Artikel 7 selbst, sondern auch m it 
dem Elternrechtsartikel unserer Verfas­

sung: „Pflege und  Erziehung der Kinder 
sind das natürliche Recht der Eltern und 
die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht.“ 
(Artikel 6 GG).

In dem  großangelegten Eröffnungsvor­

trag von Professor M esserschm id (Akade­

m ie Tutzing) kam  die Bedeutung  des Er­

ziehungswesens für die gesellschaftliche 
Entwicklung —  ob freiheitlich oder tota­

litär -  in überzeugender W eise zum  Aus­

druck. (Siehe auch Überschrift zu unserem  
Bericht.) Auch Dr. jur. Johann Peter Vo­

gel stellte in seinem  Vortrag „Öffentliche 
Verantwortung und freie Initiative“ die 
gem einnützigen (öffentlichen) Schulen in 
freier Trägerschaft gleichberechtigt und 
gleichrangig neben die Schulen in staatli­

cher Trägerschaft. In dem selben Sinne be­

stim m te Dr. M ichael Kranich (Stuttgart), 
Leiter des pädagogischen Sem inars des 
Bundes  der  freien  W aldorfschulen, die  freie 
Schule als integrierendes Glied der  freiheit­

lichen Dem okratie und kam  in seinem  Eim  
führungsvortrag  über M odelle der Koope-
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ration zu entsprechenden Form en der Zu­

sam m enarbeit der an der Schule unm ittel­

bar beteiligten Lehrer, Schüler und Eltern.

Auch die Podium sdiskussion m it den 
beiden Kultusm inistern, Dr. Bernhard Vo­

gel, Rheinland/Pfalz, und Dr. von Friede­

burg, Hessen, unter der souveränen Ge­

sprächsleitung  von Professor Dr. Helmut 
Becker, Direktor des M ax Planck-Instituts 
für Bildungsforschung, Berlin, kam  zu dem  
Ergebnis, daß  Freiheit nicht ein Sonder­

recht einzelner Gruppen sei, sondern  in der 
dem okratisch verfaßten Gesellschaft für EDCBA
a l l e  Schulen -  auch  die in staatlicher Trä­

gerschaft -  zu  gelten habe. Die freie Schu­

le hätte gegenüber der staatlichen den 
„Vorteil“ der größeren M obilität und der 
Chance zur Verwirklichung  neuer pädago­

gischer Ideen, obwohl solche „Versuche“ 
bis heute nur von „nicht anerkannten“ 
freien Schulen konsequent, d.h. unter Ver­

zicht auf staatliche Anerkennung eigener 
Prüfungen und Schulabschlüsse (Berechti­

gungen) wirklich durchgeführt werden 
könnten. (Beispiel: Freie W aldorfschulen).

Es wurde deutlich, daß  m it dem  Berech­

tigungswesen der Staat bisher auch die 
freien Schulen am  kurzen Zügel hält und 
sein pädagogisches M onopol dadurch  wei­

ter behauptet.

Die Freiheit der Pädagogik  m üsse des­

halb auch für die Schulen in staatlicher 
Trägerschaft hergestellt werden. Hierfür 
leisteten die Schulen in freier Trägerschaft 
Pionierdienste. Die Äußerung des hessi­

schen Kultusministers v. Friedeburg vom  
Podium aus konnte zu M ißverständnis­

sen führen als er m einte, nur Schulen 
m it ausgeprägter eigener Pädagogik hätten 
als freie Institutionen  im  Sinne Artikel 7 
Absatz 4  GG  eine logische Existenzberech­

tigung; Schulen in freier Trägerschaft, die 
sich  den  staatlichen  Lehrplänen  weitgehend 
unterwerfen, jedoch  nicht. In  der Freiheit 
der Pädagogik als solcher verm ochte er of­

fenbar keine Grundsatzentscheidung zu se­

hen, die uneingeschränkt für alle Schulen 
in der Dem okratie gilt. Lebhaften W ider­

spruch fand diese These durch  den  Kultus­

m inister von Rheinland/Pfalz, Dr. Bern­

hard Vogel, der die Freiheit der Pädagogik  
und  dam it der Pädagogen und der einzel­

nen Schule als ein allgem ein gültiges kul: 
turelles Prinzip auch  im  Rahm en der vom  
Staate betriebenen Schulen  aufgefaßt se­

hen wollte.

Beeindruckend  und  hoffnungsvoll war 
es für den  Teilnehm er zu erleben, wie in 
der Podium sdiskussion am  Sam stag nach­

m ittag neben dem Direktor des katholi­

schen (freien) Schulwerks Baden-W ürttem ­

berg  (Giselher Hauptm ann, Esslingen), der 
Vorsitzende eines W aldorfschulvereins (der 
M arburger Physiologe Professor Herbert 
Hensel), neben der Vorsitzenden  des Bun- 
deseltem rates (Frau Gisela Freudenberg, 
W einheim ) und dem  Leiter eines Gym na­

sium s der Benediktiner (P. Dr. W infried 
Käm pfer, M eschede), der  Leiter der  Haupt­

geschäftsstelle des diakonischen W erks der 
evangelischen Kirche in Deutschland (Dr. 
Albrecht M üller-Schöll, Stuttgart) saßen 
und  in der Diskussion  über die Notwendig­

keit und Form en freier Kooperation von 
Schule und  Gesellschaft, Lehrer, Eltern, 
Schulen  und  Behörden  im  Grundsätzlichen 
zu erfreulich gem einsam en M odellvorstel­

lungen und praktischen Verwirklichungen 
kam en.

Im Ganzen hatte m an den Eindruck, 
daß  m it diesem  ersten Kongreß  ein  neuer 
Akzent gesetzt wurde in der Auseinander­

setzung um  die Freiheit der Pädagogik in 
der Dem okratie. Es blieb  jedoch  nicht bei 
einer nur negativen  Gem einsam keit: der 
Abwehr des in der Verfassungswirklich­

keit noch  im m er nicht überwundenen Al­

leinvertretungsanspruches des Staates in 
der Erfüllung öffentlicher pädagogischer 
Aufgaben. Das neue und  m aßstabsetzende 
Ereignis war der spürbare Konsens in der 
pädagogischen Kernfrage nach der W ert­

ordnung  in der Erziehung  überhaupt.

H. H. Vogel
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Tagungsbericht - Herrsching 1971 -

Autonom ie -  W ettbewerb -  Vollbeschäftigung -  Eigentum  -  M itbestim mung*

sich u.a. darin, daß  es bei dem  Versuch  der 
Realisierung  der m it den  genannten Begrif­

fen  um schriebenen  sozialen  Tatbestände 
(Funktionszusam m enhänge) ,.gleichge­

wichtige“ gleich sozial gesunde, und auch 
„ungleichgewichtige“  gleich sozial unge­

sunde Situationen  geben kann, wie Beh­

rens an  einigen Beispielen darstellte (z.B.: 
Autonom ie ohne  gleichzeitige Kontrolle 
durch  W ettbewerb kann  zum  Privileg  und 
auch  zum  M onopol werden).

Das Them a dieser Interdependenzen 
wurde dann — speziell bezogen auf den 
Bereich  der W irtschaft einerseits, auf  den 
Bereich  der  Kultur andererseits von  E. Beh­

rens  in  seinem  Schlußvortrag  nochm als  aus­

führlich  behandelt.

Von den  zu  den  genannten Begriffen im  
einzelnen  vorgebrachten  Überlegungen  läßt 
sich zusam m enfassend  einiges wie folgt in 
Stichworten skizzieren:

Die diesjährige Som m ertagung war un­

ter das Generalthem a gestellt „Fragen der 
Freiheit“ m it dem  Untertitel „Autonom ie 
-  W ettbewerb -  Vollbeschäftigung -  Ei­

gentum  —  M itbestimm ung“. Als Einfüh­

rung  in den dam it bezeichneten Problem ­

kreis und als Anstoß zur Diskussion brach­

te EDCBAE c k h a r d  B e h r e n s  am  Vormittag  des er­

sten  Tages unter diesem  Titel eine kurze 
und prägnante Darstellung dieser Begriffe 
und der dam it im  einzelnen bezeichneten 
Problem e und sozialen  Funktionszusam ­

m enhänge. Sein Anliegen bei dieser Dar­

stellung war auch, wie er eingangs form u­

lierte, bei den Zuhörern  ein kritisches Be­

wußtsein  für diese in der politischen und 
wissenschaftlichen Tagesdiskussion oft als 
„ideologische Fertigbauteile“  verwendeten 
Begriffe (oder besser: Vokabeln) anzure­

gen  und  sie für deren  zukünftigen  Gebrauch 
etwas zu „verunsichern“.

Als Ergebnis der vorgebrachten Überle­

gungen  ist u.a. festzuhalten, daß  die  genann­

ten Begriffe sachgem äß nur  jeweils im  so­

zialen Kontext erfaßt werden können, d.h. 
daß  sie begrifflich Zusam m enhängen, und 
bei ihrer Realisierung  in der sozialen Ord­

nung  interdependent sind. (Neben der be­

reits eingehender untersuchten  Interdepen­

denz zwischen den Bereichen Kultur, 
Rechtsstaat und  W irtschaft trifft m an hier 
also noch auf weitere Interdependenzen. 
Es wäre einm al wertvoll, die Beziehungen 
und Querverbindungen zwischen diesen 
auf offensichtlich  verschiedenen Ebenen 
auffindbaren Zusam m enhänge  wechselsei­

tiger Abhängigkeiten ausführlich zu  unter­

suchen!) Diese Interdependenzen  zeigen

A u t o n o m i e

nach  außen  gerichtet, zu  verstehen als Ab­

wehrbegriff
a) der Einzelpersönlichkeit (Hinweis auf 

Einführungsvortrag  Dr. L. Vogel)

b) von Institutionen, z.B. Unternehm en, 
Universitäten, Staaten bei Staaten 
nach  innen: Souveränität

Problem  bei Institutionen: M öglichkeit der 
Einschränkung  oder Beseitigung der. Auto­

nom ie ihrer M itglieder. Beispiel: Staat -  
Bürger, Staat -  Gem einden, Unternehm en 
—  M itarbeiter, Schule —  Lehrer. 
Problematik der Institution  selbst: ist eine 
Gesellschaft ohne Autonomie  m öglich? 
Institution  gleich institutionalisierte Ko­

operation 
W e t t b e w e r b

ein m ögliches Verhältnis zwischen Perso­

nen  und/oder Institutionen. 
Schutzfunktion und Kontrollfunktion des 
W ettbewerbs in  W irtschaft und Kultur: Si-

*) Bericht über die Vorträge „Autonom ie — 
W ettbewerb — Vollbeschäftigung — Eigentum  
- M itbestim mung“ von Eckhard Behrens. Ab­

druck: Voraussichtlich Fragen der Freiheit Nr. 
93/1962.
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näheren Untersuchung dieser Interdepen­

denzen  in den  beiden genannten Bereichen 

wurde  dabei im  Einzelnen  insbesondere  ge­

zeigt, daß  und wie jeweils die Autonom ie 
der Einzelpersönlichkeit oder einer Insti­

tution  durch  W ettbewerb zwar im  gesam t­

gesellschaftlichen  Interesse  kontrolliert-und 
begrenzt, aber nicht beseitigt wird,, und 
wie die M itbestim m ung als Teilnahme an 
der  Autonom ie m it dem  W ettbewerb  funk­

tionsmäßig  zusam m enhängt.

Für den EDCBAW i r t s c h a f t s b e r e i c h  lassen sich 
diese Überlegungen wie folgt zusam m en­

fassend form ulieren: im  Verlaufe der Ent­

wicklung der technisch-wirtschaftlichen 
Arbeitsteilung haben sich als autonom e 
Einheiten  herausgebildet im  wesentlichen  
auf der einen Seite die Haushalte (Kon­

sum einheiten), auf der anderen Seite die 
Unternehm en  (Produktionseinheiten). Die­

se Einheiten verfolgen ihre elem entaren 
Bedürfnisbefriedigungs- und Erwerbsinter­

essen, die in einer m arktwirtschaftlichen  
Ordnung auch  gesellschaftlich  freigesetzt 
sind und als solche aus den  genannten  In­

stitutionen  heraus keiner Selbstbeschrän­

kung  und  M achtbegrenzung unterliegen. 
Eine Kontrolle (Verhinderung gesellschaft­

lich zerstörerischer Auswirkungen) und  
Koordination dieser autonomen  Aktivitä­

ten  ist, wie  die  Erfahrung  zeigt, durch  staat­
liche Kontrolle nicht befriedigend  erreich­

bar und würde außerdem  die im  Interesse 
der persönlichen Freiheit zu schützende 
Autonom ie letztlich  zerstören. Das sowohl 
sozial befriedigende wie auch  ökonom isch  
effektive M ittel für diese Aufgabe ist die 
Kontrolle und Koordination durch  g l e i c h e  
Interessen und gleiche M acht: durch  W ett­

bewerb, und als dessen Auswirkung durch 
Verträge, in  denen  die  z.T.ikonträren  Inter­

essen zum  Ausgleich kom m en.

Das Problem , unter welchen konkreten 
Bedingungen  jeweils dieser Ausgleich zu­

stande kom mt, und insbesondere ob der 
dabei vereinbarte  Preis als  ökonom isch  und 
gesam tgesellschaftlich  gerecht akzeptiert 
werden kann, liegt dabei jenseits  der Be­
wußtseinsm öglichkeit und der Interessen

cherung der Autonom ie und deren Begren­

zung.

Autonomie ohne W ettbewerb führt zu Pri­

vilegien.

V o l l b e s c h ä f t i g u n g

nicht nur ein wirtschaftliches Problem ,und 
nicht nur rein quantitativ  zu sehen. 
Ausdehnung des Begriffes auch auf den 
kulturellen Bereich erforderlich: Vollbe­

schäftigung ist ein gesellschaftlicher Zu­

stand, in den  jede sinnvolle m enschliche 
Aktivität auch sozial aufgenom m en wird. 
Vollbeschäftigung  als Voraussetzung  der 
Autonom ie.

E i g e n t u m  ^

ist von der wirtschaftlichen  Seite her Be­

dingung der persönlichen  Autonom ie, kann 
jedoch auch Autonom ie  gefährden oder 
vernichten  (M onopolproblem!): ungleiche 
Autonom ie  durch sehr ungleiche Eigen­
tum s- und/oder Einkom m ensverteilung. 
Es ist zu unterscheiden:

das Recht, Eigentum zu haben - for­

m ell -
die faktische M öglichkeit, daß m ög­

lichst Alle Eigentum haben — m ate­

riell -
M i t b e s t i m m u n g

Teilhabe der in einer Institution befind­

lichen Individuen an der Autonomie die­

ser Institution (bisher m eist nur von we­

nigen tatsächlich  ausgeübt: Unternehm er, 
Politiker),
Problem  insbesondere in der W irtschaft ak­

tuell: m ögliche Konflikte zwischen M itbe­

stim m ung und gesam tgesellschaftlichem  
Interesse
Zusam m enhänge zwischen M itbestimm ung 
und W ettbewerb

„Die Interdependenz von Autonom ie, 
W ettbewerb und M itbestim m ung“ wurde 
für die beiden Sachbereiche W irtschaft und 
Kultur in Form  einer zusam m enfassenden 
Schlußbetrachtung am  letzten Vorm ittag 
der Tagung von Eckhard Behrens noch­

m als eingehend dargestellt. Anhand einer
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des Einzelnen. Gelöst wird dieses Problem  
durch  den W ettbewerb (=  Bestehen  m ög­
lichst vieler Alternativen für den Einzel­
nen), durch  den der soziale Gesam tzusam­
m enhang für die  jeweilige individuelle  Be­
ziehung  wirksam , dadurch  kontrolliert und 
für das gesam tgesellschaftliche Interesse 
nutzbar gem acht wird, ohne dabei die  in­
dividuelle Autonom ie anzutasten.

Die M itbestim m ung als Teilhabe der 
M itglieder einer Institution an deren Auto­
nom ie (z.B. M itarbeiter in  einer Unterneh­
m ung) steht sowohl m it der Vollbeschäfti­
gung  wie auch  m it dem  W ettbewerb in  Zu­
sam m enhang, wobei der W ettbewerb  bei 
sozial ausgeglichenen Verhältnissen auf 
dem  Arbeitsm arkt zur Vollbeschäftigung 
führt. Das Problem , ob  und  inwieweit M it­
bestim m ung  gesam tgesellschaftlich  vertret­
bar ist (z.B. m ögliche Beeinträchtigung der 
Beweglichkeit der Unternehm en) wird 
ebenfalls  bei richtigen  gesam tgesellschaft­
lichen Rahm enbedingungen durch den 
W ettbewerb gelöst, wie Behrens zeigte. 
Bezüglich der M itbestim m ung hat dem­
nach  der W ettbewerb eine doppelte Funk­
tion:

Für den EDCBAB e r e i c h  d e r  K u l t u r  bestehen 
diese Beziehungen zwischen Autonom ie, 
W ettbewerb  und M itbestim m ung ebenfalls, 
sind jedoch bisher - im Gegensatz zum  
Bereich der W irtschaft — insbesondere 
durch die staatlichen Einflüsse vielfach 
überdeckt und  deshalb  nicht so allgem ein 
einsichtig geworden. Behrens beschrieb 
diese Interdependenzen  (bzw. die durch 
deren  Nicht-Funktion bewirkten  Fehlent­
wicklungen) im  einzelnen am  Beispiel der 
Universitäten, deren  teilweise Funktions­
unfähigkeit insoweit auf einem  „sozialen 
Konstruktionsfehler“ beruht.

Danach  haben die Universitäten  heute 
zwar weitgehende Autonom ie, sind  jedoch 
fast keinem  W ettbewerb  unterworfen; es 
fehlt weitgehend die Leistungskontrolle 
und dam it der Anreiz auch zu Differen­
zierungen. Tatsächlich haben die Univer­
sitäten als staatlich garantierte Institu­
tionen  ein „Überlebensprivileg“. M it die­
sen  und anderen  Privilegien hängt zusam­
m en, daß  die bisher praktizierten  M itbe­
stim m ungsform en in den Universitäten 
ebenfalls bereits im  Prinzip funktionsun­
fähig  sind: Die  Existenz  der Universität ist 
nicht davon abhängig, ob  und wie sich die 
einzelnen  Gruppen innerhalb der Univer­
sität einigen. Statt dessen finden M acht­
kämpfe darum  statt, wer die durch  die un­
kontrollierte  Autonom ie der Universität 
bewirkten Privilegien für sich persönlich 
oder als Gruppe in  Anspruch  nehm en  darf.

a) M ittel zur Durchsetzung der M itbe­
stim m ung  (über die  Vollbeschäftigung 
auf dem  Arbeitsm arkt)

b) M ittel zur Auffindung  der gesam tge­
sellschaftlich richtigen  Form  der M it­
bestim m ung (durch  W ettbewerb auf 
dem  Güterm arkt): Eine Form  der M it­
bestim m ung ist dann gesam tgesell­
schaftlich  richtig, wenn sie die Pro­
duktivität erhöht. Herbert Spies

Bürgerinitiative und Teilhabe in der Kultur 
-  zugleich eine notwendige Auseinandersetzung  m it 
dem  Strukturplan für das deutschen  Bildungswesen

In der Reihe der Vormittagsvorträge 
„Bürgerinitiative und Teilhabe“, in der 
dieses Them a nacheinander für die Be­
reiche W irtschaft, Staat und Kultur dar­

gestellt wurde, hatte Herr Behrens das 
Them a „Bürgerinitiative und Teilhabe in 
der Kultur“  übernom m en. Seine Darsteh 
lung hatte - aus aktuellem Anlaß - im
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wesentlichen zum Inhalt zunächst eine 
Auseinandersetzung m it bestimm ten  Ten­

denzen des Strukturplanes des Bildungsra­

tes. Im  Zusam m enhang dam it wurde dann 
gezeigt, wie ein freies Schulwesen struk­

turiert sein würde als Folge des ihm  im ma­

nenten Prinzips der pädagogischen Auto­

nom ie.

Da der Vortrag Behrens dem nächst hier 
abgedruckt werden soll, kann sich dieser 
Bericht zusam m enfassend auf  einige wich­

tige Punkte -  auch  deranschließenden  Dis­

kussion —  beschränken.

Ausgangspunkt jeder Diskussion  sollte 
heute, wie Behrens einleitend  formulierte, 
die Erkenntnis sein, daß  die gesellschaftli­

che Funktion des Bildungswesens letztlich 
darin besteht zu sichern, daß die Im pulse 
für die zukünftige Entwicklung der Gesell­

schaft im  wesentlichen geistig bestim m t 
sind, d.h. primär aus der freien persönli­

chen Initiative heraus, nicht aus institutio­

nalisierten Formen. Dem  gegenüber besteht 
heute  allgemein  die -  unter anderem  durch 
das Konzept des Bildungsrates konzipierte 
-  Überzeugung, daß  die  erforderliche Neu­

gestaltung des Bildungswesens nur durch 
zentrale staatliche Planung geschehen 
könnte, nicht aber durch individuelle Ini­

tiativen „von  der  Basis her“. Ausdruck  die­

ser  Tendenz  sind insbesondere  die vom  Bil­

dungsrat geforderten, von zentralen Insti­

tutionen  zu  entwickelnden und allgem ein­

verbindlichen Curricula, deren Erfolg  (Er­

reichung der vorgesehenen Lernziele) in 
der Schule durch ebenfalls  standardisierte 
Tests laufend verfolgt werden soll. Als Ge­

gengewichte und  Korrektive gegen diese 
ganz offensichtlich zentralistischen und 
technokratischen Strukturelemente und 
der dadruch bewirkten weitgehend tota­

len Frem dbestim m ung der Schulen hält 
der Bildungsrat folgendes für m öglich und 
effektiv:

a) Beteiligung der Lehrer und EDCBAE l t e r n  am

Zustandekom m en der Lehrziele und

Curricula
b) Verstärkte Autonom ie der staatlichen

Schulen für ihre inneren Angelegenheiten

c) Anerkennung  „gleichwertiger“ Lehrzie­

le der Privatschulen, eventuell auch  M it­

bestim m ung dieser Schulen bei den  Cur­

ricula.

Die Problematik und z.T. W idersprüchlich­

keit dieser Vorschläge ist offensichtlich:

a) die M itbestim m ung im  Sinne dem okra­

tischer Teilhabe bleibt m ittelbar und 
nim m t dem System nichts von seinem  
Charakter der Frem dbestim mung,

b) die in Aussicht gestellte verstärkte Au­

tonom ie der einzelnen Schule ist wegen 
den bestehenden System zwängen  tat­

sächlich nichts weiter als eine Hilfsfunk­

tion für die Durchsetzung  der zentralen 
Curricula

c) Die M öglichkeit der Zulassung ,,gi^.~n- 
wertiger“ Lem ziele hat ihre Grenze in 
dem  bestehenden Berechtigungswesen  
(Prüfungen). Hinzu kom m t daß  der Bil­

dungsrat an anderer Stelle die geplanten 
Curricula als auf die Dauer auch für die 
freien Schulen verbindlich  erklärt haben 
will. M it dem  Prinzip der zentralen Pla­
nung ist es letztlich unvereinbar, daß 
sich einzelne Bereiche der Planung  ganz 
oder teilweise entziehen.

Die ebenfalls im  Strukturplan als Regel­

schule vorgesehene Gesam tschule in Form  
der  sogen, „dem okratischen Leistungsschu­

le“ m it dem  Anspruch Chancengleichheit 
und Individualisierung zu  verwirklichen, 
wird den Leistungsdruck aus der Schule 
nicht elim inieren, sondern noch  eher ver­

stärken.

Bezüglich der freien Schulen wird auch 
die in  der anschließenden Diskussion von 
Prof. Rum pf vorgeschlagene M öglichkeit, 
bei den  Curricula  zwischen  Zielen  und  M it­

teln zu unterscheiden („keine lückenlose 
Fernsteuerung  der didaktischen Feinstruk­

tur, nur verbindliche  Definition der Ziel­

region“) keine Lösung sein: die Bedingung 
dafür wäre unter andeem , daß  punktuelle 
Prüfungen nur  am  Ende eines Bildungsgan­

ges stattfinden dürften, was im  Gegensatz 
zum  Konzept des Bildungsrates (Kontrolle 
der Zwischenziele) steht. Außerdem  sind 
Lernziele  nur sehr schwer präzise zu for-
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m ulieren. Auch die Grundfrage, warum  

überhaupt standardisierte Lem ziele gegen­

über den sehr differenzierten und unvor­

hersehbaren Anforderungen des Lebens er­

forderlich  sind, wird  vom  Bildungsrat nicht 
beantwortet.

Ein freies Schulwesen  m it voller pädago­

gischer Autonom ie der einzelnen Schule 
und des Lehrerkollegium s (wobei zur Si­

cherung  der Autonom ie der einzelne Leh­

rer ein hohes M aß  an  W ettbewerb  zwischen 
den  einzelnen Schulen  erforderlich  ist) wür­

de folgende M erkm ale haben:

die Lehrerkollegien bilden sich selbst 
durch Konsens;

im  Verhältnis Schule zu Eltern  und  Schü­

lern bildet sich  unm ittelbare Teilhabe an 
pädagogischen Initiativen; 
die Autonom ie führt zu Differenzierun­

gen der Schulen, zu W ettbewerb, und 
dam it zu weitreichendem Schutz der 
M inderheiten;

der W ettbewerb führt dazu, daß jede 
Schule für ihre Existenz selbst verant­

wortlich ist und dabei insbesondere 
auch am  einzelnen Schüler interessiert

Ausreden dafür, warum der Plan gerade 
nicht funktioniert“ (Behrens).

Anhand  gegenwärtiger Erfahrungen in 
den Schulen könnte  jedoch -  wie m ehrere 
Diskussioosteilnehm er übereinstim m end 
erklärten —  parallel dazu dam it gerechnet 
werden, daß Leistungsdruck  und Berech­

tigungswesen allein nicht m ehr ausreichen, 
werden, die Schüler überhaupt zu Interesse 
und M itarbeit zu bewegen. Falls den  Päda­

gogen  keine M öglichkeit gegeben würde, 
neue und eigene pädagogische Initiativen  
zu entfalten —  wozu sie die volle pädago­

gische Autonom ie brauchen — wird das 
System  der  zentralen  Curricula  und  Berech­

tigungen  durch  Verweigerung  der Beteilig­

ten bald zusam menbrechen, an seine Stelle 
tritt dann die  vollkomm ene Leistungslosig- 
keit.

Herbert Spies

#

Fragen zum  Bodenrecht

ist.EDCBA
H e r r  P r o f e s s o r  D r . K ü h n , Leiter des In­

stituts für Städtebau und Landesplanung 
der Technischen  Hochschule Aachen, führ­

te m it dem  Tagungspublikum  ein  lockeres 
Gespräch über die Zusam m enhänge von 
Städtebau, Raum planung und Bodenord­

nung.

Aus seinem  großen Schatz praktischer 
Beispiele —  großen Raum planungsobjek­

ten, Stadtkem sanierung und Bebauungs­

planungen kleinerer Größenordnungen, 
die als Aufgaben das Institut für Städte­

bau und/Landesplanung in Aachen in letz­

ter Zeit beschäftigt haben —  stellte Herr 
Professor Kühn sinnlose,. Konsequenzen 
dar, die das heutige Bodenrecht erzwingt, 
weil m it dem  Boden starke Einkom m ens­

interessen verbunden  sind und planerische 
Konzepte sich diesen gegenüber nicht hin­

reichend durchsetzen können:

- In einer Kleinstadt m uß  ein Kaufhaus

isoliert vom  eigentlichen Geschäftsvier-

Eine nähere Untersuchung der Tendenzen 
des Strukturplanes ergibt insgesam t, daß 
hier offensichtlich die m eisten der dabei 
berührten sozial  wissenschaftlichen Proble­

m e entweder nicht genügend untersucht 
oder überhaupt noch nicht erkannt sind. 
Ohne daß  m ögliche  Ordnungsaltem ativen 
für den  Bildungsbereich, also  auch  die Form  
eines freien Schulwesens, überhaupt näher 
untersucht und als Grundlage für eine poli­

tische M einungsbildung diskutiert werden, 
wird hier m it einer erstaunlichen Selbstsi­

cherheit -  das'gilt ebenso  auch  für den  Bil­
dungsbericht der Bundesregierung —  das 
Zentralverwaltungssystem als das einzig  
realisierbare vorgebracht. Sollte sich diese 
Tendenz durchsetzen, so ist m öglicherwei­
se auf Jahrzehnte hinaus eine Situation  
ähnlich den W irtschaftsplänen des Ostens 
zu erwarten: stark absinkende Produkti­
vität und Effektivität, und für die Behör­

den „eine unendliche Anzahl m öglicher
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tel errichtet werden. Denn für das zum  
abgerundeten Geschäftsviertel gehören­

de Grundstück  wird ein so hoher Preis 
verlangt, daß  selbst ein kapitalkräftiges 
großes Kaufhausunternehm en das 
Grundstück nicht kauft.

—  Hier kann eine Baulücke nicht geschlos­

sen werden.

—  Großräum ige Planungen können sich 
nicht durchsetzen.

Ohne andere Vorschläge abzulehnen, 
setzt Herr Professor Kühn auf eine Reform  
des Bodenrechts nach schwedischem  Vor­

bild. Insbesondere das Stockholm er Bo­

denm odell, wonach Grundstücke über län­

gere Zeiträum e als Erbpacht —  oder Erb­

baurecht vergeben werden, wird von  ihm  
wie von m anchen Kom m unalpolitikern, 
z.B. von Dr. Vogel, Oberbürgerm eister in 
M ünchen, bevorzugt. Die schlechten Erfah­

rungen, die insbesondere die Stadt W olfs­

burg m it dem  Erbbaurecht gem acht hat, 
lassen  es  jedoch  fraglich  erscheinen, ob die­

ses M odell die dam it verbundenen Erwar­

tungen  erfüllen kann.

Herr Professor Kühn besitzt verschiede­

ne Erfahrungen auf dem  Gebiet der Bür­

gerinitiativen. Dort, wo sich Bürger gegen 
Planungswillkür und starke Planungsinter­

essen wehren wollten, hat er selbst —  völ­

lig unprofessoral —  Bürgerinitiativen initi­

iert und m itorganisiert. Herr Professor 
Kühn ist nach seinen Erfahrungen der An­

sicht, daß Bürgerinitiativen wesentlich 
wirksam er sein können,  wenn  W issenschaft­

ler ihr Fachwissen Bürgerinitiativen zur 
Verfügung stellen. —  Bedauernd m üßte er 
allerdings eingestehen, daß die m eisten 
Bürgerinitiativen auf dem  Gebiet der bo­

denordnenden  Planung auch  von Einkom­

m ensinteressen der betroffenen Grund­

stückseigentüm er ausgelöst werden.

Zwei Ingenieure  EDCBA{ G ü n t e r  F r i e d r i c h  und 
R a i n e r  S c h r ö d e r )  und zwei Juristen  { W i e ­

g a n d  K a h l  und  J o b s t  v . H e y n i t z )  haben in 
M ünchen Problem e zur Reform  des Boden­
rechts von Novem ber 19.70 bis 1971 disku­

tiert*. Das  Ergebnis war ein M odell, das in 
dem  Referat „Bodenordnung und M arkt­

wirtschaft“  in Grundzügen  vorgestellt wur­

de und eine heftige Diskussion auslöste.

Nach  den Vorstellungen der Autoren, 
in  die bereits im  Sem inar erarbeitete Vor­

stellungen  einflossen, ist ohne sinnvolle Bo­
denordnung  eine öffentlich-rechtliche  Pla­

nung nicht denkbar. Die Planung, besser 
deren Durchsetzung, scheitert heute je­

doch  zu  oft an Einkom m ensinferessen  der 
Grundstückseigentümer; so daß  eine geord­

nete Planung eine Reform  des  Bodenrechts 
voraussetzt. Das M odell zur Reform  des 
Bodenrechts sieht vor, daß der Grund­

stücksverkehr sich durch Kauf und Ver­

kauf über einen Grundstücksm arkt ab­

wickelt, der gegenüber dem heutigen 
Grundstücksm arkt ein  M arkt m it wesent­

lich m ehr W ettbewerb ist.

Für alle Reformm odelle zur  Reform  des 
Bodenrechts, die die Einkom m ensinteres­

sen neutralisieren wollen (z.B. die Einfüh­

rung  von Bodenwertsteuem  oder die Ein­

führung von  kom m unalen Erbpacht- oder 
Erbbaurechten), werfen die Frage der Be­

wertung  von bebauten Grundbesitz auf. 
Dieses Problem  stand im  M ittelpunkt der 
Gruppenarbeit „Bodenordnung“.

Das vorgestellte M odell soll in dieser 
Zeitschrift dem nächst veröffentlicht wer­

den.

\

Jobst v. Heynitz

*) Jobst v. Heynitz berichtete über das neue M o­
dell.*
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„Kann das Schulwesen sich selbst verwalten? “ 

Bericht über den Vortrag  von Dr. Paul-Ludwig W einacht

Als.m ehrjähriger M itarbeiter beim  Deut­

schen Bildungsrat verfügt Dr. W einacht 
über eine Fülle von Detailkenntnissen und 
Einsicht in M einungsentwicklungen im  Zu­

sam menhang  m it der  Reform  des  deutschen 
Bildungswesens. Sein diesjähriger Vortrag 
während der Som m ertagung des Sem inars 
für freiheitliche  Ordnung gab einen  reprä­

sentativen  und differenzierten Überblick 
über den augenblicklichen  Stand der Dis­

kussion eines Them as, das äußerlich be­

trachtet als ein Nebenproblem der Bil­

dungsreform  erscheinen könnte, obwohl 
die Selbständigkeit und Unabhängigkeit 
der einzelnen Schulen von zentraler Be­

deutung für die zukünftige Entwicklung 
unseres Bildungswesens sein könnten.

In  einem  kurzen  einleitenden  Rückblick 
stellte der Referent fest, daß  die staatliche 
Schulaufsicht heutiger Prägung historisch 
sich  entwickelt hat aus dem  Bestreben, die 
kirchliche Vorherrschaft im  Kulturleben 
auch  auf  dem  Bereich  des Bildungswesens 
zu überwinden. Heute, nachdem  die Ge­

fahr einer einseitigen kirchlichen Bevor­

m undung des Bildungswesens im  Bewußt­

sein einer breiteren Öffentlichkeit kaum  
noch vorhanden ist, m ehren sich die Zei­

chen dafür, daß  m an auch der staatlichen 
Schulaufsicht überdrüssig zu werden be­

ginnt. Gegenüber der kirchlichen Schule 
und der staatlichen Schule erscheint die 
schulische Schule m it m oderner Selbstver­

waltungsstruktur als „die ferne Ankündi­

gung eines Ersatzes.“ Der weitere Verlauf 
des Vortrages brachte höchst interessante 
Konkretisierungen dieser Andeutung.

Das überkom m ene Schulwesen, das un­

ter staatlicher Verwaltung steht, wurde 
charakterisiert „als eine Anstalt zur Ver­

m ittlung von Kenntnissen und Berechti­

gungen.“  Die Schule konnte sich weitge­

hend selektiv verhalten gegenüber den 
Schülern, und die Eltern galten als verant­

wortlich für die Erfüllung der  jeweils ge­

forderten Voraussetzungen. Der Lehrer ge­

noß und genießt z. Zt. noch weitgehende 
pädagogische Freiheit trotz W eisungsge­

bundenheit aufgrund seines  Beam tenstatus, 
und nur der Schüler, nicht aber auch die 
Schule, war Gegenstand von Prüfung und 
Kritik. Das Ordnungsprinzip dieser Schule 
war und ist teilweise  noch  heute das büro­

kratisch-hierarchische; ihr vorherrschender 
Geist war die Autorität.

Dem gegenüber traten in den letzten Jah­

ren eine Reihe neuer Faktoren hervor, die 
von grundlegender Bedeutung für die For­

derung nach einer Erneuerung des deut­

schen Bildungswesens wurden. Aus der 
M otivationspsychologie  kam  die Einsicht, 
daß die Lem motivation des Kindes nicht 
ausschließlich Sache der Eltern sein könne, 
sondern vor allem  eine Aufgabe der Schule 
sei. Die Begabungs- und Lem psychologie 
brachte ferner die Erkenntnis, daß Bega­

bung  nicht nur durch Vererbung bedingt 
ist, sondern in einem  viel höherem  M aße 
als ursprünglich angenom m en durch die 
Um welt des Kindes bestim m t wird. Von 
daher wachsen der Schule ganz neue Auf­

gaben  zu. Gleichzeitig  stellt die Curricu­

lum forschung  der Schule aber auch  ganz 
neue M öglichkeiten individueller Förde­

rung zur Verfügung. Bisher entwickelte sie 
eine um fassende Unterrichtstechnologie, 
von  der  die  bisherigen  Funktionen  des Leh­

rers teilweise oder völlig  übernom m en wer­

den können. Schließlich  erkannte die Bil­

dungssoziologie, daß  die m oderne Indu­

striegesellschaft nicht m ehr auskom m t m it 
einem  Bildungswesen, das nur Vorsorge 
trifft für die Erziehung und Ausbildung 
des Kindes und Jugendlichen, aber nicht 
annähernd Rechnung tragen kann den Be­

dürfnissen nach W eiterbildung und Um­

schulung im  Erwachsenenalter. Im  politi­

schen Bereich unserer Gesellschaft ent-
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stand dem entsprechend die Forderung 

nach einer Reform  des gesam ten Bildungs­

wesens, die „Bildung für alle“ zum Ziel

hinaus kann m an dem  privaten, d.i. dem  
staatlich nicht dirigierten Schulverein den 

Vo  rzug geben gegenüber staatlicher Ver­

waltung des Bildungswesens, wenn m an an 
die im m ensen  M öglichkeiten denkt, die ein 

staatlich gesteuertes Bildungswesen dem  
M achtwillen institutionalisierter Herr­

schaftseliten bieten kann  und  geboten  hat.

Die neuere  Antwort auf  die  oben  gestell­

te Frage, die das staatliche  Schulwesen re­

form ieren  will im  Sinne einer  m ehr oder 
weniger weitgehenden Dekonzentration 
und M itbestim mung neuer Gruppen, er­

weist sich dem gegenüber vor allem  als die 
längst fällige Anwendung  bereits vorhan­

dener Erfahrungen auf das gesam te Bil­

dungswesen. W enn es sogar im  Bildungs­

rat Bestrebungen  gibt, die  eine Verlagerung 
der  Entscheidungskompetenz  von  oben  nach 
unten befürworten, dann darf m an darin 
wahrscheinlich ein unübersehbares Sym p­

tom  dafür begrüßen, daß  die seit Jahrzehn­

ten  anstehende  Em anzipation des Bildungs­

wesens von  EDCBAj e d e r  außerschulischen  Instanz 
Fortschritte m acht. Z. Zt. gibt es ernsthaf­

te Überlegungen, das Prinzip  der bürokra­

tischen  Zentralverwaltung  aufzugeben, und 
es zu  ersetzen  durch  die Prinzipien der A u ­

t o n o m i e  für die einzelnen Schulen und der 
P a r t i z i p a t i o n  am  Entscheidungsprozeß sei­

tens der tatsächlich  Betroffenen. Lehrer/ 
Schüler/Eltern-Kam m em  sollen bestim mte 
Kom petenzen im  Rahm en ihrer eigenen 
Schule übernehm en. Im  Falle der Verwirk­

lichung  eines solchen Programm s wäre die 
Schule des Obrigkeitsstaates im  Prinzip -  
endlich -  überwunden.

Die Gretchenfrage stellt sich den Refor­

m ern bei der Kom petenzverteilung für die 
Curriculumrevision. Beläßt m an es hier bei 
einer technokratisch-expertokratischen 
Zentralsteuerung, dann bleiben alle auto­

nom en Kom petenzen auf anderen Berei­

chen  nur Fragment. Sie haben dann nur 
m ehr die Bedeutung einer Spielwiese für 
die zentral diktierten Lem ziele und Unter­

richtsm ethoden, und lenken im übrigen 
davon ab, daß  im  Grunde die Gängelung 
der Schule von oben nur andere Form en

hat.

Als ein Beispiel für die vielen Vorschlä­

ge und Versuche in dieser Richtung wur­

de M ilton Young genannt, nach dessen 
Ideen in den USA  eine ganze Stadt um ge­

wandelt wurde in eine Totalschule für die 
gesam te Bevölkerung. Banken und Indu­

strieunternehm en dienen dort Lem zwek- 
ken, indem  sie Interessierten praktischen 
Anschauungsunterricht erm öglichen. Das 
Verhältnis von Schüler und Lehrer richtet 
sich dort nicht nach erworbenen Berech­

tigungen: W er etwas weiß oder kann ist 
ein Lehrer, auch wenn er auf anderen Ge­

bieten noch Lernender ist. M aßgeblich ist 
nicht die bescheinigte, sondern die tatsäch­

liche  Kom petenz. Die Kritik  m acht geltend, 
daß es sich hier um  eine unstrukturierte 
Lem m olluske handele, die verschiedene 
Problem e struktureller Art nicht gelöst ha­

be, z.B. die Länge der Schulwege und die 
unterrichtsm äßige Trennung von Kindern 
und Erwachsenen.

Ist das bürokratische Anstaltsrezept ver­

altet? Das skizzierte M odell von M ilton 
Young  u.ä. stellen diese Frage zur Diskus­

sion. Ältere Antworten darauf sind „der 
Rückzug auf den privaten Schulverein“, 
eventuell sogar „die Flucht in die Land­
schulidylle.“ Reform erische Tendenzen 
seien auf diesem  W ege ausgelagert und ge­

sellschaftlich unschädlich gem acht. M an 
könnte  dem  Referenten  hier die Frage stel­
len, ob  nicht gerade dieser radikale Aus­

zug aus dem  staatlichen Schulwesen zur 
Verwirklichung  ganz neuer M odelle geführt 
hat, die in dieser Konsequenz nicht m ög­

lich gewesen wären im  Rahm en des staat­

lichen Bildungswesens, die aber gerade 
m arkante Anregungen für die W eiterent­

wicklung des Bildungswesens gegeben ha­

ben. Für die Gesam tschule und für die 
schulische Selbstverwaltung  gibt es schon 
jahrzehntelange Erfahrungen im  Bereich 
der  Freien Schulen, um  nur  zwei besonders 
augenfällige Beispiele zu nennen. Darüber-
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einzelnen  Schule  fällt, dann  übernim m t das 

Lehrerkollegium  einen wesentlichen Teil 
der Verantwortung  für das Schicksal der 
Schule. Im  Interesse  der Arbeitsfähigkeit 

eines solchen Grem iums m uß  m an deshalb 
die Frage  stellen,  ob  die  Zusam m enstellung 

der Lehrerkollegien wie bisher dem  Zufall 
und m inisterieller W illkür überlassen blei­

ben  darf, oder  ob  m an  dem  Kollegium  nicht 
auch das Recht auf freie W ahl der M itar­

beiter  einräum en  sollte. Bisher scheint m an 

zu planen, dieses Recht nur in Bezug auf 
Aushilfskräfte einzuräum en. Tatsächlich 

aber hängt die Arbeitsfähigkeit in einem  
hohen M aße von der Kooperationsfähig­

keit und -W illigkeit aller M itglieder eines 

solchen autonom en Kollegium s ab.

Es bleibt abzuwarten, ob solche Vor­

schläge sich durchsetzen können. Die Be­

strebungen nach Autonom isierung und 
Partizipation  scheinen  im  Bildungsrat selbst 
nicht unum stritten  zu  sein. Skeptiker m iß­

trauen der Fähigkeit der Schule zur Selbst­

verwaltung  oder sehen die auch  heute ge­

gebene Gefahr der Politisierung  oder auch 
des Sektierertum s dann für akut an. M an 
könnte den dam it referierten Ansichten 
entgegenhalten, daß die Schule erst dann 
in echtem  Sinne die Schule einer plurali­

stischen  Gesellschaft sein kann, wenn  sie 
nicht einer Konzeption  folgt, die eine au­

genblickliche M einungsm ajorität den M in­

derheiten aufzwingt, sondern wenn auch 
M inderheiten das Recht und die M öglich­

keit einer eigenen  Schule eingeräum t wird. 
—  Die Kultusm inisterien und Schulbüro- 
kratien.m öchten verständlicherweise nicht 
auf  die M öglichkeit der politischen Über­

wachung  verzichten. Auch m uß  m an die 
Gefahr sehen, daß der Rückzug des Staa­

tes als M achtfaktor aus der Pädagogik  und 
als strukturierende Instanz aus der Organi­

sation der Pädagogik zu  einer Aufteilung 
der freiwerdenden  Kom petenzen unter die 
nächstm ächtigen  gesellschaftlichen Grup­

pierungen führen könnte. Dam it wäre we­

der dem  Bildungswesen noch der Gesell­

schaft insgesam t gedient. Die eigentlich 
Betroffenen, Eltern, Schüler und Lehrer,

und Nam en angenom m en hat. —  Im  Ge­

spräch sind z. Zt. auch Kom prom ißvor­

schläge zwischen dem  Prinzip der bisheri­
gen Zentralsteuerung  und den Prinzipien 
der Autonom isierung und Partizipation. 
So geben die sog. ,Halbcurricula“ nur die 
schem atisierten Lem ziele an, überlassen  je­

doch u.a. die W ahl der M ethoden und 
Lernschritte weitgehend der Entscheidung 
des Lehrers. M an hat es da m it einem  Sy­

stem  zu tun, das  gegenüber den  eigentlichen 
Curricula eine relative Ähnlichkeit m it 
dem  bisherigen System  der Lehrpläne auf­

weist. Praktisch würde das bedeuten, daß 
nur die Entscheidung über die allgem einen 
Bildungsziele, über den Fächerkanon und 
über die Stundentafel in der Kom petenz 
des Staates verbleibt, während die konkre­

ten Inhalte und Verfahren des Unterrichts 
der Entscheidung von Lehrerteam s an den 
einzelnen Schulen anheim gestellt wird. Da­

m it würde m an die pädagogische Kom pe­

tenz und Verantwortung in hohem  M aße 
tatsächlich denjenigen zuerkennen, die 
durch ihre tägliche Unterrichtspraxis die 
kürzeste und  sensibelste Rückkopplung  zur 
pädagogischen  W irklichkeit erleiden. Von 
einem wirklich freien Lehrer wäre m an 
auch dann noch  weit entfernt, denn der 
Staat und vor allem  auch die Lehrerkon­

ferenz  verfügten noch  im m er über  genügen­

de M ittel, um unbequem e Neuerer und 
Neuerungen von vornherein kurzzuhalten  
und abzubrem sen; trotzdem  dürfte m an 
in einer solchen Lösung  schon den ersten 
zaghaften Schritt in die richtige Richtung 
sehen, durch den dem  Reform willen  inner­

halb der Lehrerschaft endlich  eine  größere 
institutioneile Bewegungsfreiheit gegeben 
wird. Das Prinzip der perm anenten Selbst­

korrektur und Selbstreform  an den  einzel­

nen Schulen würde durch  eine solche Re­

gelung zum indest teilweise realisierbar.

Zu diesem  Punkt des Vortrages brachte 
die anschließende Diskussion eine Ergän­

zung, deren Bedeutsam keit sich spätestens 
in der Praxis der sich selbst verwaltenden 
Schule erweisen wird: W enn Curriculum ­

revision u.a. in den Kom petenzbereich der
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tungen der Sekundarstufe II und den  Prü­

fungsanforderungen der Sekundarstufe I. 
M an hat es hier im  Grunde m it einer der 
zahlreichen Schwächen des heute üblichen 
Berechtigungswesens zu tun, das die Zu­

lassung  zu bestim m ten Ausbildungsgängen 
und Berufen abhängig  m acht davon, daß 
die erforderlichen Kenntnisse und Fähig­

keiten auf allgem eingültig festgelegten W e­

gen  erfolgt. So m uß  heute ein Studienbe­

werber seine Hochschulreife nicht etwa 
dadurch  nachweisen, daß  er im  Rahm en 
einer hochschulintem en Eingangsprüfung 
die tatsächlich  relevanten Kenntnisse und 
Fähigkeiten unter Beweis stellt; m an  ver­

langt vielmehr den Nachweis, daß diese 
Kenntnisse und Fähigkeiten durch  den Be­

such  bestimm ter Einrichtungen des ersten 
oder zweiten Bildungsweges erworben und 
vor  allem  durch  eine  erfolgreiche  Abschluß­

prüfung unter Beweis gestellt worden sind. 
Ähnlich  verhält es sich bei der Zulassung 
zu bestim m ten Berufen; was zählt, sind 
nicht die  tatsächlichen Leistungen, sondern 
die erworbenen  Berechtigungen. Anschei­

nend fehlt jedoch  in weiten  Kreisen noch 
ein  genügend  ausgeprägtes Bewußtsein  für 
die Problem atik  des Berechtigungswesens 
und für den  hohen Preis-der geistigen Uni­

form ierung, den es uns tendenziell abver­

langt. Dem entsprechend steht heute nicht 
nur eine Beibehaltung, sondern sogar eine 
Perfektionierung des Berechtigungswesens 
zu  erwarten.

Das Berechtigungswesen führt die Bil­

dungsplaner in verm eidbare Sachzwänge. 
Einer dieser Sachzwänge ist die Objekti- 
vierbarkeit der Prüfungsleistungen, wor­

auf  oben auch  hingewiesen wurde. Ein Sy­
stem  autonom er Schulen würde höchst­

wahrscheinlich in einen gewissen W ider­

spruch  geraten zu der Forderung  nach  all­

gem eingültigen Prüfungsnormen, wie sie 
etwa durch  die Einführung eines Zentral­

abiturs in einigen Bundesländern verwirk­

licht wurde. Insofern darf  m an m it Inter­

esse abwarten, ob die schem atisierenden  
Sachzwänge des Berechtigungswesens  oder 
die m ehr individualisierenden  Tendenzen,

diejenigen also, die m it dem  System  leben 
m üssen, hätten weiterhin keinen  institu­

tionalisierten M itbestim mungsanspruch.

Die Diskussion brachte zu diesem  Kom­

plex den grundsätzlichen  Gedanken, der 
Staat habe im  Bereich des Bildungswesens 
eigentlich die Verpflichtung, M achtpositio­

nen abzubauen  und  das Entstehen  neuer 
M achtfaktoren zu verhindern. Dazu gehö­

re vor allen Dingen der Abbau der eigenen 
staatlichen M achtposition, sowie der 
Schutz des Bildungswesens vor wirtschaft­

lichen oder weltanschaulichen M achtan­

sprüchen. Konkret bedeute das z.B. das 
Verbot von Schulgründungen  und der Trä­

gerschaft bestimm ter gesellschaftlicher 
Gruppen, etwa der Kirchen oder der Ge­

werkschaften. Dagegen m üsse es zulässig 
sein, wenn einzelne Bürger sich zum  Zwek- 
ke einer Schulgründung zusam m enschlie­

ßen, selbst wenn diese Bürger m ehrheit­

lich einer weltanschaulichen  oder anderen 
Gem einschaft angehören.

Der Vortragende nannte ein weiteres 
Argum ent gegen das M odell der autono­

m en Schule: Die Autonom isierung  führe 
wahrscheinlich  zu einer sehr weitgehenden 
Differenziertheit der M ethoden, so daß 
nach  absehbarer Zeit ein objektiver Ver­
gleich schulischer Leistungen eines Schü­

lers von einer Schule m it denen eines 
Schülers von  einer anderen Schule sehr er­

schwert, wenn nicht unm öglich gem acht 
werde. Besondere Dringlichkeit hatte die 
Forderung nach  einer objektivierten Lei­

stungsm essung  bekom m en im  Zusam men­

hang  m it der  Einführung  des  Num erus Clau­

sus an den deutschen Hochschulen, bei der 
vor allem  die Noten des Reifezeugnisses 
zum  Kriterium  für die Zulassung zum  Stu­

dium  bestim mter Fächer gem acht wurden. 
Jetzt ergibt sich aus diesem  an sich sekun­

dären Bedürfnis der Hochschulen die Not­

wendigkeit, das Prüfungswesen der voran­

gehenden Stufe nach  pädagogisch weniger 
relevanten Gesichtspunkten zu organisie­

ren. Und ein ähnliches Abhängigkeitsver­

hältnis läßt sich Voraussagen zwischen den 
Zulassungskriterien für bestim mte Rich-
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wie im  anderen  Falle vom  System  auf das 
Bewußtsein und Selbstverständhis der m it 
dem System leben M üssenden ausgeübt 
werden.

die bei einer echten  Autonom isierung  der 
Schulen Spielraum  bekämen, zu Prioritä­
ten erhoben werden. M an kann  nur hoffen, 
daß  dabei die pädagogischen  W irkungen 
genügend beachtet werden, die im  einen

Detlef. Böhm  ..
i.
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AnkündigungEDCBA

S e m i n a r  f ü r  f r e i h e i t l i c h e  O r d n u n g

d e r  W i r t s c h a f t ,  d e s  S t a a t e s  u n d  d e r  K u l t u r  e .  V .

!•

28. Tagung

Für 1972  ist die Som m ertagung  des 

Sem inars für freiheitliche Ordnung  

für die Zeit

>

v o m  2 2 .  J u l i  b i s  1 .  A u g u s t  

wieder in der Bauernschule 

i n  H e r r s c h i n g  a m  A m m e r s e e

vorgesehen.

Vorläufiges Them a:

Über die Notwendigkeit
einer W ertordnung
für die gesellschaftliche Entwicklung

W irtschaftliche —  oder kulturelle Expansion?

Bitte m erken Sie sich den Term in  jetzt schon vor und  m achen  

Sie auch Ihre Freunde auf die Tagung aufm erksam .

j
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